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(Beginn: 14:03 Uhr)

Präsident Norbert Kartmann:

Meine Damen und Herren, verehrte Gäste auf der Besu-
chertribüne! Ich darf Sie herzlich begrüßen zur 75. Plenar-
sitzung des Hessischen Landtags.

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, darf ich Folgen-
des erklären.

Im Vorfeld der uns allen bekannten Armenien-Resolution
des Deutschen Bundestages, aber vor allem auch danach
hat es heftige verbale Angriffe gegen Abgeordnete des
Deutschen Bundestages, insbesondere der Kolleginnen und
Kollegen mit türkischer Herkunft, gegeben. Dass sich dar-
an auch der türkische Staatspräsident beteiligt hat, findet
ebenso und sehr deutlich unsere Kritik.

Da diese Entwicklung nicht nur unmittelbar Abgeordnete
des Deutschen Bundestages, sondern mittelbar einen jeden
gewählten Volksvertreter betrifft, bedarf es nach meiner
Einschätzung dieser Erklärung. Wir stehen als Abgeordne-
te auch der deutschen Landtage und im Speziellen unseres
Hessischen Landtags in solidarischer Verpflichtung mit
unseren Kolleginnen und Kollegen türkischer Herkunft.

Ich möchte dies am Beginn unserer heutigen Sitzung deut-
lich machen und darf dazu den Bundestagspräsidenten
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert zitieren:

Wir [Abgeordnete] stellen uns jeder Kritik, und wir
ertragen auch persönliche Angriffe und Polemik.
Doch jeder, der durch Drohungen Druck auf einzel-
ne Abgeordnete auszuüben versucht, muss wissen:
Er greift das ganze Parlament an.

Weiter sagt Lammert:

Dass ein demokratisch gewählter Staatspräsident im
21. Jahrhundert seine Kritik an demokratisch ge-
wählten Abgeordneten des Deutschen Bundestages
mit Zweifeln an deren türkischer Abstammung ver-
bindet, ihr Blut als „verdorben“ bezeichnet, hätte ich
nicht für möglich gehalten, ….

Ich schließe mich ausdrücklich diesen Aussagen des Herrn
Bundestagspräsidenten an.

(Lebhafter allgemeiner Beifall)

Meine Damen und Herren, dem ist nichts hinzuzufügen.
Ich glaube, es ist richtig gewesen, dieses Zitat zu nehmen,
ohne eigene Worte zu finden, weil es deutlich macht, was
wir denken. Es ist auch richtig gewesen, dies am Anfang
festzustellen.

Dass wir am heutigen Tag noch einer Parlamentskollegin
von uns in Großbritannien zu gedenken haben, hätte auch
keiner für möglich gehalten. Deswegen will ich sehr gern
Jo Cox in das einbeziehen, was ich gesagt habe. Es ist ein
verdammt hoher Preis, den Jo Cox für ihre politische Über-
zeugung gezahlt hat. Deswegen bedarf dies ebenso unseres
Gedenkens.

Abschließend möchte ich hinzufügen: Dass wir auf dem
Marktplatz mit Abgeordneten, Bürgerinnen und Bürgern
zusammen waren, um der Opfer von Orlando zu gedenken,
war die angemessene Beteiligung an der großen Trauer um
die Toten von Orlando. Ganz herzlichen Dank dafür.

(Allgemeiner Beifall)

Meine Damen und Herren, ich stelle nun die Beschlussfä-
higkeit des Hauses fest. Widerspricht jemand? – Das ist
nicht der Fall.

Dann können wir zunächst einmal die Tagesordnung er-
gänzen. Die Tagesordnung vom 14. Juni 2016 sowie ein
Nachtrag vom heutigen Tag mit insgesamt 68 Punkten lie-
gen Ihnen vor.

Wie Sie dem Nachtrag entnehmen können, haben wir in
den Punkten 63 bis 67 Anträge auf Aktuelle Stunden, die
wir gemäß Geschäftsordnung mit fünf Minuten pro Aktuel-
ler Stunde abhandeln. Interfraktionell wurde vereinbart,
dass Tagesordnungspunkt 67 nach Tagesordnungspunkt 65
und danach erst Tagesordnungspunkt 66 aufgerufen wird.
Wir beginnen mit den Aktuellen Stunden, wie gehabt, am
Donnerstag um 9 Uhr.

Auf Ihren Plätzen liegt ein Dringlicher Antrag der Fraktio-
nen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend
digitale Agenda für das Recht – digitalen Hausfriedens-
bruch bestrafen, Drucks. 19/3507. Wird die Dringlichkeit
bejaht?

(Günter Rudolph (SPD): Na ja!)

– Trotz allem wird sie bejaht. Dann wird er Punkt 69 unse-
rer Tagesordnung, und wir können ihn mit der Regierungs-
erklärung unter Tagesordnungspunkt 2 aufrufen. – Kein
Widerspruch, dann verfahren wir so.

Es sind keine weiteren Anträge zur Tagesordnung vorhan-
den, wir können sie damit genehmigen. Spricht jemand da-
gegen? – Das ist nicht der Fall. Dann ist sie so beschlossen.

Wir tagen heute bis 19 Uhr. Wir beginnen mit der Frage-
stunde, danach mit Tagesordnungspunkt 2.

Herr Kollege Banzer hat sich für heute aus Krankheits-
gründen entschuldigt.

Meine Damen und Herren, die Auswahl der sieben Persön-
lichkeiten für das Kunstwerk „Himmel über Hessen.
Licht–gestalten“ haben die Schülerinnen und Schüler des
Orientierungskurses Politik und Wirtschaft der E-Phase
des Theodor-Heuss-Gymnasiums Homberg (Efze) getrof-
fen, die vom 17. bis 19. Mai 2016 an dem Seminar „Im
Zentrum der Landespolitik“ teilgenommen haben. Unsere
Promis hinter uns sind Johann Wolfgang von Goethe, Kon-
rad Zuse, Anne Frank, Jacob Grimm, Wilhelm Grimm, Ot-
to Hahn und Konrad Duden.

Einen besonderen Geburtstag, weil er rund war, konnte
Herr Kollege Caspar am 31.05. begehen. Lieber Herr Cas-
par, herzlichen Glückwunsch zu Ihrem Geburtstag, alles
Gute für Sie, Gottes Segen und viel Gesundheit.

(Allgemeiner Beifall)

20 Jahre nach Herrn Caspar wurde Herr Heinz geboren –
so kann man es auch formulieren. Lieber Christian Heinz,
auch Ihnen herzlichen Glückwunsch zu Ihrem runden Ge-
burtstag, auch Ihnen alles Gute, gute Gesundheit für die
Zukunft.

(Allgemeiner Beifall)

Meine Damen und Herren, ich rufe nun Tagesordnungs-
punkt 1 auf:

Fragestunde – Drucks. 19/3419 –

Ich eröffne sie mit der Frage 532 des Abg. Dr. Bartelt. –
Frau Kollegin Lannert für Herrn Dr. Bartelt, bitte schön.
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Judith Lannert (CDU):

Ich frage die Landesregierung:

Wie unterstützt sie den Umbau und die Sanierung des
Kreiskrankenhauses Weilburg?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Sozialminister.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Frau Abgeordnete, mit Bescheid vom 18.01.2016 hat das
Krankenhaus für diverse Umbaumaßnahmen einen Förder-
bescheid in Höhe von 1,287 Millionen € erhalten. Damit ist
auch die letzte vom Krankenhaus im Rahmen der Einzel-
förderung angemeldete Maßnahme, die förderfähig war, in
einem Bauprogramm berücksichtigt und dementsprechend
gefördert worden.

Seit dem 01.01. dieses Jahres erhalten Krankenhäuser, die
in den Krankenhausplan des Landes Hessen aufgenommen
sind, jährlich pauschale Fördermittel für Investitionsmaß-
nahmen. Das Krankenhaus Weilburg erhält demnach in
den kommenden fünf Jahren jährlich voraussichtlich zwi-
schen 780.000 und 1,2 Millionen €.

Darüber hinaus sind für die Sanierung des Krankenhauses
3 Millionen € in das Kommunalinvestitionsprogramm des
Landes eingestellt. Weitere 2 Millionen € aus dem Kom-
munalinvestitionsförderungsgesetz des Bundes sind bean-
tragt.

Das Krankenhaus in Weilburg ist im Rahmen der statio-
nären Versorgung für diesen Teil des Landes nach Auffas-
sung des zuständigen Ministeriums unverzichtbar.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Abg. Schmitt.

Norbert Schmitt (SPD):

Heute werden viele Fragen zur Unterstützung der Landes-
regierung für Krankenhäuser gestellt. Deswegen frage ich
die Landesregierung: Wie unterstützt denn die Landesre-
gierung das Krankenhaus in Lindenfels?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Grüttner.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Herr Abgeordneter, das Krankenhaus in Lindenfels ist sei-
tens des Landes in dem gleichen Sinne gefördert worden
wie alle Krankenhäuser in Hessen. Die betriebswirtschaft-
liche Führung eines Krankenhauses liegt allerdings nicht in
der Verantwortung des Landes Hessen, sondern des jewei-
ligen Trägers und Betreibers.

Darüber hinaus ist die Tatsache, dass dort über Jahre hin-
weg Defizite erwirtschaftet worden sind, seitens des Trä-
gers – das ist der Klinikverbund Südhessen mit dem Uni-
versitätsklinikum Mannheim mit einer Beteiligung von
85 % – zu beurteilen. Das Land trägt an dieser Stelle kei-

nerlei Verantwortung für die inhaltliche Ausgestaltung ei-
nes Krankenhauses.

(Wortmeldung des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kollege, eine Frage des Fragestellers, der nicht die
Frage gestellt hat, und die zweite muss ein anderer stellen.
Nur der Fragesteller hätte noch zwei übrig. – Er will aber
auch nicht mehr.

Ich rufe die Frage 533 auf. – Frau Lannert für Herrn
Dr. Bartelt. Bitte sehr.

Judith Lannert (CDU):

Ich frage die Landesregierung:

Wie unterstützt sie den Klinikneubau in Melsungen?

(Unruhe)

Präsident Norbert Kartmann:

Einen Augenblick, bitte. – Herr Staatsminister.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Frau Abgeordnete, mit Bescheid vom 23. Februar dieses
Jahres wurden der Asklepios Schwalm-Eder-Kliniken
GmbH für den Neubau der Klinik in Melsungen 15 Millio-
nen € Fördermittel nach § 25 HKHG 2011 im Rahmen der
Einzelförderung bewilligt. Auch hier gilt, dass durch die
Gesetzesänderung zum 1. Januar 2016 die Krankenhäuser,
die in den Krankenhausplan des Landes aufgenommen
sind, mit festen Beträgen gefördert werden. Voraussicht-
lich wird die Klinik in Melsungen in den nächsten Jahren
mit einer jährlichen Pauschale in einer Größenordnung von
rund 940.000 € zu rechnen haben. Die Pauschale kann
dann von den Krankenhausträgern eigenverantwortlich
auch für den Klinikneubau oder für andere Investitionen
genutzt werden.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage. Sie haben das Wort, Herr Kollege.

Gerald Kummer (SPD):

Ich frage die Hessische Landesregierung: Wie unterstützt
sie den Umstrukturierungsprozess der Kreisklinik Groß-
Gerau GmbH?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Herr Abgeordneter, wenn Sie sich die Kennzahlen der
Kreisklinik Groß-Gerau anschauen, die veröffentlicht sind
– hier insbesondere die Bilanzen –, stellen Sie fest, dass
die Kreisklinik Groß-Gerau vor zwei Jahren ein Defizit
von ungefähr 6,7 Millionen € und im letzten Jahr ein Defi-
zit von 6,8 Millionen € – in Anführungszeichen – „erwirt-

5224 Hessischer Landtag · 19. Wahlperiode · 75. Sitzung · 21. Juni 2016



schaftet“ hat, obwohl Hinweise des Landes im Hinblick
auf die Betriebsführung und auch hinsichtlich der inhaltli-
chen Ausrichtung gegeben worden sind.

An dieser Stelle gilt genauso wie in Lindenfels: Das Land
Hessen steht mit Ratschlägen zur Seite, führt aber kein Kli-
nikum. Die Klinik steht in der Verantwortung des kommu-
nalen Trägers. Die Frage, die Sie eben gestellt haben, müs-
sen Sie eigentlich in den zuständigen Ausschüssen des
Kreises stellen, um dort eine Antwort zu bekommen.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Kollege Merz.

Gerhard Merz (SPD):

Herr Minister, würden Sie zugeben, dass das nicht die Ant-
wort auf die Frage des Kollegen war? Die Frage lautete,
wie das Land die Klinik Groß-Gerau im Bereich der Inves-
titionen unterstützt.

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Grüttner.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Diese Frage habe ich beantwortet, Herr Kollege Merz. Das
Kreiskrankenhaus Groß-Gerau hat die gleichen Fördermit-
tel bekommen wie alle anderen Krankenhäuser in der glei-
chen Situation.

Präsident Norbert Kartmann:

Ich rufe Frage 534 auf. – Kollege Wiegel stellt sie für den
Abg. Tipi.

Kurt Wiegel (CDU):

Ich frage die Landesregierung:

Wie fördert sie den Neubau der Klinik für Psychiatrie und
Psychotherapie in Offenbach?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Grüttner.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Herr Abgeordneter, der Ersatzneubau wurde mit Bewilli-
gungsbescheid vom 14. März dieses Jahres mit 8,5 Millio-
nen € gefördert. Der Neubau orientiert sich an den beson-
deren Anforderungen psychiatrischer Patienten und legt
einen Schwerpunkt auf die Patientensicherheit und auf
Maßnahmen der Suizidprävention. Durch die finanzielle
Förderung des Landes Hessen wurde somit ein erheblicher
Beitrag zu einer wohnortnahen Versorgung seelisch kran-
ker Menschen geleistet.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Frau Dr. Sommer.

Dr. Daniela Sommer (SPD):

Herr Minister Grüttner, sehen Sie denn die Versorgung in
diesem Bereich in Ballungsgebieten sowie im ländlichen
Raum gesichert, und sind weitere Bauten geplant?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Grüttner.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Frau Abgeordnete, wir verfolgen die Entwicklung insbe-
sondere des psychiatrischen Versorgungsangebots mit ei-
ner hohen Aufmerksamkeit. Wir haben eine flächen-
deckende Versorgung innerhalb des Landes. Sofern sich
die Diskussion – wie aktuell beispielsweise im Hinblick
auf den tagesklinischen Bereich in Weilmünster – auf Er-
weiterungsmaßnahmen bezieht, werden wir dies in den Ge-
sundheitskonferenzen oder auch in der Landeskranken-
hauskonferenz beraten. Sollte dort eine Empfehlung zu ei-
nem Ausbau des Versorgungsangebots gegeben werden, so
werden wir dem auch Folge leisten.

Präsident Norbert Kartmann:

Ich rufe Frage 535 auf. Frau Abg. Geis.

Kerstin Geis (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Wie werden an den hessischen Schulen die Verbrauchsma-
terialien, die gemäß § 153 Abs. 4 HSchG nicht der Lern-
mittelfreiheit unterliegen, für die in InteA-, Intensiv- und
Regelklassen beschulten Flüchtlinge finanziert?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kultusminister Prof. Dr. Lorz.

Prof. Dr. R. Alexander Lorz, Kultusminister:

Frau Abg. Geis, gemäß § 153 Abs. 4 HSchG gelten Gegen-
stände wie Schreib- und Zeichenmaterial nicht als Lernma-
terial. Somit können diese Gegenstände grundsätzlich nicht
über das Budget der Lernmittelfreiheit finanziert werden
und sind durch die Schülerinnen und Schüler bzw. die El-
tern selbst zu beschaffen. Nichtsdestotrotz wurden hin-
sichtlich der von schulpflichtigen Flüchtlingen benötigten
Lernmittel die erforderlichen Schritte eingeleitet.

Schülerinnen und Schüler in Intensivklassen der allge-
meinbildenden und beruflichen Schulen – das ist unser In-
teA-Programm – erhalten einen Pauschalbetrag in Höhe
von 40 €. Dieser Pauschalbetrag dient dazu, auf die Bedar-
fe der Flüchtlinge einzugehen und es den Schulen zu er-
möglichen, die für die individuelle Förderung der Flücht-
linge benötigten Lernmittel zu beschaffen.

Unterjährig wird für neu ankommende Flüchtlinge eine
Nachsteuerung durchgeführt, sodass für jeden Flüchtling,
der in Intensivklassen der allgemeinbildenden und berufli-
chen Schulen unterrichtet wird, die benötigten Lernmittel
zur Verfügung gestellt werden können.
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Flüchtlinge, die in Regelklassen unterrichtet werden, erhal-
ten den für diese Regelklasse vorgesehenen Pauschalbetrag
und werden über diesen mit Lernmitteln ausgestattet.

Flüchtlinge, die sich im laufenden Asylbewerberverfahren
befinden, erhalten Leistungen nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz. Zuständig für diese Leistungen sind die Kom-
munen.

Wurde die Aufenthaltserlaubnis erteilt, erhalten Flüchtlin-
ge in der Regel Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozi-
algesetzbuch (SGB II). Zuständig für diese Leistungen sind
entweder die Optionskommunen oder die gemeinsamen
Einrichtungen der Kommune und der Bundesagentur für
Arbeit. Das für den Unterricht benötigte Schreib- und Zei-
chenmaterial wird demnach aus diesen Leistungen finan-
ziert.

Sollte die Beschaffung der benötigten Schreib- und Zei-
chenmaterialien durch die Eltern oder Schülerinnen und
Schüler auch nach Prüfung der obigen Finanzierungsvor-
gaben nicht möglich sein, kann die Schule einen Antrag
nach § 153 Abs. 4 Hessisches Schulgesetz beim Hessi-
schen Kultusministerium auf Anerkennung der Schreib-
und Zeichenmaterialien als Lernmittel stellen. Nach der
Anerkennung durch das Hessische Kultusministerium kann
die Schule aus dem ihr zur Verfügung stehenden Lernmit-
telbudget das Schreib- und Zeichenmaterial beschaffen und
den Schülerinnen und Schülern zur Verfügung stellen.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Frau Kollegin Geis.

Kerstin Geis (SPD):

Inwieweit werden Eltern von Flüchtlingskindern darüber
informiert, dass sie einen Antrag stellen können?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kultusminister.

Prof. Dr. R. Alexander Lorz, Kultusminister:

Was die von mir erwähnten Leistungen der Kommunen be-
trifft, ergibt sich die Aufklärung der betreffenden Personen
in dem Prozess, über den sie auch sonstige Leistungen von
der Kommune beziehen. Was die speziellen Möglichkeiten
der Schule anbelangt, so bemerken die Lehrerinnen und
Lehrer, die die Klassen unterrichten, wenn es ein Problem
mit der Verfügbarkeit des Schreib- und Zeichenmaterials
gibt. Dann kann natürlich, im Rahmen des Erforderlichen,
innerhalb der Schule Abhilfe geschaffen werden. Mir ist
aber, ehrlich gesagt, kein solcher Fall bekannt.

Präsident Norbert Kartmann:

Frage 537, Herr Abg. Holschuh.

Rüdiger Holschuh (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Wann ist mit der Besetzung der seit Sommer 2015 vakanten
Stelle der Leiterin des Staatlichen Schulamts für den Kreis
Bergstraße und den Odenwaldkreis zu rechnen?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Prof. Dr. Lorz.

Prof. Dr. R. Alexander Lorz, Kultusminister:

Wenn es nach mir geht, sehr bald.

(Rüdiger Holschuh (SPD): Das ist schon ganz gut!)

Herr Abg. Holschuh, die Stelle war bereits im Mai 2015
ausgeschrieben. Die Auswahlentscheidung konnte jedoch
aufgrund eines Konkurrentenstreitverfahrens eines Bewer-
bers nicht vollzogen werden. Zwischenzeitlich hat die aus-
gewählte Bewerberin ihre Bewerbung zurückgezogen.
Deswegen haben wir die erforderlichen Schritte eingeleitet.
Nachdem das Schulamt zunächst durch den Stellvertreter
geleitet wurde, ist am 13. April 2016 eine vorübergehende
Amtsleitung beauftragt worden. Damit ist der ordnungsge-
mäße Verwaltungsablauf gewährleistet.

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Abg. Holschuh, Zusatzfrage.

Rüdiger Holschuh (SPD):

Das heißt, die Stelle wird noch einmal ausgeschrieben?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister.

Prof. Dr. R. Alexander Lorz, Kultusminister:

Das haben wir vor. Allerdings ist auch gegen den Abbruch
des Bewerbungsverfahrens zurzeit ein gerichtliches Eilver-
fahren anhängig. Das heißt, wir sind auch insoweit von
dem Fortgang des gerichtlichen Verfahrens und der Ent-
scheidung des Gerichts abhängig.

Präsident Norbert Kartmann:

Die Frage 538 wurde von Herrn Kollegen Yüksel zurück-
gezogen.

Wir kommen zu Frage 539. Herr Abg. Gremmels.

Timon Gremmels (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Wieso gab es bislang keine verbindliche Zusage der Um-
weltministerin an die Naturschutzverbände, dass diese in
die Mittelvergabe der Einnahmen aus der neu gestarteten
Umweltlotterie eingebunden werden, wie dies in anderen
Bundesländern üblich ist?

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Umweltministerin Hinz.
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Priska Hinz, Ministerin für Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz:

Herr Abg. Gremmels, die Naturschutzverbände werden bei
der anstehenden Erarbeitung der notwendigen Förderricht-
linie für die Ausgabe der Mittel aus der Umweltlotterie be-
teiligt. Es ist aber in dem gemeinsam mit Lotto Hessen er-
stellten Konzept nicht vorgesehen, dass sie in die konkre-
ten Entscheidungen zur Mittelvergabe einbezogen werden.

Das hat auch einen guten Grund. Mit den Erträgen aus der
Umweltlotterie soll insbesondere die Umsetzung der Hes-
sischen Biodiversitätsstrategie durch Förderung geeigneter
Projekte unterstützt werden. Die Naturschutzverbände, die
in der Regel in vielen Fällen als Projektträger oder Initiator
auftreten, können hiervon besonders profitieren. Insofern
ist es dann nicht möglich, dass sie gleichzeitig über die
Mittelvergabe mitentscheiden. Deswegen ist eine förmli-
che Mitwirkung der Verbände in den einzelnen, nach den
Vorgaben der Förderrichtlinie abzuwickelnden Zuwen-
dungsverfahren nicht vorgesehen.

Aber wir haben gerade bei den Naturschutzverbänden be-
sonders dafür geworben, Ideen für die wöchentlichen Pro-
jekte einzureichen, für die pro Jahr immerhin ca. 250.000 €
ausgeschüttet werden. Wir haben da sehr großen Erfolg.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Kollege Gremmels.

Timon Gremmels (SPD):

In anderen Bundesländern gibt es auch Umweltlotterien.
Dort sind die Naturschutzverbände einbezogen, obwohl sie
am anderen Ende auch davon profitieren. Warum ist das in
Hessen nicht möglich?

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Ministerin.

Priska Hinz, Ministerin für Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz:

Herr Abg. Gremmels, ich habe Ihnen eben erläutert, dass
das in dem Konzept, das mit Hessen-Lotto erarbeitet wur-
de, so nicht vorgesehen war. Deswegen werden wir anders
verfahren. Die hessische Umweltlotterie ist eine andere als
in vielen anderen Bundesländern.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Kollege Gremmels.

Timon Gremmels (SPD):

Die Verbände haben vorgeschlagen, die Lotterieerträge
über die Gremien der Stiftung Hessischer Naturschutz zu
vergeben, weil das eine bewährte Struktur sei. Warum ist
dieser Vorschlag von Ihnen und von Lotto Hessen nicht
aufgegriffen worden?

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Staatsministerin Hinz.

Priska Hinz, Ministerin für Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz:

Weil wir über die Verwendung der Mittel, die wir über die
Umweltlotterie generieren, im Ministerium sehr viel größe-
re Projekte finanzieren können, und zwar nicht allein im
Naturschutzbereich. Der Stiftungszweck würde die Mög-
lichkeiten der Mittelvergabe einengen.

Präsident Norbert Kartmann:

Die nächste Frage ist Frage 540. Frau Abg. Dr. Sommer.

Dr. Daniela Sommer (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Mit welcher Zielrichtung prüft sie derzeit eine ergänzende
Förderung von Famulaturabschnitten zur Fachkräftesiche-
rung von Ärztinnen und Ärzten?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Grüttner.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Frau Abgeordnete, es ist ausgesprochen wichtig, schon
sehr frühzeitig im Medizinstudium Anreize für eine Tätig-
keit im ambulanten Sektor zu setzen. Daher sollen Studie-
rende eine finanzielle Unterstützung von bis zu 595 € er-
halten, wenn sie sich für die Ableistung eines Famulaturab-
schnitts in einer hausärztlichen Praxis entscheiden, die ih-
ren Sitz in einer hessischen Stadt oder Gemeinde mit bis zu
20.000 Einwohnern hat. Das wurde ganz bewusst auf klei-
nere Kommunen und Städte bezogen. Hierfür stellt die
Hessische Landesregierung insgesamt 200.000 € jährlich
zur Verfügung. Die Auszahlung wird über die Kassenärzt-
liche Vereinigung erfolgen.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Frau Dr. Sommer.

Dr. Daniela Sommer (SPD):

Welche weiteren Rahmenbedingungen unterstützen oder
schaffen Sie, um diesen Fachkräftemangel zu verhindern?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Grüttner.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Wir werden uns in der nächsten Woche im Rahmen der
Gesundheitsministerkonferenz als Erstes mit dem Master-
plan Medizinstudium 2020 auseinandersetzen und dort ei-
ne gemeinsame Positionsbeschreibung der Länder im Hin-
blick auf die Studienplätze vornehmen.

Zweitens. Seit dem Gesundheitspakt fördern wir zur Si-
cherstellung der ärztlichen Versorgung insbesondere im
ländlichen Raum die Kompetenzzentren Weiterbildung
Allgemeinmedizin an den Universitätsstandorten Frankfurt
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und Marburg, um insbesondere die Allgemeinmedizin in
den Fokus zu nehmen und Anreize für die Niederlassung
und die Tätigkeit als Hausarzt zu geben.

Wenn sich Ärztinnen und Ärzte tatsächlich für eine Nie-
derlassung entscheiden, fördert die KV Hessen darüber
hinaus diese Niederlassung mit Investitionszuschüssen bei
der Praxiseröffnung.

Darüber hinaus unterstützen wir all die Maßnahmen, die
beispielsweise im Kreis Hersfeld-Rotenburg oder im Kreis
Fulda vorgenommen werden. Hier werden bereits Abituri-
enten, die sich für ein Medizinstudium entschieden haben,
angeschrieben, um sie für einen Teil ihres Medizinstudi-
ums wieder zurück in ihren heimischen Kreis zu holen. Die
„Landarztpartie“ der Universität Frankfurt, gemeinsam mit
dem Landkreis Fulda, ist eine geradezu beispielgebende
Initiative, wie an der Stelle ein Interesse geweckt werden
kann, sich im ländlichen Raum niederzulassen, um damit
auf Dauer dort die gesundheitliche Versorgung zu sichern.

Der gesamte Gesundheitspakt 2.0 ist so ausgelegt, dass ins-
besondere die hausärztliche Versorgung in ländlichen Räu-
men als attraktiv dargestellt und demgemäß gefördert wird.

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Dr. Sommer, eine weitere Zusatzfrage.

Dr. Daniela Sommer (SPD):

Vielen Dank für Ihre Ausführungen. Sie haben jetzt sehr
viel vom Nachwuchs gesprochen. Wie sieht es denn mit
den stillen Reserven aus? Sie kennen sicherlich die Studie
„Fachkräftemangel in Gesundheitswesen und Pflegewirt-
schaft bis 2030“. Die Autoren schlagen vor, stille Reserven
– also ausgebildete Ärzte, die momentan nicht in ihrem
Beruf tätig sind – wieder für die Berufsausübung zu moti-
vieren.

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Sozialminister Grüttner.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Frau Abgeordnete, wir haben doch schon gute Erfahrungen
bei der medizinischen Versorgung von Flüchtlingen und
Asylsuchenden gemacht, als sie zu uns gekommen sind.

Was die stille Reserve bei den Ärzten anbelangt, müssen
wir sehr genau schauen, wie sich das im Hinblick auf die
gesetzlichen Rahmenbedingungen versteht. Das ist nicht so
trivial, wie es sich auf den ersten Blick darstellt. Denn
letztendlich hat das auch damit zu tun, wie sich die Ruhe-
standsbezüge der Ärzte verändern, wenn sie erneut in eine
praktische Tätigkeit hineingehen. Letztendlich ist das noch
nicht geklärt. Dennoch ist diese Reserve durchaus von In-
teresse.

Dazu gehört aber noch ein anderer Gesichtspunkt: Die
möglicherweise vorhandene Reserve wird immer älter.
Denn die Hausärzte, die aus der aktiven Praxis ausschei-
den, sind heutzutage deutlich älter als in der Vergangen-
heit, und häufig nehmen sie ihre Praxistätigkeiten schon
sehr viel länger wahr, als sie sich das in ihrer persönlichen
Lebensplanung vorgenommen hatten – denn es ist außeror-
dentlich schwierig, Praxisnachfolger zu finden. Diese Per-

sonen dann noch als Reserve zu requirieren, ist ausgespro-
chen schwierig.

Deswegen ist das zwar ein Ansatz, aber er wird das Pro-
blem der ärztlichen Versorgung im ländlichen Raum nicht
lösen können, sodass wir nach weiteren, alternativen Mög-
lichkeiten suchen und diese umsetzen müssen. Dabei geht
es um Ärztenetze, ärztliche Kooperationen, medizinische
Versorgungszentren und all das, was wir auch über unsere
Modellregionen, die wir mit unserem Gesundheitspakt för-
dern, entwickelt haben und woraus wir Erkenntnisse er-
warten. Das sind die geeigneteren Maßnahmen dafür, um
auch in Zukunft die ambulante Versorgung im ländlichen
Raum sicherzustellen.

Präsident Norbert Kartmann:

Dazu gibt es keine Wortmeldung mehr.

Damit kommen wir zur Frage 541. Frau Dr. Sommer.

Dr. Daniela Sommer (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Warum wurde bislang nur jeder dritte Antrag bezüglich
der Niederlassungsförderung von Ärztinnen und Ärzten po-
sitiv beschieden?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Sozialminister Grüttner.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Frau Abgeordnete, die KV Hessen und die Verbände der
Krankenkassen haben die Förderkriterien zum 1. Juli 2015
für die Ansiedlungsförderung neu definiert und an die Pla-
nungsbereiche im Sinne der Bedarfsplanung angepasst.
Das führte in den Monaten nach der Umstellung dazu, dass
erst einmal das Antragsvolumen zurückgegangen ist. In der
Zwischenzeit hat man sich auf die neuen Förderkriterien
eingestellt, die Zahl der Anträge steigt wieder. Zwischen-
zeitlich wurde auch klargestellt, dass gewisse Antragsgrup-
pen nicht förderfähig sind. Auch das hat zu einer geringe-
ren Anzahl positiver Bescheide geführt.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Frau Dr. Sommer.

Dr. Daniela Sommer (SPD):

Wenn ich Sie richtig verstanden habe, heißt das, jeder drit-
te Antrag, der nicht positiv beschieden wurde, war von
Ärzten gestellt, die von diesem Programm nicht profitieren
können?

Eine weitere Frage: Herr Grüttner, ist diese Niederlas-
sungsförderung ein erfolgreiches Instrument zum Auf- und
Ausbau der flächendeckend möglichst wohnortnahen Ver-
sorgung? Wie bewerten Sie das?
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Präsident Norbert Kartmann:

Frau Kollegin, nur nebenbei: Das ist zwar trickreich, aber
zwei Fragen auf einmal, das geht nicht, für die Zukunft. –
Herr Staatsminister.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Ich versuche, die eine Frage, die mir in zwei Teilen gestellt
worden ist, in einem Satz zu beantworten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dabei nehme ich mir ein Beispiel des an Monaten deutlich
älteren Kollegen Dr. Hahn, der das in der Vergangenheit
ebenfalls getan hat.

Ja, in der Tat war nach dieser Veränderung der Förderkri-
terien ein großer Teil der Anträge, ungefähr ein Drittel,
nicht förderfähig – was ich bedauert habe, weil dieses Kri-
terium der Ansiedlungsförderung ein im Prinzip ausge-
sprochen erfolgreiches Instrument ist, um damit in unter-
versorgten Gebieten die Möglichkeit zu eröffnen, dass sich
dort Ärzte niederlassen und dort für eine Sicherstellung der
ärztlichen Versorgung wirken. – Ein Satz.

(Zuruf der Abg. Dr. Daniela Sommer (SPD))

Präsident Norbert Kartmann:

Sie haben eine Frage daraus gemacht, dann haben Sie jetzt
noch Ihre zweite Frage gut. Bitte schön, Frau Dr. Sommer.

Dr. Daniela Sommer (SPD):

Reicht denn der Strukturfonds aus, der dafür aufgesetzt
worden ist?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Minister Grüttner.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Frau Abgeordnete, das ist im Gesundheitspakt vereinbart
worden, aber diese Gelder stammen aus den Mitteln, die
die Krankenkassen und die Kassenärztliche Vereinigung
zur Verfügung stellen.

In der Zwischenzeit haben wir insofern eine Auskömm-
lichkeit, weil sich die Förderkriterien verändert haben: von
einem Fixkostenzuschuss in der ersten Förderperiode hin
zu einer flexiblen Handhabung der Förderhöhe. Denn es ist
relativ klar, dass beispielsweise die Praxiseinrichtung eines
psychotherapeutischen Arztes einen geringeren Aufwand
als beispielsweise die eines Augenarztes verlangt. Insofern
können die Förderhöhen im Hinblick auf die Zuschüsse an-
gepasst werden sowie auch daran, welche Anträge gestellt
werden. Bisher ist die Förderhöhe als ausreichend zu er-
achten.

Präsident Norbert Kartmann:

Frage 542, Frau Abg. Lannert.

Judith Lannert (CDU):

Ich frage die Landesregierung:

Welche Erwartungen knüpft sie an das kürzlich gemeinsam
mit den Vertretern der Landesarbeitsgemeinschaft der Kul-
turinitiativen und soziokulturellen Zentren in Hessen e. V.
(LAKS) gestartete, deutschlandweit einmalige Modellpro-
jekt für die Förderung der Soziokultur in Hessen?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Wissenschaftsminister Rhein.

Boris Rhein, Minister für Wissenschaft und Kunst:

Verehrte Frau Abg. Lannert, mit dem Abschluss der Ver-
einbarungen über einen Modellversuch zur Förderung der
Soziokultur in Hessen ist es gelungen – und darüber sind
wir sehr glücklich –, ein deutschlandweit wirklich einzig-
artiges und auch zukunftsweisendes Förderkonzept zu ent-
wickeln. In der Tat kann man von ihm sagen, es hat bun-
desweiten Modellcharakter. Vor allen Dingen aber bringt
es dem außerordentlichen Engagement in der Soziokultur
die verdiente Anerkennung entgegen.

Dass das richtig und wichtig ist, das zeigen die Zahlen sehr
eindrucksvoll. Die Einrichtungen in der Soziokultur sind
spartenübergreifend und ermöglichen jedes Jahr mehr als
700.000 Menschen in Hessen die Teilhabe an rund 4.000
Veranstaltungen, und zwar vielerorts und meistens gestützt
auf ein sehr großes ehrenamtliches Engagement.

Diese Vereinbarung ist das Ergebnis eines sehr intensiven
Entwicklungsprozesses. Jetzt können die Fördermittel ef-
fektiv und – das ist hervorzuheben – mit einer deutlich grö-
ßeren Nähe zu den Zuwendungsempfängern eingesetzt
werden. Das ermöglicht eine zielgerichtete Unterstützung.

Mit diesem Modellprojekt einher geht eine echte Ver-
schlankung und Vereinfachung des früher vielfach als
mühsam angesehenen Antrags- und Förderverfahrens. Da-
mit entsteht natürlich eine deutliche Entlastung der Akteu-
re vor Ort, die – das betone ich nochmals – ihre Arbeit
größtenteils ehrenamtlich erledigen.

Wir haben aber noch etwas anderes getan. Um diese Arbeit
zu unterstützen, haben wir die Mittel für Soziokultur in den
letzten Jahren verdoppelt. Bis zum Jahre 2014 standen
350.000 € zur Verfügung. Für 2015 ist der Betrag auf
450.000 € angehoben worden. Seit 2016 stehen für die För-
derung der Soziokultur 700.000 € zur Verfügung.

Präsident Norbert Kartmann:

Danke schön. – Frage 543, Frau Abg. Wolff.

Karin Wolff (CDU):

Ich frage die Landesregierung:

In welcher Weise profitiert Hessen von den vier kürzlich
durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung
(BMBF) ausgewählten „Kopernikus-Projekten für die
Energiewende“, welche nach einer ersten Förderphase mit
bis zu 120 Millionen € bis 2018 über einen Zeitraum von
insgesamt zehn Jahren gefördert werden sollen?
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Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Rhein.

Boris Rhein, Minister für Wissenschaft und Kunst:

Verehrte Frau Abg. Wolff, bei der Ausschreibung des
BMBF zu den „Kopernikus-Projekten“ haben hessische
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler äußerst erfolg-
reich abgeschnitten. Ich will hier die TU Darmstadt, aber
auch das Fraunhofer-Institut für Windenergie und Energie-
systemtechnik in Kassel hervorheben, das mit zwei Teil-
projekten dabei ist.

Die „Kopernikus-Projekte“ sollen einen Beitrag zur Reali-
sierung der Energiewende leisten – mithilfe von Forschun-
gen in vier Schlüsselbereichen: Entwicklung von Strom-
netzen, Speicherung überschüssiger erneuerbarer Energie
durch Umwandlung in andere Energieträger, Neuausrich-
tung von Industrieprozessen auf eine fluktuierende Ener-
gieversorgung und Verbesserung des Zusammenspiels aller
Sektoren des Energiesystems.

In jedem Feld ist ein Konsortium ausgewählt worden. Die
vier Projektkonsortien hat ein international und unabhän-
gig besetzter Beirat zur Förderung empfohlen.

In der ersten Förderphase, bis 2018, stattet das Ministerium
jedes „Kopernikus-Projekt“ mit 10 Millionen € pro Jahr
aus, die auf die Konsortialpartner aufgeteilt werden. Es ist
absehbar, dass von dieser Summe pro Jahr über 1 Million €
an die TU Darmstadt und rund 1 Million € an das IWES
gehen.

Präsident Norbert Kartmann:

Frage 544, Herr Abg. Caspar.

Ulrich Caspar (CDU):

Ich frage die Landesregierung:

Wie bewertet sie aus Sicht des Logistikstandortes Hessen
den „Aktionsplan Güterverkehr und Logistik“ des Bundes-
ministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur
(BMVI) für eine konsistente Gesamtstrategie zur künftigen
Ausrichtung des Güterverkehrs?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Wirtschaftminister Al-Wazir.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Sehr geehrter Herr Abg. Caspar, die Transportleistung des
Güterverkehrs in Deutschland wächst seit Jahrzehnten sehr
stark und hat sich seit 1960 etwa verdreifacht. Darin ist der
deutsche Anteil am internationalen See- und Luftfrachtver-
kehr noch nicht berücksichtigt. Die aktuelle sogenannte
Verflechtungsprognose des Bundesverkehrsministeriums
geht von einem weiteren Zuwachs von 38 % bis 2030 aus.

Heute werden etwa 71 % aller inländischen Transporte auf
der Straße erbracht. Das ist insbesondere aus klimapoliti-
scher Sicht problematisch, denn der Straßengüter- und
auch der Luftfrachtverkehr sind zu über 90 % von fossilen

Energien abhängig und verursachen schädliche Emissio-
nen.

Der Aktionsplan „Güterverkehr und Logistik“ mit Stand
vom November 2015 fasst vor diesem Hintergrund bereits
vorhandene Maßnahmen zum Güterverkehr und zur Logis-
tik zusammen. Aus der Sicht der Landesregierung sind vie-
le dieser Maßnahmen sinnvoll, um den Logistikstandort
Deutschland insgesamt und natürlich auch den Logistik-
standort Hessen zu stärken und nachhaltiger auszurichten;
denn in dem Aktionsplan werden wesentliche, auch in und
für Hessen bekannte Problemfelder angesprochen. Ich nen-
ne beispielhaft die Vorhaben, Engpässe im Bereich der
Schiene aufzulösen, den Schutz der Bevölkerung vor Ver-
kehrslärm zu verbessern und Maßnahmen zur städtischen
Logistik zu entwickeln, vor allem die sogenannte letzte
Meile.

Der Aktionsplan beinhaltet viele gute Ideen für einen leis-
tungsfähigeren, nachhaltigeren und umweltfreundlichen
Güterverkehrsstandort. Selbstverständlich werden wir am
Ende über die Frage der Umsetzung des Ganzen mit dem
Bund sehr konkret diskutieren. Der Aktionsplan ist aber
zumindest ein „guter Aufschlag“ – so will ich es einmal
formulieren –, an dem man weiterarbeiten kann.

Präsident Norbert Kartmann:

Ich rufe die Frage 545 auf. Herr Kollege Warnecke.

Torsten Warnecke (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Sieht sie in den zwischen den Bundesländern differieren-
den Regelungen für die Einkommensgrenzen der Ehepart-
ner beihilfeberechtigter Beamter ein bundesweit einheitlich
zu regelndes Problem?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Innenminister Beuth.

Peter Beuth, Minister des Innern und für Sport:

Herr Abg. Warnecke, die Landesregierung sieht darin kein
Problem, sondern eine Konsequenz aus den in Art. 70 ff.
Grundgesetz geregelten Gesetzgebungskompetenzen in der
Bundesrepublik Deutschland. Das Beihilferecht ist danach
Ländersache.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Kollege Warnecke.

Torsten Warnecke (SPD):

Herr Staatsminister Beuth, beabsichtigt die Landesregie-
rung, die entsprechenden Beträge anzuheben?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Innenminister.
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Peter Beuth, Minister des Innern und für Sport:

Herr Abg. Warnecke, die Landesregierung plant keine Er-
höhung. Wie Sie wissen, haben wir die Einkommensgren-
zen am steuerlichen Grundfreibetrag orientiert. Das wäre
auch bei einer eventuellen Änderung der Einkommens-
grenzen der Fall.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Abg. Warnecke.

Torsten Warnecke (SPD):

Herr Staatsminister, sehen Sie darin, dass außer Hessen
und Rheinland-Pfalz kein anderes der Bundesländer und
auch nicht der Bund entsprechende Regelung haben, keine
Benachteiligung hessischer Beamtinnen und Beamter ge-
genüber den Beamtinnen und Beamten anderer Bundeslän-
der?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Innenminister Beuth.

Peter Beuth, Minister des Innern und für Sport:

Herr Abgeordneter, das sehe ich grundsätzlich nicht, weil
die Einkommensgrenzen nur einen der Bestandteile des
Besoldungs- und Beihilfesystems darstellen. Die Leistun-
gen, auf die hessische Beihilfeberechtigte zurückgreifen
können, sind durchaus sehr gut und können sich im bun-
desweiten Vergleich mit den Leistungen anderer Bundes-
länder sehen lassen.

Wir haben die Einkommensgrenzen in der Tat am Grund-
freibetrag festgemacht. Es ist gerichtlich ausgeurteilt, dass
das korrekt und zumindest ein Orientierungspunkt ist, an
den man sich halten kann.

Es ist außerdem nicht so, dass es an der Stelle unter den
Ländern erhebliche Abweichungen gibt. In anderen Län-
dern werden zum Teil höhere Freibeträge gewährt, aber
z. B. in Baden-Württemberg hat man den früher gewährten
Betrag deutlich zurückgefahren. Dieser liegt inzwischen
nur noch geringfügig über dem hessischen Betrag – wie
das auch in Bremen der Fall ist. Die Rheinland-Pfälzer ha-
ben am 1. Januar 2012 das hessische System übernommen.

Präsident Norbert Kartmann:

Ich rufe die Frage 546 auf. Herr Abg. Gremmels.

Timon Gremmels (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

An wen wurde der Auftrag erteilt, eine Verteilnetzstudie für
das Land Hessen zu erarbeiten?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Al-Wazir.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Sehr geehrter Herr Abg. Gremmels, unser Ziel ist, bis 2050
den Strom- und Wärmebedarf zu möglichst 100 % aus er-
neuerbaren Energien zu decken. Dafür ist eine weitere Ver-
änderung der Versorgungs- und Netzstrukturen erforder-
lich.

Daher hat das hessische Wirtschafts- und Energieministeri-
um mit neun großen Verteilnetzbetreibern in Hessen, die
insgesamt etwa 80 % der hessischen Verteilnetze betrei-
ben, seit Mitte 2014 die Inhalte und Ziele einer Verteil-
netzstudie abgestimmt. Im Ergebnis dieser Abstimmung
wurde eine Kooperationsvereinbarung zwischen dem Land
und den beteiligten Verteilnetzbetreibern abgeschlossen,
auf deren Grundlage die Verteilnetzstrukturen in Hessen in
großem Umfang und mit hohem Detaillierungsgrad erfasst
werden können. Damit soll der tatsächliche Anpassungsbe-
darf der Versorgungs- und Netzstrukturen in Hessen an die
Zielvorgaben für den Ausbau der erneuerbaren Energien –
Deckung des Strom- und Wärmebedarf zu 100 % aus er-
neuerbaren Energien bis 2050 – ermittelt werden.

Nach einem EU-weiten Vergabeverfahren wurde die Bea-
ringPoint GmbH mit der Erstellung einer Verteilnetzstudie
für Hessen beauftragt. Unterauftragnehmer ist das Fraun-
hofer-Institut für Windenergie und Energiesystemtechnik
in Kassel.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Abg. Gremmels.

Timon Gremmels (SPD):

Herr Minister, wann soll diese Studie vorliegen?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Al-Wazir.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Wir gehen davon aus, dass sie in spätestens einem Jahr
vorliegt. Wir hoffen aber, dass auch Zwischenergebnisse
vorgelegt werden, die den Verteilnetzbetreibern Hinweise
geben, wo ein Verstärkungsbedarf besteht.

Präsident Norbert Kartmann:

Ich rufe die Frage 547 auf. Herr Abg. Degen.

Christoph Degen (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Welche Stellenkürzungen und sonstigen Maßnahmen, die
zum Abbau von Bildungsangeboten führen, beabsichtigt sie
im Jahr 2016 noch umzusetzen?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Prof. Dr. Lorz.
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Prof. Dr. R. Alexander Lorz, Kultusminister:

Herr Abg. Degen, im Geschäftsbereich des Hessischen
Kultusministeriums gibt es in dieser Legislaturperiode kei-
ne Stellenkürzungen. Alle Stellen, die z. B. über die soge-
nannte demografische Rendite frei geworden sind, befin-
den sich weiterhin im Bildungssystem. Dadurch ist in allen
Bereichen eine herausragende Ausstattung mit Lehrern ge-
währleistet.

Ich darf zusätzlich darauf aufmerksam machen, dass im
Haushalt 2016 speziell für die Beschulung von Seitenein-
steigerinnen und Seiteneinsteigern noch einmal 800 Leh-
rerstellen hinzugekommen sind.

(Beifall der Abg. Judith Lannert (CDU) – Gerhard
Merz (SPD): Damit das auch einmal gesagt worden
ist!)

– Genau.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Abg. Degen.

Christoph Degen (SPD):

Herr Kultusminister, ab wann wird die geplante Streichung
der Möglichkeit, an Schulen mit dem Förderschwerpunkt
„geistige Entwicklung“ ein 13. Schuljahr zu absolvieren,
voraussichtlich in Kraft treten?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kultusminister.

Prof. Dr. R. Alexander Lorz, Kultusminister:

Herr Abg. Degen, Sie spielen auf eine verwaltungsgericht-
liche Entscheidung an, die die Auslegung des § 61 des
Hessischen Schulgesetzes und die bisherige – jedenfalls
teilweise bestehende – Verwaltungspraxis betrifft, nämlich
die Alternativen, die Förderschülerinnen und Förderschüler
mit dem Schwerpunkt „geistige Entwicklung“ zur Verlän-
gerung der Schulzeit über die Vollzeitschulpflicht hinaus
haben. Mit dieser Entscheidung setzen wir uns auseinander
und werden eventuell notwendige Änderungen am Schul-
gesetz auch im Zusammenhang mit der anstehenden Schul-
gesetznovelle vorschlagen. Mit Stellenkürzungen hat das
aber in keiner nur denkbaren Weise etwas zu tun.

(Günter Rudolph (SPD): Das heißt, Stellenkürzun-
gen gibt es bei dieser Landesregierung nicht! Und
wenn es sie gibt, heißen sie anders!)

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Abg. Quanz.

Lothar Quanz (SPD):

Herr Staatsminister, ich darf kurz aus dem Bericht des
Landesrechnungshofs zitieren. Auf Seite 219 heißt es:

Mit 40,9 % aller im Landeshaushalt eingestellten
Stellen umfasste der Einzelplan im Jahr 2014 den
größten Personalhaushalt.

Jetzt kommt es:

Das Stellensoll sank im Dreijahreszeitraum von
63.140 auf 62.225,5 Stellen (minus 1,4 %).

Etwas später heißt es, dass bei den Beamten die Quote von
56.805,5 im Jahr 2013 auf 55.908 im Jahr 2015 sank, also
um 1,4 %. Wie passt das zu Ihrer Aussage von vorhin?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kultusminister.

Prof. Dr. R. Alexander Lorz, Kultusminister:

Herr Abg. Quanz, mit aller gebotenen Vorsicht – denn ich
würde das gerne noch im Einzelnen nachvollziehen – ver-
mute ich, dass das mit dem Auslaufen der Altersteilzeitre-
gelungen zu tun hat. Da sind Stellen von Lehrkräften ge-
sperrt worden, die quasi vorgearbeitet hatten. Diese Stellen
sind im Stellensoll, also im System, geblieben, waren je-
doch nicht mehr besetzt und auch nicht mehr hinterlegt.
Sie werden mit dem Auslaufen der entsprechenden Rege-
lung auch formal sukzessive wieder entfernt. Auch das hat
aber auf die tatsächlich zur Verfügung stehenden und be-
setzbaren Stellen – und damit auf die Lehrerversorgung –
keinen Einfluss.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Abg. Degen.

Christoph Degen (SPD):

Herr Kultusminister, ich komme auf den Besuch des 13.
Schuljahres von Schülerinnen und Schülern mit dem För-
derschwerpunkt „geistige Entwicklung“ zurück und frage
noch einmal: Sollte es zu der Streichung des 13. Schulbe-
suchsjahres kommen, werden diese Schulen weniger Leh-
rerstellen haben. Auch wenn Sie sagen, die Stellen werden
nicht gekürzt, werden Sie weniger Stellen brauchen, und
diese werden möglicherweise woanders eingesetzt. Sehe
ich das richtig?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kultusminister.

Prof. Dr. R. Alexander Lorz, Kultusminister:

Herr Abg. Degen, diese Entscheidung wird ausschließlich
unter fachlich-pädagogischen Aspekten getroffen werden.

Präsident Norbert Kartmann:

Frage 548, Herr Abg. May.

Daniel May (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Ich frage die Landesregierung:

Wie hoch war der Anteil der Professorinnen an der Ge-
samtzahl der Professuren im Jahr 2015 im Vergleich zum
Jahr 2014 an den hessischen Hochschulen?
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Präsident Norbert Kartmann:

Herr Wissenschaftsminister Rhein.

Boris Rhein, Minister für Wissenschaft und Kunst:

Herr Abg. May, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Man muss sich das einmal vorstellen: Im Jahr 1992 waren
in den deutschen Hochschulen nur rund 6 % der gesamten
Professuren mit Frauen besetzt. Die Zahlen sehen heute –
ich komme gleich darauf zurück – ein wenig anders aus.
Dennoch muss man bundesweit festhalten, dass der Anteil
von Frauen in Spitzenpositionen in den letzten Jahren im-
mer noch zu langsam gestiegen ist. Ich füge hinzu: Damit
ist man noch weit entfernt von einer Gleichstellung.

Um das zu ändern, sind auch in Hessen vielfältige Maß-
nahmen ergriffen worden. Nach den Daten des Hessischen
Statistischen Landesamts lag der Anteil der Professorinnen
an der Gesamtzahl der Professuren an den hessischen
Hochschulen im Jahr 2014 bei 23,8 %, im Jahr 2015 bei
23,6 %. Wenn man zusätzlich die Zahlen aus dem Jahr
2013 heranzieht, ergibt sich ein prozentualer Anteil der
Professorinnen von 22,8 %. Man kann feststellen, dass der
Anteil der Professorinnen an der Gesamtzahl der Professu-
ren leicht angestiegen ist.

Was man hinzufügen kann und muss, ist, dass der Anteil
der Professorinnen in Hessen deutlich über dem Bundes-
durchschnitt von 22 % im Jahr 2014 liegt. Das zeigt jeden-
falls, dass die Maßnahmen, die ergriffen worden sind,
funktionieren. Als Beispiel nenne ich die Bildung eines
Teilbudgets Gender im Erfolgsbudget der LOMZ – der
Leistungsorientierten Mittelzuweisung –, das die Bemü-
hungen der Hochschulen um die vermehrte Berufung von
Wissenschaftlerinnen stimulieren soll.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Das kann aber noch
25 Jahre dauern!)

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Frau Dr. Sommer.

Dr. Daniela Sommer (SPD):

Herr Minister Rhein, inwieweit liefern Projekte – Sie ha-
ben bereits einige Maßnahmen genannt – wie beispielswei-
se ProProfessur, Mentoringnetzwerke, Mentoringprogram-
me, SciMento oder auch Dual Career spezifische Kennzah-
len, an denen man erkennen kann, ob Förderungsstrukturen
genutzt werden, ob sie weiterentwickelt werden müssen
und wie sie weiter gefördert werden sollten?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Rhein.

Boris Rhein, Minister für Wissenschaft und Kunst:

Verehrte Frau Dr. Sommer, ich glaube, ein ganz wichtiger
Dreh- und Angelpunkt bei diesem zugegebenermaßen im-
mer noch nicht zufriedenstellenden Zustand ist, dass wir
mit allen 13 Hochschulen hessenweite Qualitätskriterien
zur Gleichstellung im Berufungsverfahren vereinbart ha-
ben. Dazu gehört z. B., dass bei der Besetzung von Aus-
wahlkommissionen in Berufungsverfahren möglichst eine

jeweils 50-prozentige Beteiligung von Frauen und Män-
nern angestrebt wird. Dazu gehören aber auch andere Kri-
terien, die von der DFG oder vom Wissenschaftsrat bei-
spielsweise zur Qualitätssicherung und zur Gleichstellung
aufgestellt worden sind. Dabei geht es um das Thema akti-
ve Rekrutierung, aber auch um die Festlegung von transpa-
renten Verfahrensbedingungen.

Sie haben schon einige der Programme genannt. Ich hatte
eingangs in der Beantwortung auch einige genannt. Wir
haben beispielsweise das Professorinnenprogramm des
Bundes und der Länder. Im Professorinnenprogramm I ha-
ben wir die Situation, dass sieben hessische Hochschulen
Förderungen erhalten haben. Gefördert wurden 19 Profes-
sorinnen. Die vom HMWK zugewiesene Landesförderung
betrug insgesamt rund 3,8 Millionen €.

In dem Professorinnenprogramm II haben sich zehn hessi-
sche Hochschulen diesem wettbewerblichen Verfahren ge-
stellt. Neun davon haben bereits Förderbescheide erhalten.
Insgesamt wurden für 27 Professorinnen Fördermittel be-
antragt. Bei der auch hier vorausgegangenen Bewertung
haben zwei hessische Hochschulen eine Spitzenbewertung
erhalten. Das waren die TU Darmstadt und die Technische
Hochschule Mittelhessen, von denen man sagen kann, dass
es gute Vorbilder für eine chancengerechte Hochschule
sind.

Die LOMZ habe ich bereits genannt, darauf gehe ich jetzt
nicht noch einmal ein. Insbesondere bei den Zielvereinba-
rungen 2016 bis 2020 soll der Stellenwert des Teilbudgets,
den ich eben genannt habe, schrittweise erhöht werden.
Das hat beispielsweise dazu geführt, dass die TU Darm-
stadt den Anteil der Professorinnen bis 2020 – mit Zahlen
hinterlegt – steigern will: von 15 % im Jahr 2015 auf 18 %
im Jahr 2020.

Auch die Frankfurt University of Applied Sciences kann
sehr große Erfolge vorweisen, das ist mit Zahlen hinterlegt.
Der Professorinnenanteil betrug zum 31.12.2014 35,5 %.
Bei den wissenschaftlichen Mitarbeitern betrug der Anteil
44,2 % bzw. 51,8 %, wenn Sie die Drittmittel einbeziehen.
Auch hier sind Steigerungen vorgesehen: bis zu 40 % im
Jahr 2020.

Ich glaube, Sie haben auch das Mentoringprogramm er-
wähnt. Mit den Programmen SciMento-hessenweit und
ProProfessur verfolgen wir seit Jahren das Ziel, den Frau-
enanteil gerade in Führungspositionen zu erhöhen. Das
HMWK leistet dabei in der Startphase finanzielle Unter-
stützung.

Das neue Konzept „Mentoring Hessen“ wird auch durch
das Wissenschaftsministerium, nämlich über das Studien-
strukturprogramm, anschubfinanziert. Auch hier besteht
das Ziel darin, die Karriereförderung von Frauen noch
nachhaltiger und noch effektiver zu gestalten.

Präsident Norbert Kartmann:

Es gibt keine weiteren Zusatzfragen.

Dann kann ich die Frage 549 aufrufen. Herr Abg. Dr.
Hahn.

Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (FDP):

Ich frage die Landesregierung:
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Wie viele Verfahren auf Überprüfung wirtschaftlicher Tä-
tigkeiten von Kommunen auf der Grundlage des § 121
Abs. 1b HGO vonseiten privater Dritter gab es seit dessen
Einführung in Hessen?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Minister des Innern und für Sport.

Peter Beuth, Minister des Innern und für Sport:

Herr Abg. Hahn, wenn Sie die Einführung des § 121
Abs. 1b HGO durch Änderungsgesetz vom 16.12.2011
meinen, kann die Frage folgendermaßen beantwortet wer-
den: Dem HMdIS ist lediglich ein Sachverhalt die Fried-
hofspflege betreffend bekannt geworden. Das Urteil des
VGH ist 2015 in der „Hessischen Städte- und Gemeinde-
zeitung“, Nr. 6, Seite 187 ff. veröffentlicht.

Eine vom Innenministerium initiierte Umfrage bei den drei
Regierungspräsidien ergab, dass den oberen Aufsichtsbe-
hörden über die Einleitung weiterer Verfahren auf der
Grundlage des § 121 Abs. 1b HGO aufgrund von Be-
schwerden und Initiativen privater Dritter keine zusätzli-
chen Erkenntnisse vorliegen. Die ordnungspolitische Rege-
lung in § 121 Abs. 1b HGO, die den Schutz privater Dritter
vorsieht, hat sich damit bewährt. Die Kommunen halten
sich an die Bestimmungen über die wirtschaftliche Betäti-
gung. Insofern hat der § 121 Abs. 1b HGO seine ge-
wünschte präventive Wirkung erzielt.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Dr. Hahn.

Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (FDP):

Vielen Dank, Herr Kollege Beuth. Könnte es auch sein,
dass viele Private nicht darüber informiert sind, dass sie
den Weg über den § 121 Abs. 1b gehen könnten?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Innenminister.

Peter Beuth, Minister des Innern und für Sport:

Herr Abgeordneter, da müsste ich jetzt schwer spekulieren.
Deswegen enthalte ich mich einer Aussage. Ich denke,
dass die privaten Dritten, die sich in ihren Rechten be-
schnitten fühlen, sehr wohl willens und in der Lage sind,
sich dagegen zu wehren. Wie gesagt, die Regierungspräsi-
dien haben mitgeteilt, dass es über den einen bekannt ge-
wordenen Fall hinaus keine weiteren gibt.

Präsident Norbert Kartmann:

Frage 550, Frau Abg. Arnoldt.

Lena Arnoldt (CDU):

Ich frage die Landesregierung:

Wie unterstützt sie die Erweiterung des Kreiskranken-
hauses Eschwege?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Sozialminister Grüttner.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Frau Abgeordnete, mit Bescheid vom 30.03.2016 wurden
dem Klinikum Werra-Meißner GmbH im Rahmen der Ein-
zelförderung für die Baumaßnahme Ersatzneubau Funkti-
onstrakt BA 1 a am Krankenhaus Eschwege 8,8 Millio-
nen € Fördermittel nach § 25 des Hessischen Krankenhaus-
gesetzes aus dem Jahr 2011 bewilligt. Hier gilt: Durch die
Gesetzesänderung vom 01.01.2016 werden Krankenhäuser,
die in den Krankenhausplan des Landes aufgenommen
sind, mit festen Beiträgen gefördert. Das Klinikum Werra-
Meißner GmbH kann dementsprechend in den nächsten
fünf Jahren voraussichtlich mit rund 1,4 Millionen € jähr-
lich rechnen. Diese Pauschale kann von dem Krankenhaus-
träger auch für Baumaßnahmen, über die er selbstständig
entscheidet, verwendet werden.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Kollege Quanz.

Lothar Quanz (SPD):

Herr Staatsminister, wie hoch sind die Gesamtkosten, und
welchen Anteil daran haben die 8,8 Millionen € des Lan-
des?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Grüttner.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Herr Abgeordneter, die Frage nach den Gesamtkosten kann
ich Ihnen momentan nicht beantworten. Die Zahl reiche
ich Ihnen gern nach.

Zur Systematik: Es gibt die Gesamtinvestitionsmaßnah-
men; sie entsprechen aber nicht den förderfähigen Maß-
nahmen. Bei den förderfähigen Maßnahmen handelt es
sich um die Gesamtbaumaßnahmen abzüglich beispiels-
weise der nicht für diese Zwecke verwendeten Instandhal-
tungsinvestitionsmittel, die seitens des Landes zur Verfü-
gung gestellt worden sind. Insofern muss man immer zwi-
schen der Gesamtinvestition, der förderfähigen Investition
und den Anteilen unterscheiden. Aber die Zahlen reiche
ich Ihnen nach.

Präsident Norbert Kartmann:

Frage 553, Herr Abg. Merz.

Gerhard Merz (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Wie positioniert sie sich in der Frage, ob unbegleitete min-
derjährige Ausländerinnen und Ausländer weiterhin nach
den Standards des SGB VIII untergebracht und betreut
werden?
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Präsident Norbert Kartmann:

Herr Minister für Soziales und Integration.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Herr Abgeordneter, das Jugendhilferecht sieht vor, dass der
jeweilige Betreuungsbedarf über die Hilfeplanung zu er-
mitteln ist. Dabei ist das gesamte Spektrum der Betreu-
ungsmöglichkeiten zu nutzen, um dem jeweiligen Bedarf
gerecht zu werden. Erfahrungsgemäß unterscheidet sich
der Betreuungsbedarf unbegleiteter minderjähriger Auslän-
derinnen und Ausländer von dem anderer Jugendlicher, die
in der Jugendhilfe betreut werden. Je nach Alter und Be-
darf kommen unterschiedlich betreuungsintensive Angebo-
te infrage: von der Wohngruppe mit Tag- und Nachtbetreu-
ung oder der Pflegefamilie bis zu Verselbstständigungs-
gruppen oder dem betreuten Jugendwohnen im Rahmen
der Jugendsozialarbeit.

Dabei ist, wie bei allen Leistungen nach § 27 ff. SGB VIII,
grundsätzlich zu beachten, dass die Hilfe bedarfsentspre-
chend und somit geeignet ist. Die aktuellen, noch nicht ab-
geschlossenen Diskussionen über die Reform des SGB
VIII sind wichtig und sinnvoll. Sie soll unter anderem die
Steuerungsmöglichkeiten in den Hilfen zur Erziehung, bei-
spielsweise durch eine verbesserte Regelung zur Hilfepla-
nung, stärken. Möglichkeiten für die Länder zu schaffen,
die Kostenerstattung nach § 89d SGB VIII mit auszuge-
stalten, ist dabei unverzichtbar.

Unabhängig davon gibt es auf der Bundesebene zurzeit ei-
ne intensive Diskussion darüber, ob für die Betreuung un-
begleiteter minderjähriger Ausländer eine spezielle rechtli-
che Grundlage erarbeitet und dann auch zugrunde gelegt
wird. Diese Diskussionen sind noch nicht abgeschlossen.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Abg. Merz.

Gerhard Merz (SPD):

Herr Sozialminister, ist es richtig, dass das Land Hessen im
Zusammenhang mit einer Vereinbarung der Ministerpräsi-
denten einen Vorbehalt in Bezug auf genau diese Frage an-
gemeldet hat? Das ist ein Vorbehalt, der meiner Interpreta-
tion nach darauf hinausläuft – wenn das nicht stimmt, kor-
rigieren Sie es –, die unbegleiteten minderjährigen Auslän-
derinnen und Ausländer aus dem Geltungsbereich des SGB
VIII zu nehmen?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Grüttner.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Herr Abgeordneter, es gibt eine ganze Reihe von Diskus-
sionen, die zurzeit in diesem Kontext geführt werden. Eine
dieser Diskussionen z. B. hängt insbesondere damit zusam-
men, dass sich Länder nicht mehr an Vereinbarungen hal-
ten, die sie im September 2015 selbst eingegangen sind. So
bestreiten beispielsweise die Länder Niedersachsen und
Nordrhein-Westfalen, aber auch das Land Baden-Württem-
berg die ausgehandelten Zahlungen an diejenigen Länder,

die über die Quote hinaus Menschen aufgenommen haben.
Für das Land Hessen bedeutet das, dass Einnahmen in Hö-
he von 86 Millionen €, die aus dieser Vereinbarung zu er-
zielen wären, von diesen drei Ländern zum jetzigen Zeit-
punkt streitig gestellt werden.

Im gleichen Umfang wird über eine Lex specialis disku-
tiert, wobei es insbesondere um die Leistungen geht, die
von Ländern wie Hessen erbracht worden sind, die deutlich
über die im Königsteiner Schlüssel festgelegten Zahlen
hinaus unbegleitete minderjährige Ausländer aufgenom-
men haben und die entsprechende Kosten bisher getragen
haben. Es wird erörtert, ob es an der Stelle eine spezielle
rechtliche Regelung geben soll.

Insofern ist dieser Vorbehalt gemacht worden, aber im Ge-
samtzusammenhang der Diskussion zu sehen; es ist insbe-
sondere bedauerlich, dass sich Länder aus der Solidarität
der Bundesländer verabschieden, indem sie schlicht und
einfach die Leistungen, die andere Länder für sie erbracht
haben, nicht entsprechend honorieren.

Präsident Norbert Kartmann:

Weitere Zusatzfragen? – Herr Abg. Merz.

Gerhard Merz (SPD):

Damit ich es richtig verstehe, Herr Minister: Die Position
der Landesregierung ist, dass als Grundsatz die Leistungen
für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge im SGB VIII
bleiben sollen, aber gegebenenfalls die Zahlungen zwi-
schen den Ländern oder zwischen verschiedenen Hand-
lungsebenen durch ein besonderes Gesetz geregelt werden
können. Ist das in etwa richtig?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Dann habe ich mich nicht deutlich genug ausgedrückt;
denn das habe ich nicht gesagt. So war es auch nicht zu
verstehen. Es ist an der einen Stelle sehr klar, dass das
Land Hessen auf die Vereinbarungen und die Einhaltung
der Vereinbarungen aus dem September 2015 rekurriert
und wir momentan die Erfahrung machen, dass sich Län-
der, die diese Vereinbarung im September noch gegenge-
zeichnet haben, nicht mehr daran halten.

Dies bedeutet, dass Hessen einen nicht unbeträchtlichen
Anteil an Kosten zu tragen hat, für die es von anderen Län-
dern keine Erstattung bekommt, obwohl es die Leistungen
für andere Länder getätigt hat. Dieses Hintergrundwissen
bedeutet, dass man nach Wegen und Möglichkeiten suchen
muss, in Zukunft auch Leistungen zu erbringen, die nicht
so kostenintensiv sind, wie sie es in der Vergangenheit wa-
ren, und die im Wesentlichen mit den Standards, die im
Hinblick auf das Jugendhilferecht vorgeschrieben sind,
dann auch entstehen. An dieser Stelle hat das Land Hessen
den Vorbehalt angemeldet, diese Diskussion zu führen.

Präsident Norbert Kartmann:

Keine weiteren Zusatzfragen.
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Ich rufe noch die Frage 551 auf, weil sie von mir über-
sprungen wurde. Frau Abg. Arnoldt.

Lena Arnoldt (CDU):

Ich frage die Landesregierung:

Wie fördert sie die gesellschaftliche Partizipation von Ju-
gendlichen?

(Zurufe von der SPD: Umfassend!)

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Grüttner.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Frau Abgeordnete, Partizipation und gesellschaftliche Teil-
habe junger Menschen nehmen in der Kinder- und Jugend-
politik im Lande Hessen seit Jahren einen zentralen Platz
ein. Sie haben sich in einer ganzen Reihe von Programmen
niedergeschlagen und beispielsweise dazu geführt, dass die
Beteiligungsrechte in der Hessischen Gemeindeordnung
wie auch in der Landkreisordnung ihren Niederschlag ge-
funden haben. Für Kinder und Jugendliche ist die Erfah-
rung, eigene Interessen zu vertreten, mitzuentscheiden,
Verantwortung zu übernehmen, Kontakte zu knüpfen und
vieles andere mehr von zentraler Bedeutung.

Die Erfahrung, das Lebensumfeld auch aktiv mitgestalten
zu können, vermittelt wichtige Grundlagen für die Über-
nahme von Verantwortung. Vor allen Dingen schafft dies
dann auch Selbstvertrauen. Mit dem Selbstvertrauen und
mit der Stärkung der eigenen Persönlichkeit geht eine ganz
starke Entwicklung von Kindern und Jugendlichen einher,
die sich an dieser Stelle auch gegenüber äußeren Einflüs-
sen, die manipulierend und möglicherweise auch negativ
sind, besser behaupten können. Was auch bewirkt wird, ist:
Mit einer solchen Maßnahme wird die Identifikation mit
dem Gemeinwesen und seinen Institutionen gestärkt.

Ich will an zwei Beispielen deutlich machen, wie die ge-
sellschaftliche Partizipation von Jugendlichen aktuell
durch die Landesregierung gefördert wird. Als Quer-
schnittsaufgabe und Arbeitsschwerpunkt in der außer-
schulischen Jugendbildung, um die Beteiligung von Kin-
dern und Jugendlichen am kommunalen und auch am ge-
sellschaftlichen Geschehen zu stärken, wurde im Rahmen
der Förderung der außerschulischen Jugendbildung gezielt
die Durchführung von Modellprojekten im Rahmen von
bisher vier spezifischen Aktionsprogrammen unterstützt.
Das sind das Aktionsprogramm „Partizipation“, im An-
schluss daran das Aktionsprogramm „Partizipation und in-
terkulturelle politische Bildung“, das Aktionsprogramm
„Partizipation und Kooperation zwischen Jugendarbeit und
Schule“ sowie anschließend das Aktionsprogramm „Parti-
zipation und Teilhabe von Jugendlichen mit Migrations-
hintergrund“.

Wir reden hier von einem Zeitraum von 15 Jahren laufen-
der Aktionsprogramme, für die wir dies auf den Weg ge-
bracht haben. Aktuell ist das fünfte Aktionsprogramm
„Partizipation“ mit einem Programmvolumen von bis zu
1,1 Millionen € für die Jahre 2017 bis 2019 ausgeschrie-
ben. Ziel ist es hier immer, vielfältige und innovative Mo-
delle der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen zu er-

proben und eine Bereicherung der Partizipationslandschaft
in Hessen zu erzielen.

Im Jahr 2015 hat die Hessische Landesregierung einen
Preis für partizipatives Engagement von Kindern und Ju-
gendlichen eingeführt. Damit ist es mit dem höchsten
Preisgeld in Hessen dotiert, um gesellschaftliches Engage-
ment von jungen Menschen besonders hervorzuheben. Mit
der Einführung dieses Preises leistet die Landesregierung
einen nachhaltigen Beitrag zur Anerkennung des gesell-
schaftlichen Engagements junger Menschen wie auch zur
Förderung der Demokratie.

Präsident Norbert Kartmann:

Keine Zusatzfragen. Dann schließe ich für heute die Frage-
stunde.

(Die Fragen 565, 566, 570, 571, 579 und die Ant-
worten der Landesregierung sind als Anlage beige-
fügt. Die Fragen 554, 555, 558 bis 561, 564, 657 bis
569, 572 bis 578 und 580 bis 586 sollen auf Wunsch
der Fragestellerinnen und Fragesteller in der nächs-
ten Fragestunde beantwortet werden.)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Regierungserklärung der Hessischen Ministerin der
Justiz betreffend „Digitale Agenda für das Recht“

20 Minuten Redezeit je Fraktion. Das ist die Orientierungs-
linie für Sie, Frau Ministerin. Sie haben das Wort.

Eva Kühne-Hörmann, Ministerin der Justiz:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Die digitale Agenda für das Recht – wir befin-
den uns inmitten einer Revolution.

(Zuruf der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))

Entgegen den üblichen Vorstellungen, dass eine Revoluti-
on mit viel Krawall, Toten und Verletzten einhergeht,
kommt die digitale Revolution in Form von Updates, Beta-
Versionen und Klicks daher. Mit wenigen Klicks kann un-
sere technische Welt lahmgelegt werden; Menschen kön-
nen auch sterben. Die digitale Revolution dringt dabei in
Lebensbereiche ein, die wir bisher als ureigenste Intim-
sphäre verstanden haben.

Deshalb brauchen wir dringend Schutzmechanismen. Un-
sere Rechtsordnung, das Bürgerliche Gesetzbuch und das
Strafgesetzbuch, ist in der alten, nicht digitalen Welt ent-
standen und hat uns in der alten Welt über all die Jahre
Schutz geboten. Die Schriftform war immer das Grundle-
gende und das Gegenständliche. Vieles ist anwendbar.
Aber es gibt auch viele Lücken in der neuen Zeit. Deshalb
müssen wir mit der Zeit gehen. Wir brauchen eine digitale
Agenda für das Recht.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Digitalisierung verändert unsere Welt in einem Aus-
maß, das wir uns vor fünf Jahren noch nicht vorstellen
konnten. Ich bin sicher, dass wir auch heute kaum eine
Vorstellung davon haben, wie es in fünf Jahren aussehen
mag. Dabei hat das Medium Internet unsere persönlichen,
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Möglichkeiten si-
gnifikant erweitert. Insbesondere die sozialen Medien spie-
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len dabei eine große Rolle. Vor allem die ortsungebundene
mobile Verfügbarkeit des Internets, aber auch die Möglich-
keit der Vernetzung bislang getrennter Systeme treiben die
Digitalisierung der Welt voran.

Niemals zuvor haben dabei die Menschen aller Schichten
und aller Kontinente so stark von einer technischen Ent-
wicklung profitiert. Niemals zuvor waren aber auch so vie-
le Menschen den Gefahren einer technischen Entwicklung
ausgesetzt; denn was als Erleichterung des täglichen Le-
bens in allen Bereichen daherkommt, protokolliert und er-
fasst persönliche Daten, Standorte, Mobilität und Kommu-
nikationsgewohnheiten, über die die Nutzer die Kontrolle
teilweise oder ganz an die Anbieter solcher Programme
verlieren können. Dabei ist die Bequemlichkeit des Einzel-
nen die gefährliche Begleitmusik der digitalen Revolution.

Das Ziel der Landesregierung ist es, dass jeder von den
Vorteilen der Digitalisierung profitieren kann; denn sie
schafft nicht zuletzt Wohlstand und Arbeitsplätze. Gleich-
zeitig müssen die Nutzer aber mit allen Mitteln des Rechts-
staates vor Angriffen aus dem Netz geschützt werden. Wir
können es nicht zulassen, dass mit jedem Innovations-
schritt im Internet der Schutz der Bürgerinnen und Bürger
gefährdet ist. Deshalb müssen wir die Digitalisierung ange-
hen und der Digitalisierung ein rechtliches Rückgrat geben
– die digitale Agenda für das Recht.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Der Gesetzgeber – die Damen und Herren Abgeordneten
hier im Parlament und auch im Deutschen Bundestag – ist
aufgerufen, Antworten und Regelungen für ganz unter-
schiedliche Lebensbereiche zu finden, die sich durch die
Digitalisierung rasant verändern. Wir müssen auch sehen,
dass die Lücken durch die Rechtsordnung geschlossen
werden.

Die Hessische Landesregierung stellt sich den Herausfor-
derungen, die die schnell voranschreitende Vernetzung und
Digitalisierung für die Gesetzgebung und Rechtsanwen-
dung mit sich bringen. Im Bereich der Justiz haben wir vie-
le Initiativen auf der Ebene der Fachministerkonferenzen
gestartet, uns an bundesweiten Arbeitsgruppen beteiligt,
Gesetzentwürfe auf der Ebene des Bundesrates eingebracht
und selbstverständlich auch auf operativer Ebene bei
Staatsanwaltschaften und Gerichten spezielle Schwerpunk-
te gebildet.

Unser Ziel ist es, dass die Bürgerinnen und Bürger in ei-
nem digitalisierten Umfeld rechtssicher, selbstbestimmt
und frei leben und handeln können.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das betrifft das
Zivilrecht, das Strafrecht, aber vor allem auch das Straf-
prozessrecht und das Zivilprozessrecht. Dafür arbeiten wir
mit aller Kraft.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Digitalisierung und Vernetzung des Alltags eröffnet
neue Angriffsflächen für kriminelle Aktivitäten in einem
nie da gewesenen Ausmaß. Deshalb wird das Internet
längst als der größte Tatort der Welt bezeichnet. Für er-
folgreiche Cyberattacken braucht man derzeit vielfach
nicht mehr als einen PC und einen Internetanschluss. Ent-
sprechende Angriffswerkzeuge und -methoden sind ein-
fach und kostengünstig verfügbar. Diese Werkzeuge wol-

len wir den Kriminellen mit unserer Botnetz-Initiative
wirksam aus der Hand schlagen.

Der Kampf gegen Internetkriminalität und für eine digitale
Agenda für das Recht ist eine große Herausforderung für
die Zukunft, weil mit jeder technischen Entwicklung und
neuen Innovationen das Recht mitgehen muss. Deshalb ha-
ben wir unter anderem eine Initiative Hessens gestartet. Es
gibt seit dem letzten Herbst den neuen Straftatbestand der
Datenhehlerei im Strafgesetzbuch, der eine Lücke ge-
schlossen hat, die Kriminelle bis dahin ausgenutzt haben.

Mit unserer Bundesratsinitiative zur Bekämpfung der Bot-
netz-Kriminalität – sie wird auch als digitaler Hausfrie-
densbruch bezeichnet – setzen wir konsequent diesen Weg
fort. Mit dieser Initiative verfolgen wir den Gedanken, be-
reits das schlichte Gebrauchsrecht an IT-Systemen unab-
hängig davon, ob bereits Daten auf diesen Systemen verän-
dert, ausgespäht oder zerstört worden sind, einem straf-
rechtlichen Schutz zu unterstellen.

Das bloße Nutzen eines Computers zu Hause, was die al-
lermeisten nicht merken, bietet eine Infrastruktur für
Schadsoftware, die bisher die größte Gefahr ist, komplette
Netze zu beschädigen. Deswegen ist diese Initiative von
den Justizministern auch einstimmig beschlossen worden.
Wir haben alle 16 Länder hinter uns. Ich hoffe, dass dieser
Gesetzentwurf im Bundesrat jetzt schnell beschlossen wer-
den wird.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir sind eines der ersten Länder gewesen, die eine Zen-
tralstelle zur Bekämpfung der Internetkriminalität einge-
richtet haben, eine bundesweit führende Strafverfolgungs-
behörde, die weit über die Grenzen Deutschlands hinaus
bekannt und geschätzt ist. Dort sitzen Spezialisten, Staats-
anwälte, die internetaffin sind, Top-Fachleute, die aus der
Praxiserfahrung immer wieder darauf hinweisen, welche
Strafbarkeitslücken es gibt.

Ich will an dieser Stelle diesen innovativen Staatsanwälten
herzlich Dank sagen; denn alle Initiativen, die wir im Mo-
ment in die Gesetzesberatung einbringen, stammen aus der
Praxiserfahrung dieser innovativen Internetstaatsanwälte.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der SPD)

Die IT-Sicherheit ist in Hessen zu Hause mit dem Fraunho-
fer-Institut SIT, das sich für sichere Informationstechnolo-
gie einsetzt, ein europäisches Zentrum der grundlagen- und
anwendungsorientierten Forschung. Mit dem Fraunhofer-
Institut in Darmstadt tauschen wir aus dem Justizbereich
Entwicklungen aus und beraten über Sicherheitslücken und
deren strafrechtliche Bewertung.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zahlreiche
Rechtsprobleme, die durch die Nutzung des Mediums In-
ternet aufgeworfen werden, sind ungelöst. Davon will ich
ein paar nennen: fehlende gesetzliche Regelungen für die
E-Mail-Überwachung, für die Quellen-Telekommunikati-
onsüberwachung, für die Onlinedurchsuchung elektroni-
scher Speichermedien sowie für die beschleunigte grenz-
überschreitende Sicherung digitaler Beweismittel.

Die Strafverfolgungsbehörden und Gerichte behelfen sich,
soweit rechtlich möglich, mit der Anwendung von Rechts-
normen, die ursprünglich für völlig andere Sachverhalte
und Kommunikationsformen vorgesehen waren. Beispiels-
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weise wird bei der E-Mail-Überwachung teilweise auf
überkommene Regelungen zur Postbeschlagnahme oder
teilweise auf Regelungen zur Beschlagnahme von körperli-
chen Gegenständen zurückgegriffen.

Vielfach lässt sich das Fehlen zeitgemäßer und notwendi-
ger Ermächtigungsgrundlagen aber nicht kompensieren, so
etwa bei der Onlinedurchsuchung elektronischer Speicher-
medien. Täter verschlüsseln ihre Endgeräte oder speichern
ihre Daten in der Cloud. Herkömmliche Durchsuchungs-
und Beschlagnahmemaßnahmen sind damit wirkungslos,
da die Täterdaten wegen der Verschlüsselung der Speicher-
medien nicht auswertbar sind oder bei externer Speiche-
rung in der Cloud gar nicht aufgefunden werden können.

Das effektivste Mittel für einen erfolgreichen Zugriff auf
die Täterdaten im unverschlüsselten Zustand und bei exter-
ner Speicherung ist die verdeckte Onlinedurchsuchung, die
aber derzeit in der Strafprozessordnung keine Rechts-
grundlage hat. Sie sehen, meine sehr geehrten Damen und
Herren: eine riesige Lücke, die geschlossen werden muss.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Staatsanwaltschaften, Gerichte und die Polizei benötigen
dringend zeitgemäße Mittel, um Datenspuren zu sichern
und Täter überführen zu können. In diesem Zusammen-
hang gilt es mit adäquaten rechtlichen Instrumenten der
Grenzenlosigkeit des Internets zu begegnen. Auf der einen
Seite profitieren die Täter ungehindert von der Möglich-
keit, über Internet in Echtzeit weltweit grenzüberschreitend
Straftaten zu begehen. Auf der anderen Seite erschweren
Unterschiede in nationalen Gesetzeswerken und die Erfor-
derlichkeit von Maßnahmen in internationalen Rechtshilfe-
verfahren, eine effektive Strafverfolgung zu gewährleisten.

Deshalb habe ich etwas eingebracht, was die Unzuläng-
lichkeit der grenzüberschreitenden Datenübermittlung und
die Sicherung digitaler Beweismittel angeht. Die Terroran-
schläge von Brüssel haben bewiesen, dass es da Probleme
gibt. Auf der Justizministerkonferenz, die vor wenigen
Wochen in Brandenburg stattgefunden hat, habe ich eine
Initiative eingebracht, die einstimmig beschlossen worden
ist. Es geht um die Sicherung digitaler Beweismittel.

Deshalb will ich darauf hinweisen, dass der Bundesjustiz-
minister es bisher versäumt hat, die Vorgaben zur be-
schleunigten grenzüberschreitenden Sicherung digitaler
Beweismittel auf den Weg zu bringen.

(Heike Hofmann (SPD): Falsch!)

Es gibt nämlich eine Cybercrime Convention, das Buda-
pester Abkommen über Computerkriminalität aus dem Jahr
2001, die in nationales Recht umzusetzen ist. Wir müssen,
wie es in der Cybercrime Convention verpflichtend vorge-
sehen ist, eine nationale Rechtsgrundlage schaffen, und
diese Regelung muss es den deutschen und ausländischen
Strafverfolgungsbehörden ermöglichen, beweiserhebliche
Daten in den Händen deutscher Provider vor der Löschung
zu bewahren und die Provider zu verpflichten, diese Daten
für einen Zeitraum von bis zu 60 Tagen zu speichern.

Was heißt das konkret? Ausländische Staaten haben einen
Verdacht, dass ein Provider etwas hat, was sie für die Er-
mittlungen brauchen. Dann fragen sie in Deutschland an,
und wir haben bisher nicht genügend Mittel, um das effek-
tiv zu sichern. Mit dieser Umsetzung könnte man die Pro-
vider verpflichten, die Beweise 60 Tage zu sichern. Damit
könnte man international anders zuschlagen, als wir das

bisher können. Deshalb will ich darauf hinweisen, dass
auch dies eine Initiative ist, die auf breite Zustimmung bei
den Ministern auf der Länderebene gestoßen ist.

Die Umsetzung dieser Vorhaben hat eine europäische Di-
mension. Deshalb werden wir jetzt ein Expertengespräch
mit Vertretern der EU-Kommission und des Europäischen
Parlaments zum Thema grenzüberschreitender Verbesse-
rungen der Sicherung digitaler Beweismittel in Brüssel
durchführen, um uns auch auf europäischer Ebene auszu-
tauschen. Die niederländische Ratspräsidentschaft hat mit
großem Elan das Thema Digitalisierung vorangebracht,
und wir in Hessen sind mit unseren Spezialisten gefragt.

Ich will auf ein ganz anderes Thema zu sprechen kommen.
Der Kampf gegen die Internetkriminalität ist auch der
Kampf gegen kriminellen Hass im Internet. Der Anstieg
extremistisch motivierter Straftaten, unabhängig davon, ob
sie einen politischen, religiösen oder anderweitigen Hinter-
grund haben, muss jedem von uns Sorgen bereiten. Im ver-
meintlichen Schutz der Anonymität werden Beleidigungs-
delikte begangen, die bis zur Volksverhetzung gehen. Es
werden Drohungen ausgestoßen und ganze Personenkreise
verunglimpft.

Ich will darauf hinweisen: Alle diese Handlungen sind in
der realen Welt strafbar. Sie sind es auch in der digitalen
Welt. Das wissen die allermeisten nicht. Sie glauben, dass
man sich im Internet sozusagen frei bewegen könne. Des-
wegen müssen wir den Strafverfolgungsbehörden entspre-
chende Möglichkeiten an die Hand geben, solche Strafta-
ten schnell und wirkungsvoll aufzuklären.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es gibt an einer Stelle einen Änderungsbedarf. Die Betrei-
ber der Social-Media-Plattformen, die Anbieter der Instant-
Messaging-Dienste und andere sollen künftig verpflichtet
werden, den Strafverfolgungsbehörden auf Verlangen un-
mittelbar Auskünfte über die Identität der Nutzer zu ertei-
len. Außerdem wollen wir, dass strafbare Inhalte, insbe-
sondere Äußerungen mit rassistischem, fremdenfeindli-
chem oder sonstigen menschenverachtendem Charakter,
vor ihrer Entfernung gesichert werden, damit das am Ende
für die Strafverfolgungsbehörden weiterhin nutzbar bleibt.

Das soll auch dann gelten, wenn die Unternehmen ihren
Sitz in den USA oder in einem anderen Drittstaat haben.
Denn es kann nicht sein, dass die Anbieter sozialer Medien
in Deutschland zwar ihr Geld verdienen, mit den Strafver-
folgungsbehörden aber nur über den langwierigen Weg der
internationalen Rechtshilfe zusammenarbeiten. Hier geht
es darum, dass die Unternehmen ihre gesellschaftliche
Verantwortung stärker als bisher wahrnehmen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ein ganz anderes Thema will ich noch ansprechen, nämlich
E-Justice. Da geht es um die Digitalisierung in der Justiz,
die elektronische Akte und alles, was damit zusammen-
hängt. Die Auswirkungen in der Praxis sind daran zu se-
hen, dass die Verwaltungsgerichte gut ausgestattet sind
und dass wir inzwischen bundesweit bei Modellgerichten
die Kommunikation zwischen dem Bundesamt für Migrati-
on und Flüchtlinge und den Verwaltungsgerichten inner-
halb von Minuten sicherstellen können. Seit Februar 2016
sind die Bearbeitungszeiten sechs Monate kürzer, als wir
das in der Vergangenheit hatten. Die elektronischen Ver-
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fahren führen also vor Gericht zu einer enormen Beschleu-
nigung.

Ein Zentrales elektronisches Schutzschriftenregister hat es
früher nicht gegeben. Schutzschriften sind vorbeugende
Verteidigungsschriftsätze gegen erwartete Anträge auf Ar-
rest oder einstweilige Verfügungen. Man kann jetzt bun-
desweit auf dieses Register zugreifen, das Hessen ent-
wickelt hat.

Zum Bürgerlichen Gesetzbuch will ich noch einige Fragen
aufwerfen, an die viele von Ihnen gar nicht denken. Bei der
Digitalisierung wird es in Zukunft z. B. um die Frage ge-
hen, welche Vertragsbeziehungen beim Streaming oder in
sozialen Netzwerken bestehen. Besteht ein Bedürfnis nach
eigentumsähnlichen Rechten an Daten, die man übertragen
oder vollstrecken kann bzw. die Teil der Insolvenzmasse
werden? Was gehört zum digitalen Nachlass? Welche
Rechte haben Erben an den elektronischen Accounts der
Erblasser, den darin befindlichen Daten, wie etwa E-Mails
und Kundenbewertungen, oder an Nutzungsrechten für
E-Books, Musik oder Videos?

All das sind die Alltagsfragen, die die großen rechtlichen
Herausforderungen im Internet darstellen. Nicht zuletzt
spielt auch das Recht auf Schutz der Persönlichkeit eine
große Rolle.

Ich will noch etwas Aktuelles ansprechen. Heute Abend
wird in Frankreich wieder im Rahmen der Fußballeuropa-
meisterschaft gespielt werden. Viele von Ihnen haben die
Ausschreitungen der Hooligans vor Augen. Ich will darauf
hinweisen, dass die Ausstattung gewaltbereiter Hooligans
mit einer elektronischen Fußfessel dafür sorgt, dass
Schutzzonen eingerichtet werden können. Es gibt also auch
im digitalen Bereich eine Möglichkeit des Opferschutzes,
an die man nicht denkt.

Wir brauchen das digitale Recht und die digitale Agenda
für dieses Recht. Als Justizministerin werde ich diese digi-
tale Agenda weiterhin maßgeblich voranbringen und mit
Impulsen aus Hessen dazu beitragen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Vielen Dank. – Ich eröffne die Aussprache und erteile für
die SPD-Fraktion Frau Kollegin Hofmann das Wort.

(Günter Rudolph (SPD): Sie ist gerade einmal nicht
da! Ruft sie einmal aus!)

– Kein Problem, wir warten.

(Günter Rudolph (SPD): Dann nehmt den Nächs-
ten!)

– Kann ich vorziehen? – Ich erteile jetzt Frau Kollegin Ka-
rin Müller für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
das Wort. Wir verfahren jetzt so.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN sowie des Abg. Thorsten
Schäfer-Gümbel (SPD))

Karin Müller (Kassel) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Besser kann es nicht werden. Am besten höre ich gleich
auf.

Herr Präsident, meine Damen und Herren!

Die neuen Zeitalter beginnen nicht auf einmal.
Mein Großvater lebte schon in der neuen Zeit.
Mein Enkel wird wohl noch in der alten leben.

Dieser Satz von Bertolt Brecht gilt zumindest für mein bis-
heriges Leben nicht wirklich. Ich habe das Gefühl, in der
digitalen Steinzeit aufgewachsen zu sein. Die Neuzeit ent-
wickelt sich rasend schnell. Sie stellt uns vor immer noch
größere Herausforderungen.

(Florian Rentsch (FDP): Das liegt aber nicht an der
regionalen Herkunft!)

Als ich 1979 mit meiner Ausbildung angefangen habe, gab
es noch die gute, alte Schreibmaschine. Zur Datensamm-
lung wurden Lochkarten verwendet. Darauf wurde gespei-
chert. Das Thema Datenschutz war zwar präsent, aber
nicht so, wie es das heutzutage ist. Die Datenmengen wa-
ren überschaubar.

Dann gab es irgendwann die Magnetplatten. Dann gab es
den Atari-Computer mit den 5 ¼-Zoll-Disketten. Sie ken-
nen das alles. Heutzutage können wir große Datenmengen
auf immer kleiner werdenden Geräten speichern.

Heutzutage gibt nicht nur die Jugend ihre Daten freiwillig
preis. Wir kennen das alle. Wir surfen in sozialen Medien.
Wir werden gefragt, ob unser Adressbuch genutzt werden
kann. Darüber machen wir uns nicht sehr viele Gedanken.
Wir haben es gerade gehört: Ich finde, wir müssen uns dar-
über Gedanken machen, was mit unseren Daten passiert,
wenn wir Payback-Karten beim Einkauf benutzen, wenn
wir irgendwelche Apps benutzen und Zugriff auf all unsere
Daten ermöglichen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Das hat natürlich Folgen für die Sicherheit der Daten. Für
die Kriminellen eröffnet das Internet ungeahnte Möglich-
keiten. Internet und digitale Informationswege werden zum
Tatort.

Die Cyberkriminalität wächst rasend schnell. Der Verband
der Internetwirtschaft hat 2014 etwa 220.000 Computer
stichprobenartig untersucht. Dabei kam heraus, dass
92.000 Systeme mit 725 infizierten Dateien verseucht wa-
ren.

Das muss man sich einmal vorstellen. Das ist eine unge-
heure Menge. Hochgerechnet heißt das, dass 40 % aller
Computer in Deutschland infiziert sind. In dem Bericht zur
Lage der IT-Sicherheit in Deutschland 2015 wurde dann
festgestellt, dass im ersten Halbjahr 2015 täglich bis zu
60.000 Computer neu infiziert wurden.

Es besteht also Handlungsbedarf. Die Ministerin hat es be-
reits erwähnt. Bereits im Budapester Übereinkommen über
Computerkriminalität aus dem Jahr 2001 wurde dieser
Handlungsbedarf formuliert. Schon in diesem Abkommen
war vorgesehen, dass der unbefugte Zugang zu einem
Computersystem, also der digitale Hausfriedensbruch, über
den wir heute reden, unter Strafe gestellt werden soll.

Dabei geht es nicht um die Verschärfung des Strafrechts,
sondern um die Anpassung des Strafrechts an die heutige
Zeit. Es geht darum, die Intimsphäre des Einzelnen zu
schützen. Denn es ist ein Unterschied, ob ich meine Daten
freiwillig zur Verfügung stelle oder diese missbraucht wer-
den und damit dann Straftaten verübt werden.
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Die Computer werden von sogenannten Botnetzen ange-
griffen. Dabei wird ein ungeschützter Computer infiziert.
Der Computer wird dann in ein Botnetz eingegliedert. Der
Betreiber, der die eingegliederten Computer steuert, ver-
kauft die Dienste des Botnetzes. Das Botznetz wird z. B.
dazu genutzt, massenweise Spam zu versenden usw. Es
werden auch Kreditkartennummern ausgespäht.

Die SSL-geschützte Verbindung wird im Hintergrund pro-
tokolliert. Alles, was wir an Passwörtern und Kreditkarten-
nummern eingeben, kann so ausgespäht werden – ein un-
heimliches Geschäft für diejenigen, die damit wiederum
Handel treiben und die Persönlichkeit klauen. Alle diese
Systeme kann man im sogenannten Darknet erwerben. Es
ist heutzutage ganz einfach, da hineinzukommen – ein un-
heimlicher Tummelplatz für Kriminalität. Die Infrastruktur
des Internets bietet dafür die Plattform.

Die Forschung ist auf einem guten Weg, dagegen anzuge-
hen; aber das reicht natürlich nicht allein. Wissenschaftlern
der Ben-Gurion-Universität ist es z. B. im Februar 2016
gelungen, ein Programm zu entwickeln, das Botnetze mit-
tels sogenannter Honeypots aufspüren kann. Das funktio-
niert genauso wie bei dem Bären: Man stellt einen Honig-
topf hin und lockt ihn in die Falle. Genauso funktioniert es
bei diesem Programm. Damit werden die Botnetze automa-
tisch erkannt, auch ob der Angriff von einem Bot oder ei-
ner realen Person ausgeht.

Das Internet ist zum größten Tatort der Welt geworden. Es
gibt 3 Milliarden Internetnutzer und 10 Milliarden ange-
schlossene Geräte. Jeder verfügt über mindestens drei Ge-
räte – das stellen wir selbst fest –, jeder hat einen Compu-
ter, ein Tablet, ein Smartphone. Das sind viele „Häuser“, in
die eingebrochen werden kann. Beim Thema Internetkrimi-
nalität verhält es sich so ähnlich wie beim Thema Woh-
nungseinbrüche: Wir brauchen zum einen die Forschung,
die Prävention und die Aufklärung wie bei den Wohnungs-
einbrüchen, aber auch die Eigeninitiative, um sich vor Kri-
minalität zu schützen. Und, das ist anders als bei Woh-
nungseinbrüchen, wir brauchen ein Recht, das sich der ver-
änderten technologisierten und vernetzten Welt anpasst.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Das Strafgesetzbuch ist aus dem Jahr 1877. Da kannte man
zwar schon die Schreibmaschine, aber viel mehr auch
nicht. Wir brauchen eine digitale Agenda für das Recht.
Das ist keine neue Erkenntnis, aber verändert hat sich im
Strafrecht und in der Strafprozessordnung bisher sehr we-
nig. Wir haben eine Fachabteilung der Generalstaatsan-
waltschaft in Gießen, die ZIT, die eine sehr gute Arbeit
leistet, aber die auch das nötige Werkzeug braucht, um die
digitalen Herausforderungen in der Datenwelt zu bewälti-
gen. Das heißt, wir brauchen kein neues Recht, sondern ein
der digitalen Welt angepasstes.

Dieser Aufgabe stellt sich die Landesregierung mit einem
Auftrag der Justizministerkonferenz im Rücken. Es wurde
geprüft und wird immer weiter geprüft, wo der dringendste
Handlungsbedarf besteht. Deshalb reden wir aktuell und
heute über den Rechtsgedanken des Hausfriedensbruchs;
denn der Computer ist durchaus mit einem Haus vergleich-
bar, nur nicht voll mit Dingen zum Anfassen, sondern voll
mit persönlichen Daten, die es zu schützen gilt. Laptops,
Tablets und Smartphones sind heute Spiegelbilder einer
Person. Die auf diesen Medien vorhandenen Daten lassen
teilweise eher Rückschlüsse auf eine Person zu als die ei-

gene Wohnung. Deswegen muss hier dasselbe gelten wie
bei der Wohnung: Zutritt verboten. Dieses individuelle
Recht muss vom Staat geschützt werden.

Das wird auch heute schon getan, aber, wie von der Minis-
terin bereits ausgeführt, nicht mit den passgenauen Vor-
schriften. Deswegen ist die Bundesratsinitiative auf den
Weg gebracht worden, ebenso der Rechtsgedanke des
§ 248b Strafgesetzbuch: Der unbefugte Gebrauch eines
Fahrzeugs bietet sich als Rechtsgedanke an. Es muss si-
chergestellt werden, dass nur die- oder derjenige, dem das
Gerät gehört oder der die Erlaubnis zur Nutzung hat, es be-
dient. Unbefugter Gebrauch ist unter Strafe zu stellen. Die-
se zwei konkreten Straftatbestände sollen auf die digitalen
Tatbestände angepasst werden. Dazu hat Hessen die Bun-
desratsinitiative auf den Weg gebracht.

Die technische Entwicklung war der strafrechtlichen Ent-
wicklung schon immer voraus. Das gilt es trotz aller Hür-
den für die Strafverfolgung im virtuellen Raum zu ändern.
Es ist eine große Herausforderung für die Strafverfolgung,
angemessen und schnell auf die Internetkriminalität zu rea-
gieren. Die Informationssysteme sind verschlüsselt, im
Netz wird anonym agiert, und die Internationalität des
weltweiten Netzes lässt das nationale Recht schnell an sei-
ne Grenzen stoßen. Umso dringender ist es, dass wir uns
auf den Weg zu einer digitalen Agenda für das Recht ma-
chen. Da müssen wir etwas an Geschwindigkeit zulegen.
Während es mir auf Deutschlands Straßen etwas zu schnell
geht, müssen wir bei der Anpassung des Rechts auf das di-
gitale Zeitalter etwas Fahrt aufnehmen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ein kleines Beispiel: Nach der Einführung der Kreditkarten
in Deutschland dauerte es 28 Jahre, bis die Strafbarkeit von
Kreditkartenmissbrauch geregelt wurde – eindeutig zu
lang. Das muss schneller gehen. Das sind wir sowohl den
einzelnen Bürgerinnen und Bürgern als auch den Unter-
nehmen schuldig – das hat die Ministerin ausgeführt –, die
sich unter dem Stichwort Industrie 4.0 auf den Weg ge-
macht haben, die Industrie zu digitalisieren. Dazu haben
wir vor einigen Wochen auch eine Regierungserklärung
gehört.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Ja, haben wir!)

Die veränderte Arbeitswelt braucht Schutz vor Cyberan-
griffen, und diese Angriffe müssen schnell und angemes-
sen bestraft werden können.

Wir GRÜNE stehen selbstverständlich für Datenschutz
und Persönlichkeitsrechte. Das Bundesverfassungsgericht
hat das Grundrecht auf Gewährleistung der Vertraulichkeit
und Integrität informationstechnischer Systeme geschaffen.
Dieses gilt es zu schützen. Wir müssen die Bürgerinnen
und Bürger davor schützen, dass jemand die Laptop-Ka-
mera anzapft und sie dadurch in ihren eigenen vier Wän-
den beobachten kann und damit die Intimsphäre nicht mehr
geschützt ist, und das notfalls auch mit dem Strafrecht.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Wir müssen verhindern, dass sich jemand intimste Mails
einer Person ansieht. Laptops, Smartphones und Tablets
werden angesichts der Digitalisierung des Lebens, wie
z. B. der Steuerung der Rollladen, der Heizung etc., mit
dem Haus vernetzt. Deswegen wird der Schutz immer
wichtiger, weil immer mehr Vernetzung stattfindet. Das
Hausrecht schützt den Herrschaftsbereich einer Person, die
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Wohnung. Zu diesem Herrschaftsbereich gehören aber
auch die soeben erwähnten Geräte. Hier hat der Staat eine
Schutzpflicht.

Ich fasse zusammen. Das Strafrecht ist immer das letzte
Mittel, wenn es darum geht, gesellschaftliche Probleme zu
lösen. Davor stehen Prävention, Aufklärung, Eigeninitiati-
ve und Forschung nach Gegenmaßnahmen. Aber auch das
letzte Mittel muss für eine angepasste Anwendung bereit
sein. Deswegen begrüßen wir die Aktivitäten der Landes-
regierung auf Bundesebene und bitten um Unterstützung
für unseren Antrag.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Frau Kollegin Hofmann für die SPD-Frakti-
on.

Heike Hofmann (SPD):

Verehrte Kollegin Müller, zunächst danke für Ihre Kolle-
gialität.

(Minister Tarek Al-Wazir: Solange du nicht draußen
Fußball geschaut hast, ist alles gut! – Heiterkeit)

– Grundbedürfnisse. – Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Karl Valentin hat einmal gesagt, und das gilt in der
Tat auch für die Digitalisierung unserer Gesellschaft:

Prognosen sind schwierig, besonders wenn sie die
Zukunft betreffen.

Die Bedeutung der Digitalisierung für unsere Gesellschaft
ist von den Vorrednerinnen schon skizziert worden. Große
Datenverarbeitungskonzerne haben vor 40 Jahren entspre-
chende Geräte produziert, aber nicht im Blick gehabt, dass
der Personal Computer einmal ein Marktknaller werden
könnte, haben also die Entwicklung verkannt. Erst vor 20
Jahren ging es so richtig mit dem Internet los. Wer hätte
denn vor 40 oder 20 Jahren gedacht, dass der eine oder an-
dere von uns ständig online wäre? Ich glaube, nicht so vie-
le.

In der Tat, die Digitalisierung unserer Gesellschaft betrifft
alle Lebensbereiche. Sie verändert unsere Gesellschaft
komplett, etwa die Produktionsbedingungen, die Arbeit,
die Kommunikation und das Wissen. Ganz klar ist, das
Recht muss sich diesen Entwicklungen nicht nur anpassen,
sozusagen Schritt halten – nein, das Recht muss ganz vor-
ne dabei sein und garantieren, dass der Bürger in dieser di-
gitalen Welt sicher ist, mündig und frei zu entscheiden,
welche Daten er verwendet, wie er handelt und was er tut.

(Beifall bei der SPD)

Das Thema Digitalisierung ist eine Querschnittsaufgabe.
Deswegen halte ich es für angemessen und habe auch er-
wartet, dass es zur Chefsache dieser Landesregierung ge-
macht würde. Eigentlich hätte Ministerpräsident Bouffier
heute hier über dieses Querschnittsthema, diese Quer-
schnittsaufgabe reden müssen, und das nicht nur so, wie
wir es jetzt fast jedes Plenum in einer Regierungserklärung
erwarten können. Nein, meine Damen und Herren, das ist
ein Querschnittsthema, das allumfänglich betrachtet wer-
den muss.

(Beifall bei der SPD)

Es ist in der Tat so, dass das digitale Zeitalter viele Chan-
cen, aber auch viele Risiken birgt.

Ich möchte auch noch einmal auf das Thema der Cyberkri-
minalität eingehen, weil es ein besorgniserregendes, ja be-
drückendes Thema ist.

Cyberkriminelle reagieren äußerst flexibel und hoch pro-
fessionell auf die ständigen technischen Veränderungen
und neuen Rahmenbedingungen. Sie haben – das muss
man hier mit Bauchschmerzen anerkennen – in vielen Be-
reichen einen technischen Vorsprung, auch vor den Sicher-
heitsbehörden. Deshalb ist das Gefährdungspotenzial für
jeden Internetnutzer auch so groß. Es ist davon auszuge-
hen, dass der Bereich der Internetkriminalität der Haupt-
schwerpunkt der Kriminalität werden wird. Er wird alle
Kriminalitätsformen durchdringen, sei es der Betrug, sei es
der Menschenhandel oder auch der Waffenhandel. Im Be-
reich der Internetkriminalität müssen wir nicht nur mit stei-
genden Fallzahlen rechnen, sondern diese sind bereits
Wirklichkeit. Allein hier in Hessen haben wir einen An-
stieg von 3,6 % zu verzeichnen. Auch die Komplexität der
Ermittlungsverfahren nimmt zu. Bundesweit rechnet das
Bundeskriminalamt sogar mit einem Anstieg der Internet-
kriminalität um 8 %.

Besonders kommt diesen Kriminellen zupass, dass das In-
ternet weitestgehend anonym ist. Sie sind professionell or-
ganisiert. Angriffe auf Firmen und Behörden – der Deut-
sche Bundestag ist hier schon genannt worden – zeigen,
dass Deutschland digital verwundbar ist und jede Infra-
struktur, die mit dem Internet verbunden ist, Ziel von Cy-
berangriffen sein kann.

Die wirtschaftliche Dimension möchte ich auch kurz be-
leuchten. Fast jedes zweite Unternehmen in Deutschland
ist von Cyberkriminalität betroffen. Der wirtschaftliche
Gesamtschaden in Deutschland betrug allein in den letzten
beiden Jahren – das muss man sich auf der Zunge zergehen
lassen – 54 Milliarden €. Von den Betroffenen wird das Ri-
siko oft zu gering eingeschätzt. Das ist auch eine große Ge-
fahr, meine Damen und Herren.

Was ist also zu tun? Sie haben ausgeführt, dass es im Be-
reich der Staatsanwaltschaften viele Sonderdezernate gibt.
Sie haben die ZIT, die Zentralstelle zur Bekämpfung der
Internetkriminalität, angesprochen, die – das machen wir
hier auch ganz deutlich – über das gesamte Bundesgebiet
hinweg gute Arbeit leistet. Aber es gibt noch sehr viel
mehr zu tun, meine Damen und Herren. So ist etwa an eine
bundesweite Kommunikationsplattform zu denken, auf der
sich die Sicherheitsbehörden untereinander austauschen
können. Ich meine natürlich eine Kommunikationsplatt-
form, die keine personenbezogenen Daten verwendet.

Ich will noch einen Punkt ansprechen, der für die SPD-
Landtagsfraktion von zentraler Bedeutung ist. Was nützen
die besten Gesetze, was nützt die beste Technik, wenn das
Personal fehlt, um entsprechende Fälle zu ermitteln, um
anzuklagen und zu verurteilen?

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Ich kann es Ihnen nicht ersparen, hierauf einzugehen. Wir
müssen vielmehr immer wieder ansprechen und beklagen,
dass Sie es zu verantworten haben, dass in den letzten Jah-
ren Stellen in der Justiz abgebaut wurden – einmal in den
Jahren 2003 und folgende 800 Stellen, dann 400 Stellen –
und dass mit dem Personalabbauprogramm, das noch läuft,
nochmals 177 Stellen abgebaut werden. Das ist alles Perso-
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nal, das auch in der Bekämpfung der Internetkriminalität
fehlt.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, stellen Sie sich nicht hierhin
und sagen, Sie seien die Speerspitze einer Bewegung für
das digitale Recht, für eine digitale Agenda, wenn Sie noch
nicht einmal Ihre ureigensten Hausaufgaben machen.

Zum Thema Botnetz-Kriminalität, dem sogenannten digi-
talen Hausfriedensbruch. Es ist eben schon angesprochen
worden, dass ein Botnetz eine Vielzahl – entweder zeitwei-
se oder ständig – mit dem Internet verbundener Computer
ist, bei dem der rechtmäßige Nutzer nicht bemerkt, dass
sein eigenes Programm mit Schadprogrammen infiziert ist
und sein Computer gar einer ganz anderen Kontrolle unter-
liegt.

Meine Damen und Herren, rund 40 % aller Computersys-
teme in Deutschland sind – so schätzt man – infiziert. Das
ist eine bedrohliche Zahl. Im Bereich der Botnetz-Krimina-
lität ist vieles nicht nur denkbar, sondern wird auch in die
Tat umgesetzt. Zu nennen sind das Versenden von Spam-
Mails, Onlinebanking-Betrug, das Verschleiern von Ser-
vern mit kriminellen Inhalten, leider auch der Bereich der
Kinderpornografie und vieles mehr. Der gesamte Internet-
verkehr kann theoretisch durch diese Kriminalitätsform ab-
gehört und manipuliert werden.

Wir haben gemerkt, was beim Deutschen Bundestag pas-
sieren kann, aber diese Kriminalitätsform bedroht auch un-
sere Wirtschaft. Allerdings will ich der Ministerin klar wi-
dersprechen, die suggeriert, in diesem Bereich bestünden
große Strafbarkeitslücken. Ich kann Ihnen sagen, dass das
deutsche Strafrecht auch im Bereich der Botnetz-Krimina-
lität grundsätzlich gut aufgestellt ist. Das möchte ich durch
die Gesetzeslage konkret belegen.

Sämtliche Aktivitäten, die mit dem Aufbau und Betrieb ei-
nes Botnetzes in Verbindung stehen, werden bereits straf-
rechtlich sanktioniert: das Programmieren einer Malware,
die zu einem Botnetz führt, das Verbreiten von Botnetzen,
der Einsatz von Malware. Das Ausspähen und Abfangen
von Daten, die Unterdrückung, Löschung und Verände-
rung von Daten – § 303a StGB – wie auch der Onlineban-
king-Betrug, die Computersabotage sind hier zu nennen.

Ein Weiteres ist von zentraler Bedeutung. Erst im letzten
Jahr ist das sogenannte IT-Sicherheitsgesetz vom Deut-
schen Bundestag verabschiedet worden, in dem Anbieter
von Telemediendiensten verpflichtet worden sind, ihre An-
gebote und personenbezogene Daten gegen unerlaubte Zu-
griffe durch Dritte zu schützen und gegen Störungen zu si-
chern.

Sie haben es selbst angesprochen, Frau Justizministerin:
Das Cybercrime Convention Committee hat Deutschland
über den Europarat noch einmal Hausaufgaben aufgege-
ben. Neue Standards, was die auf Datenträgern physisch
gespeicherten Daten aller Art, die Verkehrsdaten- und Be-
standsdatenerhebung angeht, sind durch die entsprechen-
den Vorschriften in der Strafprozessordnung abgesichert.

(Beifall bei der SPD)

Handlungsbedarf im Bereich der Botnetze sehe ich viel-
mehr noch bei der Verbesserung und Weiterentwicklung
technischer Verfahren. Frau Müller, ich bin Ihnen dankbar,
dass Sie die Forschung, die wissenschaftliche Begleitung
und Weiterentwicklung, aber auch die Sensibilisierung der

Bürgerschaft, der Unternehmen, der Gesellschaft für dieses
zentrale Thema angesprochen haben. Wir brauchen einen
Bewusstseinswandel sowohl in der Bevölkerung als auch
in den Unternehmen, meine Damen Herren.

Ein weiterer Gesichtspunkt ist die Strafbarkeit der Daten-
hehlerei. Damit rühmen Sie sich ja auch. Dazu kann ich
nur ganz klar sagen: Dieser Initiative aus Hessen hätte es
gar nicht bedurft, da – das wissen Sie auch – ein Bundes-
gesetz zur Einführung einer Höchstspeicherfrist für Ver-
kehrsdaten entsprechende Regelungen beinhaltet.

(Beifall bei der SPD)

Kinderpornografie ist ein Thema, das uns stark beschäftigt
und das sehr bedrückend ist. Ich bin unserem Bundesjustiz-
minister Heiko Maas sehr dankbar, dass er es durch seine
Initiative aus dem Jahre 2014 erreicht hat, bestimmte Straf-
barkeitslücken gerade im Bereich des Cyber-Grooming un-
ter Strafe zu stellen.

Ich darf hier einige Beispiele nennen. Es ist z. B. schon ei-
ne neue Vorschrift geschaffen worden – insofern ist hier
auch schon vieles getan worden –, die eine Einwirkung auf
ein Kind mittels einer Informations- und Kommunikations-
technologie, um es zu sexuellen Handlungen zu bringen,
schon unter Strafe stellt.

Die Höchststrafe für die Verletzung des persönlichen Le-
bensbereichs durch Bildaufnahmen ist erhöht worden. Au-
ßerdem wissen Sie, dass es eine Reformkommission zur
Überprüfung des Sexualstrafrechts gibt, die ihre Arbeitser-
gebnisse im Herbst dieses Jahres vorlegen wird. Darin wer-
den Vorschläge enthalten sein, ob vor dem sogenannte Cy-
ber-Grooming strafrechtlich besonders geschützt werden
muss und ob es Änderungsbedarf gibt. Meine Damen und
Herren, Sie wissen ganz genau, im Herbst dieses Jahres
soll es Ergebnisse dieser Kommission geben.

(Vizepräsident Wolfgang Greilich übernimmt den
Vorsitz.)

Ich darf Sie noch an Ihren eigenen Antrag an den Bundes-
rat erinnern. Ich darf daraus zitieren. Da heißt es unter
Punkt 3 – ich zitiere mit Genehmigung des Präsidenten –:

Stärkung der technischen und personellen Rahmen-
bedingungen … Eine weitere Stärkung der Ermitt-
lungsbehörden erscheint angesichts der stetig stei-
genden Anzahl und des Umfangs der Verfahren ins-
besondere im Bereich der Kinderpornografie drin-
gend angezeigt.

Da kann ich nur sagen: Hört, hört. Bitte erinnern Sie sich
an Ihre eigenen Worte. Ich sage Ihnen ganz klar: Das passt
nicht zu dem Personalabbau, den Sie nicht nur in der Jus-
tiz, sondern auch bei der Polizei betreiben.

(Alexander Bauer (CDU): Wir haben doch nirgend-
wo abgebaut!)

– Jetzt haben Sie aufgrund des Druckes nachjustieren müs-
sen. Nach Angaben der Gewerkschaft der Polizei fehlen
1.000 Stellen.

(Zuruf des Abg. Alexander Bauer (CDU))

Sie wissen ganz genau, dass die Polizei noch über 3 Millio-
nen Überstunden vor sich herschiebt. Da kann ich Ihnen
nur sagen: Es ist unverantwortlich, wie Sie in unserem
Land Personalpolitik machen.
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(Beifall bei der SPD und des Abg. Willi van Ooyen
(DIE LINKE))

Aber sich dann hinstellen und kluge Tipps geben wollen
– –

(Zuruf des Abg. Alexander Bauer (CDU))

Ein weiterer Punkt, der zumindest bei Ihnen nicht fehlen
darf, ist die Fußfessel. Klar, die elektronische Fußfessel ist
ein weiteres, ergänzendes Mittel. Ich muss Ihnen ganz klar
sagen: Sie darf nicht zur PR-Nummer verkommen, und
man muss bei diesem Mittel auch immer die Kirche im
Dorf lassen. Die elektronische Fußfessel ist nur für solche
Fälle geeignet, in denen die Probanden ihren Tagesablauf
strukturieren können. Ich möchte auch deutlich machen:
Die elektronische Fußfessel kann nicht die absolute Sicher-
heit garantieren. Das wäre aus Sicht der SPD-Fraktion fa-
tal.

(Beifall bei der SPD)

Zur elektronischen Akte. Auch die Justiz wird auf die elek-
tronische Akte umgestellt, d. h., die papiergebundene
Kommunikation wird zu Recht bis zum Jahr 2022 abgelöst.
Das sieht ein entsprechendes Bundesgesetz vor.

Uns als SPD ist es ganz wichtig, diesen Prozess konstruk-
tiv zu begleiten. Wir sagen aber auch: Dafür bedarf es der
notwendigen finanziellen und personellen Ressourcen.
Nach Ihren eigenen Angaben bedarf es dafür bis zum Jahre
2020 37 Millionen €, ohne die laufenden Unterhaltungs-
kosten. Meine Damen und Herren, diese Mittel müssen na-
türlich auch zur Verfügung gestellt werden. Hier darf es
kein Stückwerk geben.

Der zweite Punkt ist das Personal. Es reicht nicht aus, an
dem einen oder anderen Gericht einen IT-Experten einzu-
setzen, falls ein solcher überhaupt vorhanden ist. Sie muten
der Mitarbeiterschaft zu, bei dem Personalabbau, den ich
beschrieben habe, noch die elektronische Akte on top ein-
zuführen. Meine Damen und Herren, das wird schiefgehen
und zu großen Problemen führen. Das sage ich Ihnen.

(Beifall bei der SPD)

Ein weiterer Aspekt, den Sie konsequent vernachlässigen,
ist: Wenn Sie Umstrukturierungsprozesse vornehmen,
müssen Sie die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mitneh-
men. Das tun Sie nicht. Es gibt keine echte Mitbestim-
mung. Sie haben erst sehr viel später einen sogenannten
Projektbeirat eingesetzt; der wird angehört – mehr aber
nicht. Mitbestimmung sieht anders aus. Ich kann Ihnen sa-
gen: Wenn Sie das anders gemacht hätten, dann hätten Sie
sich auch Ihren Akzeptanzmanager sparen können.

Frau Justizministerin, noch ein weiterer Aspekt ist wichtig,
Sie haben ihn auch angesprochen: Das ist die Hasskrimina-
lität im Internet. Extremistische Handlungen, wie z. B. An-
griffe auf Flüchtlingsunterkünfte, sind oft das Ergebnis ei-
ner längerfristigen Radikalisierung, auch über die sozialen
Netzwerke. Hier finde ich es ganz wichtig, viel stärker
grenzübergreifend zu agieren. Wir benötigen dazu eine
Ausweitung von § 86 StGB, insbesondere des Abs. 1, um
die Kompetenzen in diesem Bereich zu erweitern.

Ich bin froh darüber, dass Bundesjustizminister Heiko
Maas eine Taskforce eingerichtet und mit Google und an-
deren gesellschaftlichen Gruppen dazu Vereinbarungen ge-
troffen hat.

Ich komme zum letzten Punkt, der uns sehr wichtig ist.
Frau Justizministerin, Sie haben Ihre Rede damit angefan-
gen, dass die digitale Agenda und das digitale Recht für
den Bürger sein muss. Am Ende Ihrer Rede haben Sie da-
von gesprochen, dass Sie die verdeckte Onlinedurchsu-
chung vermissen. Was ich bei Ihnen vermisse, ist, dass Sie
Aussagen zu der Frage treffen, wie das Vertrauen in die Si-
cherheit der digitalen Welt für den Bürger gesichert wer-
den kann. Meine Damen und Herren, man kann über Digi-
talisierung nicht reden, ohne das Thema Datenschutz anzu-
sprechen.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Florian Rentsch
(FDP) – Willi van Ooyen (DIE LINKE): Sehr gut!)

Zu diesem Punkt will ich hier einige zentrale Aussagen
festhalten, die für uns besonders wichtig sind. Für uns be-
dingt Datenschutz das effektive Recht auf informationelle
Selbstbestimmung. Das muss gerade in Zeiten der Digitali-
sierung gestärkt werden, und es darf nicht ausgehöhlt wer-
den. Das Potenzial für Wirtschaft und Gesellschaft kann
erst dann entfaltet werden, wenn Sicherheit und Schutz im
Netz in einem ausreichenden Maß hergestellt sind. Dazu
bedarf es auch der Betrachtung von aktuellen wirtschaftli-
chen Entwicklungen wie Fintech. Der Bürger muss seine
Datensouveränität wieder zurückerhalten, die er jetzt in
vielen Fällen nicht mehr hat.

Für uns ist auch der Grundsatz der Datensparsamkeit wich-
tig. Daten, die erst gar nicht erhoben worden sind, können
nicht missbräuchlich verwendet werden.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Frau Kollegin, Sie müssen bitte zum Ende kommen.

Heike Hofmann (SPD):

Wenn aber Daten gespeichert werden, muss klar sein, zu
welchem Zweck und aus welchem Anlass dies geschieht.

Herr Präsident, meine Damen und Herren, die Digitalisie-
rung unserer Welt, unserer Gesellschaft und der Justiz be-
darf der Gestaltung für unsere Bürger. Dazu bedarf es kei-
ner Selbstbeweihräucherung dieser Landesregierung und
keiner Initiativen, die bereits umgesetzt sind, sondern rich-
tiger Antworten und richtiger Konzepte für die Zukunft. –
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank. – Als Nächster spricht Herr Abg. Dr. Wilken,
Fraktion DIE LINKE.

Dr. Ulrich Wilken (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Frau Justizministerin, die Landesregierung hat heute hier
ein auch für uns sehr wichtiges Thema zum Inhalt ihrer
Regierungserklärung gemacht. Nur leider hat sie wenig
Handfestes gesagt und viel Blümchenrhetorik dazu ver-
breitet. Vor allen Dingen ist mir unklar geblieben, warum
wir diese Erklärung gerade heute brauchen, wo doch so
viele von Ihnen bangend auf 18 Uhr schauen.
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Frau Ministerin, nun ist mir klar, dass nicht jede Ihrer In-
itiativen – egal ob im Bundesrat oder in der Justizminister-
konferenz – hier en détail von Ihnen vorgetragen werden
kann. Aber bezogen auf eine umfassende Information für
uns Abgeordnete ist da noch viel Luft nach oben, auch aus
Ihrem Haus; denn wir sind der Gesetzgeber.

Bei Teilen Ihrer Rede ist mir um diese Bundesrepublik
wirklich angst und bange geworden, wenn es uns Hessen
nicht gäbe – weil doch alles hier passiert.

(Zuruf des Abg. Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD))

Ich bin dann einmal hinausgegangen und habe nachge-
schaut, und jetzt bin ich ganz beruhigt: Auch in anderen
Bundesländern passiert etwas, auch in Europa und bei
Europol. Die Welt ist also nicht nur auf uns Hessen ange-
wiesen.

(Beifall bei der LINKEN und der Abg. Heike Hof-
mann (SPD))

Zum Zweiten. Sie erwähnen neu geschaffene Behörden.
Sie loben die Ermittlungs- und Strafverfolgungsbehörden.
Da muss ich Ihnen aber in aller Deutlichkeit sagen: Es ist
doch nicht so, dass diese Straf- und Ermittlungsbehörden
personell, finanziell und sächlich gut genug ausgestattet
sind, um der Probleme Herr zu werden, die Sie hier ange-
sprochen haben.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. Thorsten
Schäfer-Gümbel und Heike Hofmann (SPD))

Meine Damen und Herren, aber angesichts dieses Themas
müssen wir hier über viele Dinge sprechen, zu denen Sie,
Frau Ministerin, nichts gesagt haben. Zwar sprechen Sie
die Modernisierung von Zivil- und Strafrecht an, und prin-
zipiell gebe ich Ihnen dabei recht: Es gibt vieles, was da
angepasst werden muss, auch im Strafgesetzbuch.

(Florian Rentsch (FDP): So ist es!)

Aber Sie regieren doch, in wechselnden Konstellationen,
im Bund und auch im Land: Wieso passiert denn da
nichts?

Ja, an einigen Stellen sehen wir deutlichen Klärungsbedarf:
Wie sichern wir die informationelle Selbstbestimmung?
Wem gehören meine Daten? Und so weiter. Da muss noch
einiges passieren und klargestellt werden.

Frau Ministerin, in Ihrer Kritik an dem einen oder anderen
Unternehmen gebe ich Ihnen deutlich recht. Es kann nicht
sein, dass Anbieter sozialer Medien zwar in Deutschland
ihr Geld verdienen, dann aber mit den Strafverfolgungsbe-
hörden nur schlecht zusammenarbeiten. Frau Ministerin,
wie aber wollen wir das ändern? Wir schaffen es doch
noch nicht einmal, diese Unternehmen hier zu Steuerzah-
lungen zu verpflichten.

(Heiterkeit bei der LINKEN – Beifall des Abg. Her-
mann Schaus (DIE LINKE))

Sie sagen zu Recht, hier geht es auch darum, dass Unter-
nehmen ihre gesellschaftliche Verantwortung stärker als
bisher wahrnehmen. Das aber reicht mir hinten und vorne
nicht. Wir brauchen gesetzliche Regelungen, die solche
Unternehmen zur Rechtstreue verpflichten.

Sie werden mir zustimmen: Wenn wir uns gegen politisch
eingesetzte Taskforces in irgendwelchen Hinterzimmern
aussprechen, die mit Facebook und Co. verhandeln, welche
Kommentare aus dem Netz genommen werden und welche

im Netz bleiben, dann muss ganz klar sein: Grenzen der
Meinungsfreiheit müssen mit demokratisch entstandenem
Recht gezogen und dürfen nicht in irgendwelchen Hinter-
zimmern vereinbart werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Dann stellt sich natürlich die Frage: Wie wollen wir das
machen? Wie legen wir uns mit diesen Konzernen an?

In dieser Woche nimmt die Enquetekommission zur Ände-
rung der Verfassung Hessens ihre Arbeit richtig auf. Des-
wegen möchte ich nochmals an die Modernität unserer
Hessischen Verfassung erinnern. In Art. 39 formuliert sie:

Jeder Missbrauch der wirtschaftlichen Freiheit – ins-
besondere zu monopolistischer Machtzusammenbal-
lung und zu politischer Macht – ist untersagt.

Wenn wir das ernst nehmen – und wir nehmen das ernst –,
dann bleibt die Frage: Wie brechen wir die Macht der Kon-
zerne? Schaffen wir das über eine Anpassung des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs? – Wahrscheinlich nicht. Deswegen zi-
tiere ich Sie nochmals, Frau Ministerin: „Wir befinden uns
inmitten einer Revolution.“

Sie haben nichts dazu gesagt, was die Datenkontrolle usw.
anbelangt; darauf hat bereits meine Vorrednerin hingewie-
sen. Sie haben nichts zur Gefahr des gläsernen Bürgers, der
gläsernen Bürgerin gesagt. Big data is watching you. Wem
gehören die Daten, die mein Auto sammelt und ohne mein
Zutun an Hersteller oder Versicherungsträger übermittelt?
Werde ich demnächst gezwungen, meinen Blutdruck durch
ein an mir herumgetragenes Messgerät permanent an mei-
ne Krankenversicherung zu übermitteln? Bekommt, wer
sich weigert, keine Versicherung mehr oder nur teurere? –
All das sind Fragen, die nicht nur mich, sondern auch die
Bürgerinnen und Bürger in diesem Land interessieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Kundinnen und Kunden interessieren natürlich auch die
Fragen des Haftungsrechts, z. B. beim Internet der Dinge:
Was ist denn mit dem Kühlschrank, der die Milch bestellt?
Von mir aus kann er das in Zukunft tun. Zunächst einmal
ist das für mich überhaupt kein Problem: Auch schon frü-
her habe ich meiner Bank Aufträge erteilt, Daueraufträge
auszuführen; oder andere haben Einzugsermächtigungen.
Das ist alles schön und gut. Aber was passiert eigentlich,
wenn mein Kühlschrank auf einmal 1.000 l Milch bestellt
hat? Wer haftet denn dann?

(Heiterkeit bei der LINKEN)

Oder was ist, wenn mein Kühlschrank gehackt wurde? Wer
hat dann die Beweispflicht?

(Heiterkeit bei der LINKEN)

Das sind Fragen, die Sie ansprechen sollten, und das sind
Probleme, die wir lösen müssen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Abgeordneten der
SPD – Michael Siebel (SPD): Was haben Sie denn
für einen Kühlschrank?)

Meine Damen und Herren, mein Vertrauen in die Herstel-
ler ist durch meine jahrzehntelange Erfahrung nicht sehr
ausgeprägt. Sie alle erinnern sich: Als ein Unternehmen,
dessen Namen man auf Deutsch als „Winzig-weich“ über-
setzen müsste, angefangen hat, unsere gesamten Rechner
mit Software auszustatten, hat auf einmal nichts mehr
funktioniert. Die mussten zehn Nachlieferungen machen,

5244 Hessischer Landtag · 19. Wahlperiode · 75. Sitzung · 21. Juni 2016



bevor unsere Rechner mit diesem Betriebssystem wieder
funktioniert haben.

(Zuruf des Abg. Florian Rentsch (FDP))

Wir haben damals alle gesagt: Wenn solche Produkte von
Autoherstellern auf den Markt geliefert würden, dann wür-
den alle aufschreien. Von Microsoft aber haben wir uns
das gefallen lassen. Und jetzt sollen diese Softwareherstel-
ler Dinge ausstatten? Sie planen sogar, Autos herumfahren
zu lassen. Woher sollten wir das Vertrauen nehmen, dass
das nicht extrem fehlerbehaftet ist? – Dann aber lautet die
Frage: Wer haftet dafür?

Das sind die Fragen, die wir uns stellen müssen. Dazu
brauchen wir eine Stärkung des Verbraucherschutzes. Frau
Ministerin, auch dazu haben Sie nichts gesagt.

(Beifall bei der LINKEN und der Abg. Heike Hof-
mann (SPD))

Ein weiteres Thema, das Sie nicht angesprochen haben, ist
die Medienkompetenz.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Ja!)

Sie wie auch die Regierungsfraktionen sprechen in dem
heute vorgelegten Antrag vom Internet als dem größten
Tatort. – Ja, das ist wahrscheinlich richtig. Aber ist alles
Cyberkriminalität, was dort passiert?

Gute Beispiele hierfür hat uns schon vor Jahren die Seite
„Spiegelverkehrt“ nahegebracht: Ein Mann wird Opfer kri-
mineller Machenschaften im Internet. Das Beispiel war:
Auf der Suche nach einem Flachbildfernseher stößt er im
Internet auf ein äußerst attraktives Angebot; das Gerät, das
im Laden 1.000 € kosten sollte, wird im Internet zum
Spottpreis von 400 € angeboten. Er greift zu, selbstver-
ständlich Vorauskasse – und dann kommt kein Fernseher.
– Hat da jetzt die Cybermafia zugeschlagen?

Ich erzähle diese Geschichte nochmals anders: Da geht je-
mand in einen dunklen Hinterhof in einer Stadt, in der er
noch nie war. Dort wird ihm von zwielichtigen Gestalten
ein Fernseher zu 40 % des üblichen Ladenpreises angebo-
ten – ein Angebot, das er auch nach intensiver Recherche
sonst nirgendwo finden kann. Der Mann soll das Geld, in
einer Tüte verpackt, am nächsten Tag im Nordpark vergra-
ben – was er natürlich genau so tut; der Fernseher soll ihm
schließlich direkt im Anschluss nach Hause geliefert wer-
den.

(Heiterkeit bei der LINKEN und bei Abgeordneten
der SPD)

Wenn ich damit angefangen hätte, hätten Sie gesagt, das
wäre an den Haaren herbeigezogen,

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Ja!)

wer so etwas macht, der wäre ein Depp. – Und Sie haben
recht. Nur: Im Internet machen Menschen genau diesen
Blödsinn und verhalten sich wie Trottel – das aber ist noch
nicht Cyberkriminalität.

Oder: Niemand von uns käme auf die Idee, morgens aus
dem Haus zu gehen und die Haustüre offen zu lassen.

(Zurufe von der SPD)

Im Internet aber lassen wir nicht nur die Tür auf, sondern
wir sagen gleich allen Bescheid, dass wir jetzt erst einmal
für ein paar Wochen außer Haus sind.

(Heiterkeit der Abg. Angela Dorn (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN))

Dank Facebook haben wir mehrere Hundert „Freunde“,
und die informieren wir: Jeder soll es wissen. Sicherheits-
halber stellen wir täglich ein paar Urlaubsfotos auf unsere
„Pinnwand“, als Beweis dafür, dass wir im Urlaub und
nicht zu Hause sind.

(Heiterkeit bei der LINKEN und bei Abgeordneten
der SPD)

Meine Damen und Herren, es wird Zeit, dass wir alle wie-
der mehr Verantwortung übernehmen – vor allen Dingen,
was unsere Datensparsamkeit anbelangt. Da will ich auch
nicht nach Staat und Überwachung schreien, aber ich
schreie nach Medienkompetenz – und auch dazu brauchen
wir mehr Initiativen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Abgeordneten der
SPD)

Frau Ministerin, Sie bezeichnen in Ihrer Regierungserklä-
rung beispielsweise fehlende gesetzliche Regelungen für
die E-Mail-Überwachung und für die Quellen-Telekommu-
nikationsüberwachung als ein Rechtsproblem. Ich will für
meine Fraktion an dieser Stelle deutlich sagen: Uns geht es
darum, Grundrechte zu schützen und die Privatsphäre zu
achten. Die Quellen-Telekommunikationsüberwachung ist
nach wie vor kein adäquates rechtsstaatliches Mittel und
stellt eine allgemeine Gefahr für die Integrität informati-
onstechnischer Systeme dar. Wir lehnen diese Eingriffe in
die informationelle Selbstbestimmung ab.

(Beifall bei der LINKEN)

Stattdessen brauchen wir einen besseren Schutz der Urhe-
berrechte. Auch das ist ein Punkt, zu dem Sie heute nichts
gesagt haben. Wir müssen endlich das Urheberrecht an die
veränderten Bedingungen der Verbreitung von Musik,
Texten, Bildern und Filmen anpassen. Das gehört in eine
digitale Agenda, aber auch dazu haben Sie hier und heute
nichts gesagt.

(Beifall bei der LINKEN und bei Abgeordneten der
SPD)

Meine Damen und Herren, angesprochen wurden die Pro-
blembereiche Cybercrime und Verbreitung von Rassismus
und Hass im Netz, die bekämpft werden müssen. Dabei
stehen wir an Ihrer Seite. Aber nicht nur uns, sondern si-
cherlich auch Ihnen wird in den letzten Wochen eine Pla-
katkampagne in unseren Städten – nicht nur in hessischen
Städten – aufgefallen sein, bei der es um die Bekämpfung
von Cybercrime geht und die mit dem Slogan wirbt:
„Deutschlands Freiheit wird auch im Cyberraum vertei-
digt“. Meine Damen und Herren, hierfür brauchen wir die
Bundeswehr nicht. Die Bundeswehr ist der Versuchung er-
legen, mit einem sicherlich allgemein zustimmungsfähigen
Thema, dass wir nämlich unsere Freiheit und den Cyber-
raum verteidigen müssen, zu werben. Das finde ich voll-
kommen unzulässig, insbesondere in Erinnerung an Vertei-
digungsminister Peter Struck, der damit die Beteiligung
Deutschlands am Krieg in Afghanistan verteidigt hat.

Zusammenfassend möchte ich sagen: Wir haben ein wich-
tiges Thema angesprochen. In Ihrer Regierungserklärung
gibt es aber große Lücken bei den Themen, die damit im
Zusammenhang stehen und die notwendigerweise ange-
sprochen werden müssen. Ich hoffe, wir werden in den
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nächsten Diskussionen an der Stelle weiterkommen, denn
Sie haben recht: Wir leben inmitten einer Revolution.

(Beifall bei der LINKEN und bei Abgeordneten der
SPD)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Dr. Wilken. – Als Nächster hat Herr
Abg. Rentsch für die Freien Demokraten das Wort. Bitte
sehr.

Florian Rentsch (FDP):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ich kann das, was die Kolleginnen und Kollegen schon ge-
sagt haben, nur unterstreichen: Es handelt sich um ein ex-
trem wichtiges Thema. Das Thema Digitalisierung betrifft
alle Lebensbereiche – Frau Kollegin Hofmann hat völlig
recht – und damit auch die Justiz.

Frau Ministerin, ich habe mir einmal angeschaut, zu wel-
chen Themen die hessische Justizministerin bereits Regie-
rungserklärungen gegeben hat: zum Präventionstag, der
letztes Jahr stattgefunden hat, und zum Thema Salafismus.
Ich will jetzt nicht in Details gehen, aber ich habe versucht,
nachzuvollziehen, was nach diesen Regierungserklärungen
eigentlich geschehen ist.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Das ist eine span-
nende Frage!)

Wir sind uns sicher einig, dass das, was Sie hier und heute
vorgetragen haben, in der Sache sehr gut ist. Deshalb will
ich es einmal so formulieren: Ich hoffe, aus diesem Anlie-
gen wird mehr als aus den Anliegen, auf die sich die letz-
ten Regierungserklärungen bezogen. Das wäre für die Sa-
che gut.

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir diskutieren heute über ein sehr komplexes Themen-
feld. Botnetze führen in vielen Fällen zu sehr schwierigen
Situationen: Computer von Bürgern werden „entführt“ und
für kriminelle Handlungen missbraucht. Frau Kollegin
Müller, ich habe mir in diesem Jahr bei der Firma, von der
Kollege Wilken gerade gesprochen hat, der Firma Micro-
soft in Seattle, anschauen dürfen, wie das Honeypot-Ver-
fahren funktioniert: Ein Computer wird ins Netz imple-
mentiert und von Dritten gehackt. Microsoft versucht dann,
die Technologie, die beim Hacken eingesetzt worden ist,
zu nutzen, um den Schutz ihrer eigenen Technologie wei-
terzuentwickeln. Das ist extrem spannend. Ich glaube, dass
es auf diesen Feldern nur dann vorangeht, wenn wir uns
auch ein Stück weit auf die Unternehmen verlassen, die
dort aktiv sind.

Es gibt aber keinen Dissens in der Frage – zumindest zwi-
schen den Freien Demokraten und der Landesregierung –,
dass wir dafür auch die rechtlichen Voraussetzungen brau-
chen. Frau Kollegin Kühne-Hörmann hat recht: Diese
rechtlichen Voraussetzungen gilt es jetzt zu schaffen.

(Beifall bei der FDP)

Ich will bei der Frage, über die wir diskutieren, einen
Schritt zurückgehen. Meine Damen und Herren, zur öffent-
lichen Verwaltung zählt die Justiz. Auch wenn die Kolle-
gen Wagner und Hahn in diesem Bereich viel gemacht ha-

ben – es wurde schon gesagt: beispielsweise war die Ein-
führung einer Schwerpunktstaatsanwaltschaft richtig –,
gibt es, glaube ich, parteiübergreifend Einigkeit darüber,
dass wir in der öffentlichen Verwaltung Lichtjahre hinter-
herhinken, was den Stand der Technik und der Technolo-
gie angeht. Das können Sie daran sehen, wie die öffentli-
che Verwaltung aufgebaut ist. Sie kennen das Beispiel,
dass man heutzutage in Deutschland ein Fahrzeug immer
noch quasi händisch zulassen muss und das nicht auf digi-
talem Weg machen kann.

Diesen Rückstand kann man auch im Bereich der Justiz
wahrnehmen. Frau Ministerin, es geht um die Ausstattung
der Justiz, die Frage der Verfügbarkeit der elektronischen
Akte und um die notwendige Infrastruktur, die elektroni-
sche Akte verwenden zu können. Ich denke, auch in Ihren
Gesprächen mit den Richterinnen und Richtern sowie den
Staatsanwältinnen und Staatsanwälten ist ein Thema, dass
wir an der Stelle deutlich Luft nach oben haben.

Das trifft nicht nur die Gerichte, sondern auch andere öf-
fentliche Institutionen. Ich glaube, wenn die öffentliche
Hand in der Frage, was die Wirtschaft vorantreibt, Schritt
halten will, muss sie in diesen Angelegenheiten auf einem
Stand sein, der state of the art ist, und darf nicht deutlich
hintanstehen. Frau Ministerin, da haben Sie mit Sicherheit
noch eine ganze Reihe von Themen, die Sie bewältigen
müssen.

(Beifall bei der FDP)

Ich hätte mir gewünscht, dass man in der Regierungserklä-
rung unter der Überschrift „Digitale Agenda für das Recht“
einen etwas ganzheitlicheren Ansatz wählen würde, der
das Ganze ein bisschen weiter spannt als die Initiative, die
Sie gestartet haben, plus Ihre Initiative „Fußfesseln für
Fußballhooligans“, die Sie vorangetrieben und mithilfe der
Zeitschrift mit den vier Buchstaben vermarktet haben. Ich
komme darauf noch zurück, weil es unter Juristen eine
spannende Diskussion gibt, was an der Stelle rechtlich
möglich oder nicht möglich ist.

Klar ist aber: Wenn wir über die Frage diskutieren, wie wir
Straftaten im Internet unterbinden, wie wir Straftatbestände
schaffen, müssen wir ganz vorne anfangen. Das betrifft das
Thema Datenschutz, Frau Kollegin Müller. Es hat mich ge-
wundert, dass die GRÜNEN nichts dazu sagen, dass die
Datenschutz-Grundverordnung, die im Mai beschlossen
wurde und ab dem 25. Mai 2018 gilt, einen extremen An-
passungsbedarf für Bundes- und Landesgesetze vorsieht.
Das ist aber die Grundlage dafür, bei der Preisgabe von
Daten sparsam vorzugehen. Kollege Wilken hat völlig
recht: Daten, die nicht in das Internet eingestellt werden,
die nicht verfügbar sind und damit auch nicht missbraucht
werden können, sind die beste Form der Prävention auf
diesem Feld. Das gilt es voranzutreiben. Aber: kein Wort
der Landesregierung zu dieser Frage.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der SPD)

Frau Ministerin, ich hätte mir auch gewünscht, dass Sie das
Spiel lassen, es so darzustellen, als ob der böse Justizmi-
nister im Bund von der Landesjustizministerin, die auf ei-
nem weißen Pferd reitet, vorangetrieben werde. Ich habe
manchmal das Gefühl, Sie von der CDU und der SPD re-
gieren in Berlin gar nicht zusammen. Es ist ja eine erfolg-
reiche Koalition, in vielen Bereichen zwischen der Kanzle-
rin und dem Vizekanzler sehr harmonisch verlaufend. Ich
würde mir wünschen, dass diese Harmonie auch zwischen
der Landesjustizministerin Hessens und dem Bundesjustiz-
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minister herrschte. Das wäre sinnvoller, als sich immer
wieder zu fragen – das beschäftigt uns im Rechtsausschuss
ja sehr ausführlich –, wer bestimmte Ideen zuerst hatte, ob
das die Frau Ministerin und ihre Mitarbeiter oder ob es der
Bundesjustizminister war. Wer hat wem den Anstoß gege-
ben, initiativ zu werden? Diese Fragen spielen in der hessi-
schen Landespolitik eine wichtige Rolle. Ich habe aber
große Zweifel daran, dass das den Bürgern wirklich nützt.
Diese Diskussion hat uns nämlich weiß Gott noch kein
Stück weitergebracht.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der SPD)

Ein weiterer Punkt sind die Ausführungen zu den Themen
Cyberterrorismus und Botnetze, die wir schon gestern im
schriftlichen Konzept nachlesen konnten. Ich war über-
rascht, dass in dieser Frage die Kompetenz des Landes, die
wir mit dem CASED-Institut in Darmstadt – das ist der
ehemaligen Wissenschaftsministerin sicherlich ein Be-
griff –, das sich mit Datenschutz und Datensicherheit in-
tensiv beschäftigt, nachweislich haben, kaum eine Rolle
spielt.

Ich sage: Wenn wir schon im eigenen Land diese Kompe-
tenz auf wissenschaftlicher Ebene haben, sollte das auch
von unserer Seite vorangetrieben werden. Mit „uns“ meine
ich das Land Hessen.

Ich hätte mir gewünscht, wir würden dort mehr auf diese
Institutionen setzen; denn eines ist klar: Wir brauchen, was
den Aufbau einer effektiven Kriminalitätsbekämpfung an-
geht, technisches Know-how bei den Verfolgungsbehör-
den. Wir brauchen eine vernünftige Finanzierung – das ist
angesprochen worden –, aber wir brauchen vor allen Din-
gen eine Aufrüstung der digitalen Infrastruktur. Dabei
kann das Know-how, das wir in diesen Bereichen haben,
helfen. Am Ende brauchen wir neben der juristischen Ter-
rorabwehr im Internet auch eine kriminalistische und tech-
nische.

Meine Damen und Herren, in dieser Regierungserklärung
und mit dem heute vorgelegten Antrag wurde nicht die
Frage beantwortet, was das Land Hessen konkret macht,
damit wir auf diesem Gebiet wirklich besser werden.

(Beifall bei der FDP)

Es gilt hier der alte Satz: Die beste Strafverfolgung hilft
nicht, wenn niemand sie leisten kann. – Das gilt für das In-
ternet genauso wie für die analoge Struktur.

Ich glaube, wenn wir jetzt über die Frage diskutieren, was
wirklich zu tun ist, werden wir feststellen, dass die Landes-
regierung mit ihrer Initiative gegen Botnetze etwas Richti-
ges auf den Weg gebracht hat. Ich will das unterstützen.
Wir werden deshalb nicht gegen den Antrag stimmen, son-
dern uns enthalten.

Aber ich sage, man springt mir bei dem Ganzen zu kurz.
Man springt mir auch deshalb zu kurz, weil die wirklichen
Herausforderungen in der Justiz – das stelle ich fest, wenn
ich mit Richtern spreche – ganz andere sind als die, von
denen wir heute in dieser Regierungserklärung gehört ha-
ben. Deshalb gehört beides zusammen: ein Stück Vision
auf der einen Seite und ein Stück Realitätsanerkennung auf
der anderen Seite. Die haben wir bisher noch nicht wahrge-
nommen.

Deshalb möchte ich eine Anmerkung zur Bundesebene ma-
chen, auf der die Union zusammen mit den Sozialdemokra-
ten regiert, wie ich schon sagte. Wenn man liest, dass

Deutschland auf der EU-Ebene eine Geldbewilligung für
die Cybercrime-Bekämpfung bei Europol blockiert – es
waren, wenn ich das richtig nachvollzogen habe, verschie-
dene Ministerien zuständig, sowohl das Justizministerium
als auch das Innenministerium –, muss man sagen: Es ist
schön, wenn wir an vielen Stellen über rechtliche Rahmen
diskutieren und darüber, was man anders machen kann.
Aber es wäre sicherlich gut gewesen, wenn wir für die Cy-
bercrime-Bekämpfung durch Spezialinstitutionen wie
Europol, die versuchen, europaweite Netzwerke lahmzule-
gen – die machen mittlerweile nicht mehr vor nationalen
Grenzen halt –, finanzielle Mittel zur Verfügung gestellt
hätten.

Dass die Bundesregierung das nicht unterstützt hat, halte
ich für einen Fehler. Wie ein prominenter Zeitgenosse sag-
te: Man kann nur den Kopf darüber schütteln, dass
Deutschland eine große Chance, auf europäischer Ebene
einen Mehrwert zu erzielen, aufgrund von Diskussionen
zwischen Vertretern des Innenministeriums und des Justiz-
ministeriums nicht ergriffen hat. Meine Damen und Her-
ren, das sind die wahren Probleme, die bei einer solchen
Debatte ebenfalls auf den Tisch gehören.

(Beifall bei der FDP)

Die Justizministerin hat die Fußballeuropameisterschaft
angesprochen. Es war sicherlich sinnvoll, das zu machen.

Frau Ministerin, ich will zu dem Thema nur eine Bemer-
kung machen: Sie haben einen Vorschlag gemacht, den
wir, wie gesagt, gründlich gelesen haben: Ausreiseverfü-
gung für Hooligans mittels elektronischer Fußfessel durch-
setzen und die komplette Europameisterschaft zur Schutz-
zone erklären. Es wäre eine juristisch spannende Debatte
im Zusammenhang mit der Verhältnismäßigkeit der Mittel,
ob eine solche Maßnahme, ganz abgesehen davon, ob sie
in der „Bild“-Zeitung Anklang findet oder nicht, auch
rechtlich umsetzbar ist. Ich habe mir überlegt, ob das für
die Justizministerin des Landes der richtige Ansatz ist: eine
Maßnahme, die, was ihre Angemessenheit und Verhältnis-
mäßigkeit betrifft, nicht realistisch ist. Sie füllt zwar die
Seiten der „Bild“-Zeitung, aber es gibt keine Möglichkeit,
sie durchzusetzen.

Wir können im Ausschuss gern noch einmal darüber reden.
Ich finde es spannend, darüber zu diskutieren, wie die
rechtlichen Einschätzungen der Frau Ministerin seitens des
Landes bewertet werden. Ich glaube, das sollte man ma-
chen; denn eines ist klar: Man sollte den Bürgerinnen und
Bürgern nicht vorgaukeln, dass es eine Lösung gibt, wenn
diese nachher rechtlich nicht durchsetzbar ist. Das wäre der
völlig falsche Weg. Frau Ministerin, auch wenn die Forde-
rung, die Sie aufgestellt haben, zurzeit sicherlich sehr po-
pulär ist, sollten wir in der Diskussion so wahrhaftig blei-
ben, dass wir nur Positionen formulieren, die nachher
rechtlich umsetzbar sind und nicht sozusagen ins Wolken-
kuckucksheim gehören.

(Beifall bei der FDP – Heike Hofmann (SPD): Und
die zu spät kämen!)

– Ja, auch das, Frau Kollegin Hofmann. Aber im Aus-
schuss gibt es noch Möglichkeiten, darüber zu diskutieren.
Wir haben genug Juristen und deshalb auch genug Mei-
nungen. Es gibt genug Leute, die das Ganze noch einmal
hinterfragen können.

(Lachen der Ministerin Priska Hinz)
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– Die Umweltministerin freut sich. Auch dazu habe ich
beigetragen. Mehr kann ich an diesem Tag nicht erreichen.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der SPD
– Ministerin Priska Hinz: Zwei Juristen, drei Mei-
nungen!)

– „Zwei Juristen, drei Meinungen“ ist nicht ganz falsch;
aber auch die Angehörigen anderer Berufsgruppen, die ich
in meiner Fraktion erlebe – ich weiß nicht, wie das bei den
Kollegen ist –, tragen nicht gerade zur Meinungsarmut bei.
Das möchte ich einmal so formulieren. Ich glaube, auch
die sind in der Debatte sehr munter.

(Beifall des Abg. Marius Weiß (SPD))

– Ein bisschen Kollegialität unter den Juristen finde ich
sehr angemessen. Kollege Weiß, vielen Dank, dass Sie ge-
klatscht haben. – In der ersten Reihe meiner Fraktion wird
nicht geklatscht. Der Grund ist wahrscheinlich die falsche
Berufswahl, wie ich einmal sagen möchte.

(Allgemeine Heiterkeit)

Zurück zum Antrag. Der Antrag der Landesregierung bein-
haltet viel Richtiges. Wir werden uns deshalb bei der Ab-
stimmung enthalten. Wir hätten uns in dieser Frage ein
ganzheitliches Konzept gewünscht. Trotzdem wünschen
wir der Landesregierung bei dem Unterfangen, Zustim-
mung im Bundesrat zu finden, viel Erfolg. Es wäre sicher-
lich sinnvoll, wenn aus diesem Antrag am Schluss etwas
werden würde. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Rentsch. – Als Nächster spricht
Kollege Honka für die CDU-Fraktion. Bitte sehr.

Hartmut Honka (CDU):

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren!
Als letzter Redner im Anschluss an eine Regierungserklä-
rung zu sprechen ist nicht immer das Allereinfachste.

(René Rock (FDP): Das ist doch das besonders Gute
daran!)

– Ich höre, dass sich zumindest einige Kollegen darauf
freuen. Das ist doch schon einmal etwas wert. – Dass Da-
ten die Währung des 21. Jahrhunderts sind, ist inzwischen
zum Allgemeingut geworden. Wir alle wissen aber auch,
dass die angeblich kostenlosen Angebote im Internet gar
nicht so kostenlos sind, sondern dass sie in einer Währung
bezahlt werden, derer wir uns häufig gar nicht bewusst
sind: mit unseren Daten, mit den Informationen, die wir
dort preisgeben.

Darüber dürften eigentlich nicht nur die Rechtspolitiker
diskutieren. Ich glaube, wenn man ab und zu dem Daten-
schutzbeauftragten des Landes Hessen zuhört, erkennt man
sehr genau, wo in unserer Welt die Probleme liegen und an
welchen Stellen es vielen Nutzern an Bewusstsein mangelt.

Da Frau Justizministerin Kühne-Hörmann in ihrer Regie-
rungserklärung einen sehr breit angelegten Ansatz gewählt
hat und das auch in den Stichworten klar wurde, die man
uns vorab zur Verfügung gestellt hatte, möchte ich bei dem
Thema ebenfalls gern in die Breite gehen.

Zunächst gehe ich auf das Thema Zivilrecht ein. Das Zivil-
recht ist das, was uns – jeden Bürger in diesem Land – am
meisten betrifft. Wir müssen feststellen, dass im materiel-
len Recht einiges an Änderungen notwendig ist, damit die
digitale Welt nicht nur eine schöne, virtuelle Spielwiese
ist, sondern auch auf Dauer in unsere Wirtschaft und in un-
sere Häuser gesund und munter einzieht. Der Kühlschrank,
der die Milch bestellt – egal welche Menge Herr Dr. Wil-
ken gern hätte –, ist da sicherlich noch ein einfaches und
sehr nettes Beispiel.

Das Thema kann aber, wie wir feststellen, wenn wir an die
automatisierte Wirtschaft und an große Unternehmen den-
ken, auf einmal ganz andere, existenzbedrohende Dimen-
sionen annehmen, wenn dort etwas schiefgeht. Von daher
halte ich es für klug und für richtig, dass der Ansatz unse-
rer Landesregierung, so, wie ihn die Frau Justizministerin
dargestellt hat, ein sehr breit angelegter und ganzheitlicher
ist.

Ich möchte jetzt auf das Thema Strafrecht zu sprechen
kommen. Das Strafrecht ist das Recht, das wir immer gern
bemühen und von dem wir sagen, es sei das schärfste
Schwert des Staates, das sehr einschneidende Wirkungen
habe. Wir haben in den vergangenen Jahren häufig über
Lücken im Strafrecht diskutiert, was die digitale Welt be-
trifft. Der frühere Justizminister Hahn hat bei dem Thema
Datenhehlerei angesetzt. Mit Frau Kühne-Hörmann als
Justizministerin diskutieren wir aktuell über das Thema
Botnetze und auch über das Thema digitaler Hausfriedens-
bruch.

Das sei nur als kleine Anmerkung am Rande an die gerich-
tet, die über das Thema Botnetze und die Initiativen ge-
sprochen haben: Dabei geht es genau um das Thema Da-
tenschutz; es geht um den Schutz der Daten der privaten
Nutzer, deren Computer auf einmal gekapert werden.

(Beifall bei der CDU)

Es gibt in diesem Bereich – ich habe es bereits dargestellt –
noch die eine oder andere Strafbarkeitslücke. Ich finde, als
aufgeklärte Gesellschaft können wir es nicht zulassen, dass
eine Tat zwar strafbar ist, wenn sie in der realen Welt be-
gangen wird, aber nicht, wenn sie in der virtuellen Welt
begangen wird. Das heißt, diese Lücken müssen wir schlie-
ßen, um unser Rechtssystem kongruent darzustellen.

Ich finde, wir Hessen haben allen Grund, mit erhobenem
Haupt vorneweg zu gehen; denn wir haben mit der Zentral-
stelle zur Bekämpfung der Internetkriminalität bereits im
Jahr 2010 den Grundstein dafür gelegt, dass die hessische
Justiz bei der Bekämpfung der Internetkriminalität feder-
führend ist. Wie gesagt: im Jahr 2010.

Es ist eine Außenstelle der Generalstaatsanwaltschaft, die
in Gießen tätig ist. Es sind Staatsanwälte, Polizisten und
Techniker, die dort ganz eng zusammenarbeiten, immer
nur unter einem Gesichtspunkt: in der digitalen Welt das
Recht durchzusetzen. Es ist von Frau Justizministerin Küh-
ne-Hörmann auch geschildert worden: Die Erfahrungen,
die diese Experten dort machen, wo noch Löcher in unse-
rem Rechtssystem sind, an die Ministerien zurückzuspie-
geln und dann entweder hier oder über den Bundesrat ein-
zubringen, damit diese Löcher gestopft werden und damit
die Flicken im Netz unseres Rechtssystems aufgesetzt wer-
den, sodass dort die Strafbarkeiten durchgesetzt werden
können – darauf können wir stolz sein.
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Denn die Zentralstelle, die wir in Gießen haben, ist von
bundesweiter Bedeutung. Sie gilt für das Bundeskriminal-
amt als erste Anlaufstelle, wenn es Probleme im Internet
gibt und wenn es dort Straftaten gibt und man noch nicht
genau die Hintergründe weiß, wo der Täter sitzt und was
im Internet los ist. Dann geht man nach Gießen. Ich glau-
be, das ist ein Aushängeschild für uns. Dafür können wir
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sehr dankbar sein.

(Beifall bei der CDU sowie der Abg. Daniel May
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) und Dr. h.c. Jörg-
Uwe Hahn (FDP))

Insofern kann ich an dieser Stelle feststellen: An Hessen
führt kein Weg vorbei. Auch wenn das Justizministerium
diesen Spruch nicht erfunden hat – an dieser Stelle passt er
ganz gut. Ich glaube, wir sind insgesamt in der hessischen
Justiz im Strafrecht gut aufgestellt. Unsere Landesregie-
rung macht auch immer wieder entsprechende Gesetzes-
vorschläge, um die Lücken, die noch im Strafsystem herr-
schen, zu schließen.

Aber – da ist dann der Bundesgesetzgeber gefragt – für den
ganzheitlichen Ansatz dabei, gerade auch im Verfahrens-
recht, was Frau Kühne-Hörmann dargestellt hat, ist nun
einmal der Bundesgesetzgeber zuständig. Es wäre sehr
hilfreich, wenn man nicht, wie es der derzeitige Justizmi-
nister getan hat, eine Wahlperiode damit verbringt, dass
man versucht, die lebenslange Freiheitsstrafe bei Mord ab-
zuschaffen, sondern wenn man stattdessen eine Kommissi-
on zu der Frage einsetzen würde, wie man z. B. die Straf-
prozessordnung für das 21. Jahrhundert und auch für die
virtuelle Welt komplett fit macht.

Damit noch einmal kurz zum Zivilrecht; denn das BGB –
so alt es ist; es ist nicht gerade das neueste Gesetz in unse-
rem Land – gilt, egal ob man im Grundsatz ein Brötchen
kauft oder ob man ein gesamtes Unternehmen kauft. An
dieser Stelle muss der Bundestag noch einmal sehr deutlich
Hand anlegen, finde ich. Ich möchte ihm da keine Empfeh-
lung geben, was er im Einzelfall tun soll.

Aber ich möchte Ihre Aufmerksamkeit einmal auf einen
eher im Hintergrund ablaufenden Aspekt lenken, auf fol-
gende Frage: Bei der Rasanz der technischen Entwicklung
im Internet muss unser Gesetzgeber an dieser Stelle auch
mithalten, was eine Formulierung angeht. Ich denke, die
eine oder andere Formulierung, die der Gesetzgeber bei
Schaffung des BGB gewählt hat, ist zwar heute sprachlich
nicht mehr so richtig; aber sie funktioniert immerhin noch.

Wir müssen darauf achten, dass wir eine kluge und wieder
richtig abstrakte Rechtssprache finden, damit das BGB an
der Stelle nicht jeden Monat erneut korrigiert werden
muss, wenn die technische Entwicklung auf einmal wieder
vorangeschritten ist.

(Beifall bei der CDU und des Abg. Daniel May
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Ich hatte es vorhin bereits angesprochen: das Thema Indus-
trie 4.0; es ist ein spannendes Thema. Es sind zwar eher die
Wirtschaftspolitiker, die sich gern darüber unterhalten, was
dort los ist. Aber den Rahmen für all diese Unternehmen
setzen am Ende die Gesetzgeber, also in einem Rechtsstaat
wir – die Parlamente. Insofern müssen wir nicht nur darauf
achten, dass dort kluge technische Standards herrschen.
Diese Unternehmer sind vielmehr auch darauf angewiesen,
dass wir klare rechtliche Rahmenbedingungen setzen.
Wenn Roboter automatisch Bestellungen auslösen, geht es

zwar meist nicht um die Milch – wie vorher genannt –,
sondern um große Materiallieferungen; aber da muss der
Unternehmer wissen, dass alles sicher abläuft.

Ich glaube, die Unternehmer in unserem Land haben kluge
Ideen, auch dazu, wie diese Industrie 4.0 unser Land nach
vorne bringen kann, unsere Wirtschaftswelt verändern
kann und damit die Arbeitsplätze und unserem Land Wohl-
stand sichert. Wir müssen aber als Gesetzgeber – da sind
der Bundestag und die Landtage aufgefordert – den ent-
sprechenden Rahmen liefern, damit das auf Dauer funktio-
nieren kann.

Ich möchte als letztes Beispiel auch noch einmal den digi-
talen Nachlass ansprechen. Es gibt inzwischen – die Fach-
leute werden das wissen – die ersten Urteile zu diesem
Thema. Noch ist das alles sehr überschaubar. Aber die Fra-
ge, wem diese Inhalte in der virtuellen Welt gehören, ist,
glaube ich, ein sehr sensibler Bereich, gerade für Nach-
kommen, deren Lebenspartner oder deren Eltern vielleicht
gestorben sind. In einigen Jahren wird die jüngere, richtig
technikaffine Generation leider auch in dieses Alter kom-
men. Dass der Gesetzgeber dort Rahmen schafft und man
weiß, was mit dem digitalen Nachlass abläuft, wer welche
Rechte hat, ist, glaube ich, ein sensibles Thema. Dem kann
sich der Gesetzgeber nicht verschließen, und dem muss er
sich stellen.

Meine Damen und Herren, ich glaube, abschließend fest-
stellen zu können, dass wir in der Bundesrepublik Deutsch-
land bisher ein gutes Rechtssystem haben und auch ein gu-
tes materielles Recht insgesamt. Von daher sollten wir dar-
an arbeiten, dass auch in der virtuellen Welt in Deutsch-
land ein gutes Rechtssystem herrscht und gute Gesetze zur
Anwendung kommen können.

Ich möchte abschließend all denen danken, die in unserem
Land tagtäglich für unseren Rechtsstaat aktiv sind, in erster
Linie natürlich den Richtern, Staatsanwälten, Rechtspfle-
gern und Servicekräften – welchen Titel sie auch haben;
denn die besten Gesetze nutzen nichts, wenn man nicht gu-
te Mitarbeiter hat, die ihnen ein Gesicht verleihen und die
diese Gesetze täglich richtig anwenden.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich glaube, unsere Justiz in Deutschland hat einen guten
Ruf, und den hat sie zu Recht. Sie hat auch weit über die
Grenzen unseres Landes hinweg einen guten Ruf. Dass die
digitale Revolution auch vor den Gerichten nicht haltge-
macht hat, wissen wir inzwischen alle, auch aus den Reden
des heutigen Tages. Wir wissen, da unter uns auch Anwäl-
te sind, dass es manchmal ganz schön schwierig sein kann
und zu Problemen führen kann, selbst wenn man nur ein
Auftraggeber ist und nur ein kleines elektronisches An-
waltspostfach programmieren soll.

Von daher ist die Aufgabe, der sich die Justiz selbst ge-
stellt hat, nämlich die elektronische Akte und den elektro-
nischen Rechtsverkehr flächendeckend in Deutschland ein-
zuführen, quer durch alle Gerichte und durch alle Bundes-
länder, eine Herkulesaufgabe. Aber ich bin mir sicher, die
Justiz wird es in ganz Deutschland schaffen und damit zei-
gen, dass sie es im 21. Jahrhundert drauf hat. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
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Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Honka. – Weitere Wortmeldun-
gen liegen mir nicht vor.

Mir ist gesagt worden, der Antrag soll direkt abgestimmt
werden. Dann kommen wir jetzt zur Abstimmung über Ta-
gesordnungspunkt 69:

Dringlicher Antrag der Fraktionen der CDU und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend digitale Agen-
da für das Recht – digitalen Hausfriedensbruch bestra-
fen – Drucks. 19/3507 –

Wer diesem Antrag seine Zustimmung gibt, den bitte ich
um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von CDU
und GRÜNEN. Gegenstimmen? – Das ist die Fraktion der
SPD. Enthaltungen? – Das sind die Fraktionen von LIN-
KEN und Freien Demokraten. Damit ist der Antrag mit der
Mehrheit der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der
SPD und bei Enthaltung der Fraktionen Freie Demokraten
und LINKE beschlossen. Damit ist der Tagesordnungs-
punkt 2 mit Tagesordnungspunkt 69 erledigt.

Ich stelle fest, dass es nach dem Ablaufplan schon 17:20
Uhr ist – das ist doch ein gutes Zeichen –, und rufe Tages-
ordnungspunkt 3 auf:

Erste Lesung des Gesetzentwurfs der Fraktion der SPD
für ein Gesetz zur Änderung des Hessischen Gesetzes
über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den
Katastrophenschutz – Drucks. 19/3428 –

Es liegt eine Wortmeldung vor, von Herrn Kollegen Franz
zu diesem Tagesordnungspunkt. Bitte sehr, Sie haben das
Wort.

Dieter Franz (SPD):

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Die SPD-Fraktion legt Ihnen heute in der ersten Le-
sung einen Gesetzentwurf zur Änderung des Hessischen
Brand- und Katastrophenschutzgesetzes vor.

(Beifall des Abg. Michael Siebel (SPD))

Ziel der gesetzlichen Ergänzung des HBKG ist es, denen
mehr Sicherheit am Arbeitsplatz zu geben, die sich an 365
Tagen im Jahr – ob an Sonn- und Feiertagen, ob Tag oder
Nacht – für die Sicherheit der Bevölkerung einsetzen und
dabei oft Leib und Leben riskieren.

Leider kommen auch Feuerwehrkameradinnen oder Feuer-
wehrkameraden bei Einsätzen ums Leben, wie jüngst ein
Feuerwehrmann aus Schwäbisch Gmünd bei den großen
Unwettern. Diese Risiken nehmen über 72.000 Feuerwehr-
leute in über 2.600 freiwilligen Feuerwehren in Hessen be-
wusst in Kauf und setzen sich dennoch immer wieder bei
solchen Gefahren ein. Unsere Bevölkerung in Hessen kann
auf eines vertrauen: Wählen die Bürger 112, wird ihnen
geholfen – kompetent, effektiv und schnell.

(Beifall bei der SPD und der CDU sowie bei Abge-
ordneten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die freiwilligen Feuerwehren sind daher ein unverzichtba-
rer Bestandteil der Sicherheitsarchitektur in Hessen. Wir
wollen es aber nicht nur bei berechtigter Anerkennung und
Würdigung belassen, sondern sehr konkret und zielgerich-
tet die gesetzlichen Rahmenbedingungen für die aktiven

Männer und Frauen in den Einsatzabteilungen in ihrer ar-
beitsrechtlichen Stellung stärken.

Daher soll § 11 des HBKG um die Abs. 13, 14 und 15 wie
vorgesehen ergänzt werden.

Ich freue mich, auf der Tribüne zu sehen: Herrn Brumm,
Vorsitzender der ver.di-Fachgruppe Feuerwehr, und Herrn
Janneck, Landesgruppenvorsitzender der Deutschen Feuer-
wehr-Gewerkschaft. Schön, dass Sie an der Debatte Inter-
esse zeigen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der LINKEN)

Abs. 13 besagt, dass niemand am Engagement in den frei-
willigen Feuerwehren gehindert werden darf und dass ihm
keine Nachteile entstehen dürfen. Abs. 14 beschäftigt sich
mit dem Kündigungsschutz, der künftig nur noch aus wich-
tigem Grund aufgehoben werden kann. In Abs. 15 wird ei-
ne Regelung getroffen, die entsprechenden Feuerwehrka-
meradinnen und -kameraden am bisherigen Arbeitsplatz zu
belassen; niedrigere Eingruppierungen sind ebenfalls nicht
zulässig.

Diesen besonderen arbeitsrechtlichen Schutz sollen die
Aktiven der Einsatzabteilungen erhalten. Eine solche
Schutzklausel gibt es auch für alle ehrenamtlichen kommu-
nalen Mandatsträger, vom Ortsbeirat bis zum Kreistagsab-
geordneten. An dieser gesetzlichen Regelung, die in § 35a
der Hessischen Gemeindeordnung normiert ist, hat sich un-
ser SPD-Gesetzentwurf orientiert. Das ehrenamtliche En-
gagement in den freiwilligen Feuerwehren halten wir für
ebenso schutzwürdig wie das politische Engagement für
unsere freiheitlich-demokratische Grundordnung in den da-
zugehörenden Gremien.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Beide sind tragende Säulen unseres Gemeinwesens, wobei
man immer wieder eines betonen und herausstellen muss:
Die Sicherung des Brand- und Katastrophenschutzes ist
Pflichtaufgabe der Kommunen in Hessen, und sie ist ohne
das hervorragende Engagement der Ehrenamtlichen in den
freiwilligen Feuerwehren weder flächendeckend noch in
der vom Bürger gewohnten Qualität zu leisten, von den
Kosten einmal ganz abgesehen.

Momentan sind viele Jahreshauptversammlungen, und es
gibt entsprechende Presseberichte darüber. Es laufen im-
mer wieder diese Meldungen auf: Beim Personal wird es
eng, wir werben um Mitglieder. – Mitgliederwerbung muss
im Vordergrund stehen. Das Land Hessen hat darauf auch
mit einer entsprechenden Kampagne reagiert.

Die gesetzliche Änderung hält die SPD-Fraktion für geeig-
net, einerseits einen Beitrag zur Stabilisierung der Perso-
nalstärken zu leisten und andererseits einen Anreiz zu bie-
ten, sich bei den freiwilligen Feuerwehren aktiv zu enga-
gieren. Das sollen Feuerwehrmänner und Feuerwehrfrauen
tun können, weil sie diesen besonderen arbeitsrechtlichen
Schutz erhalten.

Unter der Hand werden manchmal Debatten geführt, es
werden Vorhaltungen gemacht: Bei wem verdienst du ei-
gentlich dein Geld, in der Firma oder in der Feuerwehr? –
Das würde damit sicherlich zurückgedrängt werden. Aber
es gibt solche Debatten.

Selbstverständlich gibt es aber auch Arbeitgeber und Fir-
men, die sich in der Unterstützung der Aktiven und der
Feuerwehren vorbildlich verhalten. Diese werden zu Recht
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öffentlich als Partner der Feuerwehren ausgezeichnet. Aber
wenn sie ausgezeichnet werden, kann man davon ausge-
hen: Das ist nicht die Regel, sondern eher die Ausnahme.

Die Kritik des VhU-Geschäftsführers, Herrn Fasbender,

(Günter Rudolph (SPD): Der geht bald in Rente!
Das ist auch gut so!)

zielt wohl eher auf den Kündigungsschutz. Eine solche
Rhetorik des Geschäftsführers eines Unternehmerverban-
des kann ich sicherlich noch nachvollziehen. Aber diese
Kritik könnte sich auch als klassisches Eigentor erweisen,
wenn die Aufgaben im Brand- und Katastrophenschutz
mangels Personals bei den Freiwilligen künftig hauptberuf-
lich ausgeführt werden sollten.

(Beifall bei der SPD)

Denn dann wird es sehr teuer, und wenn es teuer wird,
dann wird es auch teuer für Firmen und Unternehmen.

Die Überschrift der Pressemitteilung – Herr Präsident,
wenn Sie gestatten – lautet, es wäre ein „vergiftetes Ge-
schenk“. – Ich will mich nur an dem Begriff Geschenk ori-
entieren. Wenn wir eine solche Regelung heute oder in den
anschließenden Debatten treffen, dann geht es nicht um ein
Geschenk. Es geht darum, dass Leistung durch Gegenleis-
tung honoriert wird.

(Beifall bei der SPD)

Die Gefahr eines Einstellungshindernisses für die Arbeit-
nehmer schätzen wir eher gering ein. Entscheidend werden
bei einer Einstellung überwiegend die fachliche Kompe-
tenz und auch die soziale Kompetenz sein. Daher haben
Feuerwehrleute eher einen Vorteil als einen Nachteil. Ganz
ausschließen wird das aber sicherlich keiner.

Aber wer wird als Autofahrer den Sicherheitsgurt nicht an-
legen, nur weil es in wenigen Einzelfällen nachteilig sein
könnte? Ich kann es vielleicht so zusammenfassen: Wir
wollen, dass die vorgetragenen Änderungen zur Normalität
und Selbstverständlichkeit werden. Ja, lieber Feuerwehr-
mann, liebe Feuerwehrfrau, du bist in der Einsatzabteilung
deiner freiwilligen Feuerwehr aktiv, du setzt dich ehren-
amtlich für die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger ein,
und wir geben dir im Gegenzug gesetzlich verbrieft die er-
forderliche Absicherung im Arbeitsverhältnis – nicht mehr,
aber auch nicht weniger.

(Beifall bei der SPD)

Liefern wir in den weiteren Beratungen im Innenausschuss
den Beweis dafür, dass der Hessische Landtag nicht nur
Anerkennung und Würdigung ausspricht, sondern auch
konkrete gesetzliche Regelungen trifft, die den Aktiven in
den Einsatzabteilungen der freiwilligen Feuerwehr eine zu-
sätzliche Sicherheit gewähren. Ich glaube, das sind wir ih-
nen schuldig. – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Franz. – Als Nächster spricht
Herr Abg. Meysner für die CDU-Fraktion. Bitte sehr, Sie
haben das Wort.

Markus Meysner (CDU):

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Der vorliegende Gesetzentwurf der SPD in
Bezug auf den Kündigungsschutz für aktive Feuerwehran-
gehörige hört sich im ersten Moment sehr interessant an.
So ging es mir, ehrlich gesagt, als ich vor etwa einem Jahr
diese Idee mit Vorstandsmitgliedern des Landesfeuerwehr-
verbandes diskutierte. Schnell wurde allerdings in der Dis-
kussion klar, dass dieser Schuss nach hinten losgeht. Was
die SPD hier vorlegt, ist ein klassischer Fall von „gut ge-
meint ist nicht dasselbe wie gut gemacht“.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Wir tun den Feuerwehrleuten keinen Gefallen, wenn wir
mit speziellem Kündigungsschutz in die Vertragsfreiheit
von Arbeitnehmern und Arbeitgebern hineinregieren. Der
gut gemeinte Schutz wird schnell zur Hürde, die Arbeitge-
ber davon abhalten wird, Feuerwehrleute einzustellen.

(Zuruf des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

Meine Gesprächspartner aus dem Mittelstand, viele Feuer-
wehrführungskräfte, Wehrführer, Vertreter der Landesfeu-
erwehrschule, Unternehmer und Vertreter anderer Organi-
sationen sagen mir, dass sie große Probleme mit dem vor-
gelegten Gesetzentwurf auf die Feuerwehrleute, aber auch
auf die Unternehmen zukommen sehen. Wir gehen daher
einen anderen Weg. Nicht gesetzliche Verbote, sondern ein
partnerschaftliches Miteinander von Wirtschaft und Feuer-
wehr, das ist unser Weg.

Unbestritten ist die Leistung der Feuerwehrkräfte: ein un-
bezahlbarer Grundpfeiler für die Sicherheit im Brand- und
Katastrophenschutz in unserem Land. Dennoch hat sich in
den letzten Jahren ein Nachwuchsproblem breitgemacht,
das nicht allein mit dem demografischen Wandel zu be-
gründen ist. Veränderungen in der allgemeinen Angebots-
vielfalt, in der Wertigkeit der Freizeit, in der Verantwor-
tung im Beruf sowie in der Bereitschaft zur Übernahme
von Verantwortung sind nur ein paar Gründe, die ebenfalls
in diesen Wandel hineinspielen.

Der vorgelegte Gesetzentwurf ist nicht die richtige Ant-
wort auf diese Herausforderung. Es überwiegt die Befürch-
tung, dass die im Gesetzentwurf genannten Einschränkun-
gen dazu führen werden, dass man dem Feuerwehrmann
im Betrieb eher mit Skepsis begegnet, und zwar nicht nur
von Arbeitgeberseite, sondern auch von Arbeitskollegen.
Wir dürfen nicht vergessen, dass auch in anderen Berei-
chen viel ehrenamtliches Engagement geleistet wird, und
auch dort haben wir keinen Kündigungsschutz.

Wer würde künftig einen Feuerwehrmann oder eine Feuer-
wehrfrau noch einstellen wollen, wenn er damit rechnen
müsste, diese oder diesen selbst bei schweren Differenzen
nicht mehr loszuwerden? Oder ist es bei Differenzen mit
dem Arbeitgeber die einfachste Lösung, in die Einsatzab-
teilung der örtlichen Feuerwehr zu gehen, um so einen
Kündigungsschutz zu erhalten?

(Zuruf von der SPD: Das ist Quatsch!)

Wir halten den von der Landesregierung zusammen mit
Vertretern der Arbeitgeberverbände, der Kommunalen
Spitzenverbände, des Landesfeuerwehrverbandes und der
Hilfsorganisationen eingeschlagenen Weg für den besseren
und den richtigen. In einer gemeinsamen Erklärung haben
diese bereits am 4. Juni 2016 bei dem Gipfeltreffen „Wirt-
schaft trifft Blaulicht“ eine Vereinbarung getroffen, um die
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Zusammenarbeit zwischen Ehrenamtlichen und Arbeitge-
bern zu fördern und zu verbessern. Das Land hat sich dabei
verpflichtet, in der Aus- und Fortbildung zusätzliche
E-Learn-Angebote zum Lehrgangsangebot an der Hessi-
schen Landesfeuerwehrschule einzuführen, um die Abwe-
senheit vom Arbeitsplatz zu reduzieren.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kolle-
gen Weiß?

Markus Meysner (CDU):

Nein, danke. – Geeignete Lehrgänge werden modifiziert
und gestrafft, wo dies ohne Qualitätsverlust möglich ist.
Zudem wird das Land zukünftig bei der Aus- und Fortbil-
dung und bei Dienstversammlungen der Führungskräfte
der Feuerwehren und der Hilfsorganisationen verstärkt
sensibilisieren, bei Einsätzen nur die notwendige Anzahl
von Kräften einzusetzen und nicht mehr erforderliche
Kräfte schnellstmöglich wieder zurückzuführen, damit sie
ihren Arbeitsplatz wieder erreichen können.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Im Gegenzug werden die Arbeitgeberverbände bei ihren
Mitgliedern verstärkt für Verständnis werben, die freiwilli-
gen Einsatzkräfte regelmäßig für die wichtige ehrenamtli-
che Arbeit freizustellen.

Gegenseitiges Verständnis und gegenseitige Rücksichtnah-
me, verbunden mit einem regelmäßigen Austausch, und die
Diskussion über die Notwendigkeiten beider Seiten sind
unserer Ansicht nach der bessere Weg für eine erfolgreiche
Wertschätzung der wichtigen Arbeit unserer Feuerwehren
in Hessen. Gemeinsam, anstatt mit gesetzlichen Verboten,
das ist unser Weg für die Hilfsorganisationen. Die anderen
Hilfsorganisationen, wie das Deutsche Rote Kreuz, die Jo-
hanniter, die Malteser, der Arbeiter-Samariter-Bund, die
Deutsche Lebens-Rettungs-Gesellschaft und das Techni-
sche Hilfswerk, haben deshalb bei dem Gipfel „Wirtschaft
trifft Blaulicht“ und der gemeinsamen Erklärung bereits
mitgewirkt. Sie sind mit im Boot.

Ich wiederhole es: Gut gemeint ist nicht gut gemacht. –
Wir werden dem Gesetzentwurf so nicht zustimmen kön-
nen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Für eine Kurzintervention erteile ich Herrn Kollegen Weiß
das Wort. Bitte sehr.

Marius Weiß (SPD):

Herr Präsident, vielen Dank. – Herr Kollege, da Sie meine
Zwischenfrage nicht zugelassen haben, will ich sie von
diesem Ort aus stellen und Ihnen die Gelegenheit geben,
mit einer Replik die Frage zu beantworten.

(Vizepräsidentin Ursula Hammann übernimmt den
Vorsitz.)

Es gibt in der Hessischen Gemeindeordnung und in ande-
ren Ordnungen einen entsprechenden Kündigungsschutz
für Kreistagsmitglieder, für Mitglieder der Gemeindever-
tretungen, der Stadtverordnetenversammlungen usw. Ist Ih-
nen ein Fall bekannt, bei dem irgendjemand in irgendein
Unternehmen oder in einen Betrieb als Mitglied in einer
kommunalen Gebietskörperschaft nicht eingestellt wurde,
und zwar aufgrund dieses Kündigungsschutzes? Das wüss-
te ich gerne einmal von dieser Stelle aus von Ihnen.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Herr Kollege Weiß, vielen Dank. – Herr Kollege Meysner,
Sie haben die Möglichkeit, auf die Kurzintervention zu
antworten. Bitte schön. Auch Sie haben zwei Minuten Re-
dezeit.

Markus Meysner (CDU):

Ich glaube, aus eigener Erfahrung heraus eine gute Ant-
wort geben zu können. Bei einer mittleren Feuerwehr ha-
ben Sie zwischen 80 und 120 Einsätzen im Jahr. Da ist es
nicht so wie bei denen, die in Kommunalparlamenten tätig
sind. Da sind die Ortsbeiratssitzungen und alles, was es da
gibt, meistens abends. Da ist es den ganzen Tag über ver-
teilt. Da geschieht viel tagsüber.

Es ist schon ein Unterschied, ob ich in der Woche drei-
oder viermal auch tagsüber zu einem Einsatz muss oder ob
ich in der Regel einmal alle zwei Wochen abends zu einer
Ortsbeiratssitzung muss. Ich glaube, da gibt es gerade in
der Anzahl einen großen Unterschied.

Ich kann mir schon vorstellen, dass gerade das das Pro-
blem ist. Wir müssen bei den Arbeitgebern um Verständnis
für die Freistellung werben. Mit dieser Gesetzesvorlage als
Gesetz würden Sie es nicht hinbekommen. Es würde dann
einen Druck von oben geben, der eher zu etwas anderem
hinführen würde.

Wir kennen das von vielen anderen Beispielen. Nehmen
wir die Schwerbehinderten. Das ist ein schwieriges Thema.
Wenn Sie mit Arbeitgebern sprechen, merken Sie, dass das
etwas ist, bei dem man wirklich überlegen muss, ob man
das so hinbekommen kann.

Wir haben die Angst, dass ein solcher Schuss bei den Feu-
erwehren nach hinten losgehen würde. Deshalb sagen wir,
dass wir das so nicht unterstützen können.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der Abg.
Eva Goldbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Herr Kollege Meysner, vielen Dank. – Als nächster Redner
spricht Herr Kollege Schaus für die Fraktion DIE LINKE.
Herr Kollege, bitte schön, Sie haben das Wort.

Hermann Schaus (DIE LINKE):

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
In Deutschland wird der Brand- und Katastrophenschutz zu
einem ganz überwiegenden Teil von ehrenamtlichen Kräf-
ten getragen. Doch es gibt die Sorge, ob genug Nachwuchs
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für diese immense Aufgabe und Verantwortung auch wei-
terhin gewonnen werden kann.

Beispielsweise bei dem Elbhochwasser und in der aktuel-
len Flüchtlingshilfe gab es Situationen, bei denen Lücken
im Katastrophenschutz allzu deutlich wurden. Durch geän-
derte gesellschaftliche Rahmenbedingungen schwindet zu-
dem die Bereitschaft oder die Möglichkeit, sich ehrenamt-
lich im Katastrophenschutz einzubringen. Das ist ein Pro-
blem.

Der Landesfeuerwehrverband Hessen zählt ca. 72.000 eh-
renamtliche Feuerwehrangehörige in etwa 2.600 freiwilli-
gen Feuerwehren. Dazu muss man wissen: Etwa 90 % der
Organisationen im Katastrophenschutz arbeiten mit ehren-
amtlichen Helfern. In anderen europäischen Ländern ist
das anders. Dort gibt es viel mehr Hauptamtliche.

Das System der freiwilligen Feuerwehren wie des Katas-
trophenschutzes hat sich bei uns seit Langem und auch
weitgehend bewährt. Doch eine weitere Gefahr wurde in
der Schutzkommission beim Bundesministerium des In-
nern im Jahr 2006 angesprochen. Da werden massive Risi-
ken ausgewiesen. Dort wurde die Frage nach einem mögli-
cherweise nicht mehr funktionierenden System bei einem
möglichen Tag X mit einer großen Naturkatastrophe ge-
stellt.

Damit sind wir beim Kern des Problems, über das wir hier
schon einige Male gesprochen haben. Schüler und Studen-
ten sollen besser und schneller in der Schule und in der
Universität Leistung bringen. Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer sollen am Arbeitsmarkt stets flexibel sein.

Aber wer nur noch Leistung und Wettbewerb erbringt, dem
fehlt schlichtweg die Zeit für das Ehrenamt, dem fehlt die
Möglichkeit zum uneigennützigen Dienst an der Gesell-
schaft. Ich sage dazu: Noch mehr Sonntagsarbeit wird das
weiter einschränken.

(Beifall bei der LINKEN)

Das ist wohl wahr: Nur wenige Arbeitgeber brechen in Ju-
bel aus, wenn man im Bewerbungsgespräch stolz auf das
Ehrenamt bei der Feuerwehr hinweist. Bei den aktuellen
Wetterkapriolen bedeutet die Mitgliedschaft bei der frei-
willigen Feuerwehr z. B., dass man vom Arbeitsplatz
plötzlich weggerufen werden kann, dass Mann und Frau ta-
ge- und nächtelang im Einsatz sind und dass man auch oh-
ne einen akuten Einsatz an Übungen und Weiterbildung
teilnehmen muss. Dort lernt man dann Dinge, die zwar für
die Gesellschaft, aber nicht zwingend für den Job von Nut-
zen sind.

Hier setzt der Gesetzentwurf der SPD-Fraktion, wie ich
finde, richtig an. Das Ziel des Gesetzentwurfs soll sein,
Menschen, die der freiwilligen Feuerwehr angehören, ar-
beitsrechtlich besser zu schützen oder sogar gegenüber den
anderen Arbeitnehmern etwas besserzustellen. Das ist vom
Grundsatz her richtig.

Ich will jetzt nicht mit Herrn Meysner verwechselt werden.
Aber ich bin mir noch nicht ganz sicher, ob der vorliegen-
de Gesetzentwurf als Gesetz das Ziel wirklich erreichen
könnte. Ich glaube, darüber müssen wir noch ein bisschen
diskutieren. Zum einen gebe ich zu bedenken, dass das auf-
grund der Sicht mancher Arbeitgeber durchaus zu einem
Einstellungshemmnis oder sogar zu einem Bumerang für
die Feuerwehrleute werden könnte. Das will sicherlich nie-
mand von uns. Nicht alle Leute der freiwilligen Feuerwehr

sind im öffentlichen Dienst oder in entsprechend nahen
Einrichtungen beschäftigt.

Das Bestreben vieler privater Unternehmen ist es leider
nicht unbedingt, arbeitsrechtlich gut geschützte Ehrenamt-
liche einzustellen und damit sozusagen die Tätigkeit in der
freiwilligen Feuerwehr indirekt auch noch mitzufinanzie-
ren. Ich meine, wir müssen mit Experten klären, wohin das
in der Praxis führen kann. Das ist die zentrale Frage.

Ich meine, wenn das in der Praxis funktionieren würde und
Herrn Meysners Befürchtungen unbegründet wären, dann
sollte man das nicht nur für die Feuerwehrleute, sondern
für alle Ehrenamtlichen im gesamten Katastrophenschutz
machen. Denn sie sind davon genauso betroffen.

(Beifall bei der LINKEN)

Neben dem vorliegenden Gesetzentwurf sollte uns in einer
Anhörung auch dringend beschäftigen, ob und wie wir den
Katastrophenschutz insgesamt für den Ernstfall sicherer
bekommen können. Denn ich meine, dass hier weiterhin
Handlungsbedarf besteht.

Die Jugendfeuerwehren z. B. versorgen den aktiven Ein-
satzdienst leider immer weniger mit ausreichend Nach-
wuchs. Letztes Jahr stand beispielsweise auch die freiwilli-
ge Feuerwehr in Frielendorf-Schönborn im Schwalm-Eder-
Kreis kurz vor dem Aus. Die Einsatzbelastung und der
Wegzug vieler junger Leute in die Stadt belasteten die Feu-
erwache sehr, und damit steht sie leider nicht allein. Nicht
nur in Hessen, sondern im ganzen Bundesgebiet müssen
freiwillige Feuerwehren ihre Wachen aufgrund von Nach-
wuchsmangel schließen und hinterlassen dabei riesige Si-
cherheitslücken.

Vielen Bürgerinnen und Bürgern ist nicht immer klar, was
die 72.000 ehrenamtlichen Feuerwehrfrauen und Feuer-
wehrmänner tagtäglich leisten. Sie stellen den Brandschutz
sicher, setzen sich Gefahrgut aus, leisten technische Hil-
festellung, arbeiten Tag und Nacht bei Katastrophenlagen,
retten Menschen und Tiere aus gefährlichen Situationen,
überbrücken als First Responder die Wartezeit, bis der
Krankenwagen eintrifft, räumen unsere Straßen frei, und
vieles mehr. Das tun sie schnell, flächendeckend und mit
einer unglaublichen Professionalität, wie ich meine.

(Beifall bei der LINKEN)

Ein wichtiger Schritt zur Nachwuchsförderung war die Än-
derung des Gesetzes über den Brandschutz, die Allgemeine
Hilfe und den Katastrophenschutz im Jahr 2007. Dadurch
wurde die Einführung der Kinderfeuerwehr möglich, die
mittlerweile immerhin 9.800 Mitglieder in Hessen zählt.
Nun müssen wir weitergehen und tun, was nötig ist, um
diese Strukturen zu schützen und zu unterstützen, damit
das Ehrenamt der freiwilligen Feuerwehr wieder attraktiver
wird und bleibt. Denn nur so können die Feuerwehrange-
hörigen die 3,5 Millionen Einsätze, die jährlich bundesweit
anfallen, auch stemmen.

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Herr Kollege Schaus, kommen Sie bitte zum Ende Ihrer
Rede.

Hermann Schaus (DIE LINKE):

Mein letzter Satz, Frau Präsidentin. – Deshalb ist es wich-
tig, all diesen Fragen in einer Anhörung zum Gesetzent-
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wurf der SPD nachzugehen und dann möglichst zu einem
gemeinsamen Ergebnis zu kommen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Kollege Schaus. – Als nächste Rednerin
spricht Frau Kollegin Goldbach von der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Bitte schön, Frau Kollegin, Sie ha-
ben das Wort.

Eva Goldbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! In meiner Heimatstadt, einem kleinen Fachwerk-
städtchen auf dem Land, blieb früher sonntags immer eine
Person zu Hause. Das musste so sein wegen des Brand-
schutzes. Es waren alles kleine Fachwerkhäuser, und es
durfte nicht riskiert werden, dass aus dem Feuer – in jeder
Küche brannte ein Feuer zum Heizen und Kochen – Fun-
ken flogen und das Haus in Brand setzten. Noch dazu stan-
den die Häuser sehr eng zusammen – das stehen sie auch
heute noch –, und die Feuer griffen schnell über. Früher
war es wahnsinnig schwierig, den Brandschutz zu gewähr-
leisten; denn gelöscht wurde mit Eimern und Wasser.

Heute sind wir in einer ganz anderen Situation; denn wir
haben die freiwilligen Feuerwehren, die im Brandfall lö-
schen, bergen und schützen. Ich finde, man kann dieses
Engagement nicht genug würdigen. Das tun wir oft, und
das ist auch richtig so.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie der Abg. Markus Meysner und Horst Klee
(CDU))

Denn wir haben nur wenige Berufsfeuerwehren in Hessen,
und ohne dieses Engagement wäre ein flächendeckender
Brand- und Katastrophenschutz überhaupt nicht möglich.
Diese Leute sind von existenzieller Bedeutung für uns in
Hessen; denn so etwas wie früher, dass ganze Stadtteile ab-
brannten, passiert heute nicht mehr – zum Glück.

Wir wollen auch nicht darüber hinwegsehen, dass die Feu-
erwehren auch einen wichtigen Beitrag zum gesellschaftli-
chen Leben leisten. Es gibt kein Dorf- oder Stadtfest, an
dem die freiwilligen Feuerwehren nicht irgendwie beteiligt
sind. Diese dauerhafte Einsatz- und Leistungsbereitschaft
der Feuerwehrleute ist wirklich bewundernswert. Sie in-
vestieren viel Freizeit für Übung, für Ausbildung und für
die Einsätze. Sie sind sogar dazu bereit, ihr eigenes Leben
zu gefährden, um andere Menschen zu retten. Das alles ist
keine Selbstverständlichkeit.

Jetzt ist die Frage: Warum tun Feuerwehrleute das eigent-
lich? Damit nähern wir uns auch der Frage, ob ein gesetzli-
cher Kündigungsschutz, so wie die SPD-Fraktion ihn vor-
schlägt, überhaupt notwendig und zielführend ist. Wenn
ich mich einmal daran erinnere, wie das in meiner Jugend
auf dem Land war: Diejenigen, die zur freiwilligen Feuer-
wehr gegangen sind, haben das nicht getan, weil sie viel-
leicht in Zukunft in ihrem Beruf einen besonderen Kündi-
gungsschutz erwarten konnten. Sie hatten Spaß daran. Ich
weiß noch, wie mein kleiner Bruder, stolz wie Bolle, das
erste Mal einen Löschanzug anhatte, den Schlauch unterm
Arm, und zu seinem ersten Übungseinsatz marschiert ist.

Das ist genau der Punkt. Das ist der Ursprung dieser Feuer-
wehrarbeit. Das gehört zum Gemeinwesen. Die jungen
Leute machen schon mit, das ist auch Sport und Freiheit.
Daraus wird dann diese sehr kompetente ehrenamtliche Ar-
beit in den Feuerwehren bei den aktiven Einsätzen.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Sehr richtig! – Gerhard
Merz (SPD): Kündigungsschutz als Spaßbremse!)

Ein Kündigungsschutz als Bonbon, um sich dort zu enga-
gieren, erscheint mir wirklich alles andere als zielführend.
Wir haben die freistellenden Betriebe, die den Feuerwehr-
leuten ermöglichen, zu Einsätzen zu gehen, wenn die Ein-
sätze während der normalen Arbeitszeiten stattfinden. Das
forderte gerade von den kleinen und mittleren Betrieben ei-
ne ganz schön große Flexibilität. Auch deshalb sollten wir
das würdigen.

(Beifall der Abg. Karin Müller (Kassel) (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN))

Auf dem Land gibt es in manchen Gegenden nur einige
wenige große Arbeitgeber. Das kann dazu führen, wenn
ein Einsatz stattfindet, dass sie die Schicht herunterfahren
müssen, dass sie einfach aufhören müssen, zu produzieren.
Das tun die Firmen. Aber warum tun sie das denn? Weil
sie genau wissen, wie wichtig die freiwilligen Feuerwehren
sind; denn sie löschen im Brandfall z. B. auch Firmenge-
bäude.

Ich weiß nicht, wer von Ihnen schon einmal dabei war,
wenn so eine große Übung stattgefunden hat. Ich schaue
mir das bei uns immer an.

(Nancy Faeser (SPD): Das gibt es in städtischen Be-
reichen auch!)

Da rücken die Feuerwehren immer mit ihren Löschzügen
und Rettungshubwagen an. Es ist absolut beeindruckend,
wozu sie in der Lage sind: eine riesige Firma mit 600, 800
Angestellten zu schützen, dort zu löschen und verletzte
Personen zu bergen. Die Firmen wissen das doch. Die Fir-
men wissen doch, wie wichtig diese Feuerwehren, die Feu-
erwehrleute, die Gerätschaften, die sie haben, für den
Ernstfall sind. Das wissen sie zu schätzen, und das wissen
sie auch zu würdigen. Deshalb sind sie auch dazu bereit,
die Feuerwehrleute im Ernstfall freizustellen.

Ich fasse zusammen. Es gibt eine enge Zusammenarbeit
und Verzahnung zwischen den ehrenamtlichen Feuerwehr-
leuten und den örtlichen Betrieben. Diese Zusammenar-
beit, diese Partnerschaft beruht auf Vertrauen und gegen-
seitiger Wertschätzung. Mit einem besonderen Kündi-
gungsschutz würden wir sehr einseitig in dieses Vertrau-
ensverhältnis eingreifen und es nachhaltig verändern. Was
würde denn passieren, wenn ein Arbeitgeber bei der Ein-
stellung fragen würde: „Sind Sie bei der ehrenamtlichen
Feuerwehr?“?

(Gerhard Merz (SPD): Ja, was würde dann passie-
ren?)

Blicken wir einmal zurück, als der besondere Kündigungs-
schutz für schwangere Frauen eingeführt wurde.

(Timon Gremmels (SPD): Ein toller Vergleich!)

– Arbeitsrechtlich darf man das durchaus vergleichen. Das
ist ein rein arbeitsrechtlicher Vergleich. – Die Frage ist:
Muss dann der Bewerber oder die Bewerberin die Wahr-
heit sagen, oder nicht?

(Gerhard Merz (SPD): Die Antwort ist Nein!)
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Es könnte dazu führen, dass wegen Nichteinstellung ge-
klagt wird, weil der Feuerwehrmann oder die Feuerwehr-
frau bei dem Bewerbungsgespräch gesagt hat: „Ich bin in
der freiwilligen Feuerwehr und habe Anspruch auf einen
besonderen Kündigungsschutz.“

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Genau!)

Er weiß nicht, warum das Unternehmen ihn vielleicht nicht
eingestellt hat; er könnte dagegen klagen. Das wiederum
könnte durch eine oder mehrere arbeitsgerichtliche Ent-
scheidungen dazu führen, dass es auch hier ein Recht zur
Lüge gibt, so wie das ganz berechtigt bei schwangeren Ar-
beitnehmerinnen der Fall ist.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Das gibt es! –
Nancy Faeser (SPD): Was ist denn mit den Kommu-
nalpolitikern?)

Wir sehen, da könnten arbeitsrechtlich große Schwierigkei-
ten und Prozesse auf uns zukommen.

(Zuruf des Abg. Gerhard Merz (SPD))

Die gute Zusammenarbeit zwischen Feuerwehren und Ar-
beitgebern beruht, wie gesagt, auf Freiwilligkeit, Vertrauen
und Wertschätzung. Das ist der richtige Weg, so wie es
auch der Weg ist, den das Land Hessen in der gemeinsa-
men Erklärung beschreitet, die der Kollege Meysner vor-
hin schon beschrieben hat, nämlich die Erklärung „Ge-
meinsam für Hessen“ vom Landesfeuerwehrverband, von
den Kommunalen Spitzenverbänden, den Arbeitgebern und
dem Land, wo sie versuchen, gemeinsam mit konkreten
Maßnahmen dafür zu sorgen, dass die Feuerwehren genug
Nachwuchs haben, dass die Betriebe weiterhin freistellen,
dass aber die Betriebe bei Einsätzen so wenig Personal für
den Einsatz freistellen müssen, wie es möglich ist. Mit die-
ser Vereinbarung und dem einmal jährlich stattfindenden
runden Tisch, an dem ständig weiter an dieser guten Zu-
sammenarbeit gearbeitet wird, gehen wir in Hessen den
richtigen Weg.

Wir haben hier eine gute Partnerschaft zwischen den ge-
nannten Gruppen und Institutionen. Eine gute Partnerschaft
beruht auf Vertrauen und nicht auf Zwang. Wir möchten,
dass diese gute Partnerschaft so weitergeführt wird, wie sie
im Moment schon ist.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Frau Kollegen Goldbach. – Als nächster
Redner hat sich Kollege Greilich von der FDP-Fraktion zu
Wort gemeldet. Bitte schön, Herr Kollege, Sie haben das
Wort.

Wolfgang Greilich (FDP):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ich will auf das Thema zurückkommen, das die SPD auf
die Tagesordnung gesetzt hat und über das wir uns in der
Vergangenheit in aller Regel ohne größeren Dissens unter-
halten haben, nämlich auf die Bedeutung des ehrenamtli-
chen Brand- und Katastrophenschutzes.

Wir haben zuletzt hier im Hause anlässlich der Initiative
der Landesregierung zur Stärkung von Senioren in der
Feuerwehr hierüber diskutiert. Ich denke, auch seinerzeit

waren wir weitgehend einer Meinung. Das ist auch gut so
und wird der Sache der Feuerwehren gerecht. Denn hier
übernehmen Bürgerinnen und Bürger aus Verantwortungs-
gefühl für das Gemeinwohl Aufgaben, die ansonsten von
den Kommunen, also von den Steuerzahlern, von uns allen,
teuer bezahlt werden müssten, soweit sie überhaupt ge-
währleistet werden könnten. Ich habe große Zweifel, ob
wir das überhaupt stemmen könnten. Blicke in andere
europäische Länder zeigen, dass das nicht funktioniert. Wir
müssen jenen, die ihre Freizeit opfern, um andere zu schüt-
zen, und sich dabei nicht selten selbst in Gefahr begeben,
sehr dankbar sein.

Die SPD-Fraktion greift in diesem Zusammenhang mit ih-
rer Initiative einen sehr wichtigen Punkt auf, über den es
sich sicherlich zu diskutieren lohnt und auf den auch wir
immer wieder die Aufmerksamkeit lenken müssen: Bei der
ehrenamtlichen Tätigkeit in einer freiwilligen Feuerwehr
stehen die Betroffenen eben nicht nur in ihrer Freizeit, son-
dern auch in der Arbeitszeit auf Abruf zur Verfügung. An-
gesichts ihres besonderen Engagements für das Gemein-
wohl sollten ihnen hieraus keine beruflichen Nachteile ent-
stehen, auch wenn man im Blick haben muss, dass es für
den Arbeitgeber eine ganz besondere Herausforderung dar-
stellt, wenn unter Umständen immer wieder, teilweise auch
in kurzen Abständen, Arbeitnehmer kurzfristig nicht zur
Verfügung stehen.

Ob bewusst oder unbewusst – das ehrenamtliche Engage-
ment, das wir so begrüßen, kann gerade in einer freiwilli-
gen Feuerwehr dazu führen, dass es zu einem Einstellungs-
kriterium für Arbeitgeber wird, und zwar im positiven wie
im negativen Sinne. Meine Damen und Herren, es gibt un-
bestreitbar Situationen, in denen ein Arbeitgeber nicht
mehr willens oder in der Lage ist – etwa weil seine Ar-
beitsabläufe unterbrochen und damit im Extremfall das
Unternehmen in seinem Bestand gefährdet ist –, die negati-
ven Seiten mitzutragen. Davor, Herr Kollege Franz, darf
man die Augen nicht verschließen.

Die SPD zielt mit ihrer Initiative darauf ab, dieses Problem
zu lösen. Im Wesentlichen sollen die Feuerwehrleute, die
den Einsatzabteilungen angehören, einen besonderen Kün-
digungsschutz erhalten und nicht mehr gegen ihren Willen
auf einen anderen Arbeitsplatz versetzt werden können.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen der SPD-Fraktion, ich bescheinige Ih-
nen, dass das sicherlich gut gemeint ist. Aber auch wir ha-
ben erhebliche Zweifel, ob es letztlich auch gut gemacht
ist. Ich darf nur zitieren, was Herr Fasbender, der vorhin
schon einmal erwähnt wurde, heute in seiner Presseerklä-
rung gesagt hat.

(Günter Rudolph (SPD): Er geht ja bald in den Ru-
hestand!)

– Auch wenn er in den Ruhestand geht. Herr Kollege Ru-
dolph, immer diese Altersdiskriminierung. Das kann ich
überhaupt nicht ab.

(Lebhafter Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Ich denke, wenn jemand etwas Richtiges sagt, so ist es re-
lativ unabhängig davon, ob er noch lange im Berufsleben
bleibt oder ob er in den Ruhestand geht.

(Günter Rudolph (SPD): Das hat sich nicht auf sein
Alter bezogen!)
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Herr Fasbender hat zu Recht darauf hingewiesen, dass die-
ses Kündigungs- und Versetzungsverbot das auf Vertrauen
beruhende Verhältnis zwischen Arbeitnehmern und Arbeit-
gebern stören kann. Er hat, gerade in Würdigung der Situa-
tion, wörtlich gesagt, Arbeitgeber schätzten ehrenamtlich
engagierte Mitarbeiter oft als besonders zuverlässig, moti-
viert, teamfähig und führungsstark. Herr Kollege Rudolph,
auch Sie sollten zustimmen: Da hat Herr Fasbender absolut
recht. Deshalb sollten wir ihm auch recht geben.

(Beifall bei der FDP – Günter Rudolph (SPD): Im
Leben nicht!)

Ich sage dazu: Die beschriebene Konfliktsituation ist keine
neue. Sie ist immer wieder Thema in den Gesprächen mit
dem Landesfeuerwehrverband. Wir haben es auch in den
Gesprächen mit den Unternehmen gehört, die einerseits
viel Verständnis für die ehrenamtliche Arbeit haben, aber
teilweise auch ihre Probleme schildern. Ich sage deshalb
ausdrücklich, Herr Minister: Der Weg der Landesregierung
in diesem Bereich ist der richtige. Mit dem Programm
„Partner der Feuerwehr“ werden Betriebe als besonders
feuerwehrfreundlich ausgezeichnet. Damit suchen die Feu-
erwehrverbände einen positiven Kontakt zu den Unterneh-
men. Wenn die Landesregierung das unterstützt, so ist dies
der richtige Weg.

Wir dürfen nicht in den Fehler verfallen – in diese Rich-
tung zeigt meines Erachtens der SPD-Gesetzentwurf –, in
die Konfrontation mit den Arbeitgebern zu gehen, statt den
Dialog zu fördern. Etwa bei der Veranstaltung „Wirtschaft
trifft Blaulicht“ wurde besprochen, die Zusammenarbeit zu
fördern, und dies wurde mit einer entsprechenden Verein-
barung besiegelt.

Ich befürchte, dass der Vorschlag der SPD eine erhebliche
Gefahr birgt. Dies ist schon mehrfach erwähnt worden:
Wenn ein Arbeitgeber bei einer Neueinstellung Kenntnis
davon hat, dass ein Bewerber Mitglied der Feuerwehr ist,
muss er sich entscheiden: Will er ihn auf Gedeih und Ver-
derb und letztlich ohne Kündigungsmöglichkeit einstellen,
oder zieht er jemand anderen vor, bei dem er diesen Kündi-
gungsschutz nicht in Kauf nehmen muss? Ich fürchte, dass
gerade der gegenteilige Effekt erreicht wird, und das im
Übrigen – das will ich auch einmal sehr deutlich sagen –
gerade bei jenen, die wir ganz besonders in den Einsatzab-
teilungen brauchen, bei denen wir die größten Probleme
haben, nämlich bei denen, die aus den Jugendfeuerwehren
kommen, die in die Einsatzabteilungen gehen und die
gleichzeitig am Eingang ihres Berufslebens stehen und die-
sen Problemen ausgesetzt werden.

Meine Damen und Herren, wir sind deshalb sehr auf die
Anhörung gespannt, insbesondere auch darauf, wie in einer
differenzierten Fragestellung die Vertreter der Feuerweh-
ren selbst die Gesetzesinitiative einschätzen. Für uns ist es
der grundsätzlich richtige Ansatz, dass wir weiter an der
Attraktivität der Tätigkeit für die Feuerwehren arbeiten
und ausreichend junge Menschen für die Feuerwehr be-
geistern. Es hat mich deswegen auch ganz besonders ge-
freut, zu hören, dass bei den Kleinsten, bei den Löschzwer-
gen, wieder positive Entwicklungen zu vermelden sind.
Wir sehen durchaus auch die negativen, die wir z. B. beim
Übergang von den Jugendfeuerwehren in die Einsatzabtei-
lungen zu verzeichnen haben. Ich habe das gerade wieder
in meinem Heimatverband gehört. Das müssen wir alles
genau im Auge behalten und daran arbeiten.

Unsere Aufgabe ist es, meine sehr verehrten Kolleginnen
und Kollegen, in der Landespolitik die Rahmenbedingun-
gen so zu gestalten, dass die Feuerwehren auch in sächli-
cher Hinsicht gut ausgestattet sind und bleiben. Hier setzen
wir mit der Landesregierung auf die Kontinuität der letzten
Jahre, auf die 30 Millionen € jährlich aus der Feuerschutz-
steuer, die als Landesmittel in den Brandschutz gegeben
werden. Das und der Dialog mit der Wirtschaft beschrei-
ben den richtigen Weg. Diese beiden Dinge führen uns
nach vorn.

(Lebhafter Beifall bei der FDP – Beifall bei Abge-
ordneten der CDU)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Kollege Greilich. – Für die Landesre-
gierung spricht nun Staatsminister Beuth. Bitte sehr, Herr
Minister, Sie haben das Wort.

Peter Beuth, Minister des Innern und für Sport:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ich freue mich sehr, dass die Kolleginnen und Kollegen al-
ler Fraktionen das großartige Engagement unserer Feuer-
wehren im Lande, der Kameradinnen und Kameraden, ge-
würdigt haben. Dafür ein herzliches Dankeschön.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wertschätzung und Anerkennung für dieses großartige En-
gagement liegen in unserem Bestreben, und zwar, wie ich
vernommen habe, über alle Fraktionsgrenzen hinweg.
Auch die Hessische Landesregierung leistet ihren Beitrag,
um ihre Anerkennung und Wertschätzung durch vielerlei
Maßnahmen, die Sie alle kennen, zum Ausdruck zu brin-
gen.

Ich finde nur, der Gesetzentwurf, der hier vorgelegt wor-
den ist, ist nicht geeignet, Wertschätzung und Anerken-
nung auszudrücken, wobei ich den guten Willen gar nicht
in Abrede stellen will.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Das wäre auch
noch schöner!)

Sie haben im Vorblatt zu Ihrem Gesetzentwurf geschrie-
ben, das Ehrenamt würde gestärkt. Ich denke, dass mit ei-
nem solchen Gesetz, mit einer solchen Verpflichtung das
Ehrenamt nicht gestärkt würde. Bisher besteht die Situati-
on, dass die Kameradinnen und Kameraden für ihren Ein-
satz geschützt sind. Aber es gibt trotzdem das Gefühl bei
den Kameraden – es ist gar nicht wegzudiskutieren und in
Abrede zu stellen –, dass das am Ende – wenn sie viele
Einsatzzeiten haben, wenn sie viele Ausbildungszeiten ha-
ben, haben müssen, weil sie vielleicht herausragende Äm-
ter innerhalb der Feuerwehren haben – durch ihre Unter-
nehmen nicht wertgeschätzt wird, sondern ihnen im Ge-
genteil vielleicht Nachteile bereiten könnte.

Unsere Aufgabe ist es, sicherzustellen, dass die Kamera-
dinnen und Kameraden ihren Dienst an der Allgemeinheit,
so wie sie sich das vorgenommen haben, auch leisten kön-
nen. Wir sollten aber nicht gleichzeitig eine gesetzliche Si-
tuation herbeiführen, die am Ende befürchten lässt, dass
die Situation eher verschlechtert als verbessert wird. Ich
denke, dass der Kündigungsschutz, den Sie in Ihrem Ge-
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setzentwurf vorsehen, ein untaugliches Mittel ist, um den
Kameradinnen und Kameraden zu helfen.

Das ist der Webfehler. Wie Sie mit Herrn Fasbender umge-
hen, ist Ihre Sache.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Na ja, die Frage
ist: Wie geht er mit uns um?)

Ich finde, die Erklärung von Herrn Fasbender heute Mor-
gen hat ganz unmittelbar das erste Problem gezeigt.

Ich glaube, wir werden für die Kameradinnen und Kamera-
den nicht erfolgreich sein, wenn wir in Konfrontation mit
mindestens einem großen Wirtschaftsverband oder mögli-
cherweise noch mit anderen versuchen, eine Verbesserung
im Gesetz durchzusetzen. Meine Damen und Herren, ich
glaube, das wird am Ende nicht erfolgreich sein.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir sind, dasselbe Ziel verfolgend, einen anderen Weg ge-
gangen. Schon im Juni vergangenen Jahres haben wir uns
mit dem Feuerwehrverband und mit vielen anderen Institu-
tionen – den Kommunalen Spitzenverbänden, den Kam-
mern, der VhU und dem Landesfeuerwehrverband – über-
legt, wie wir unterhalb einer gesetzlichen Regelung dafür
werben können, dass die Kameradinnen und Kameraden
eine bessere Anerkennung ihres ehrenamtlichen Dienstes
am Arbeitsplatz erfahren. Wenn wir an einen kleinen
Handwerksbetrieb denken, der nur zwei Angestellte hat,
die möglicherweise beide Feuerwehrleute sind und häufi-
ger zum Einsatz müssen, wird klar, dass es dort nicht nur
für den einzelnen Kameraden, sondern auch für das Unter-
nehmen Probleme gibt. Das ist ein echtes Problem, an dem
man nicht vorbeidiskutieren kann. Man muss versuchen,
das im Einvernehmen mit der Wirtschaft, dem Handwerk
und den Industrie- und Handelskammern zu lösen, nicht
aber per Gesetz. Ich glaube, dass wir damit am Ende er-
folgreicher sind.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir haben uns Folgendes überlegt: Wir bringen die Wirt-
schaft und die Blaulichtorganisationen einmal an einen
Tisch – übrigens nicht nur die Feuerwehr, sondern auch die
anderen Organisationen. Es gibt Unternehmen, die ich
nicht davon überzeugen muss, dass Feuerwehrkameradin-
nen und -kameraden einen wichtigen Dienst leisten. Dazu
gehören Unternehmen, die schon einmal ein ernsthaftes
Problem hatten und denen ehrenamtliche Feuerwehrkame-
radinnen und -kameraden durch eine professionelle Hilfe
und zügiges Löschen dazu verholfen haben, dass sie ihre
Produktion schnell wieder aufnehmen konnten. Einem sol-
chen Unternehmer muss ich nicht beibringen, dass Feuer-
wehren etwas Wichtiges sind und wir für die ehrenamtli-
chen Kameraden dankbar sein können.

Aber es gibt auch Bereiche, in denen dieses Bewusstsein
nicht so ausgeprägt ist. Wir haben uns bemüht, mit denen,
die es angeht, im Einvernehmen und im Gespräch eine Lö-
sung herbeizuführen. Wir haben eine gemeinsame Erklä-
rung verabschiedet, die die Unverzichtbarkeit der Feuer-
wehren und des Katstrophenschutzes für unser Gemeinwe-
sen zum Ausdruck bringt und die unterschiedlichen Inter-
essen abgewogen darstellt. Ich glaube, dass wir am Ende
besser damit fahren als mit einer gesetzlichen Lösung. Wir
werden es gemeinsam weiter diskutieren. Darauf freue ich
mich. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Staatsminister Beuth. – Es liegen keine
weiteren Wortmeldungen vor.

Wir überweisen den Gesetzentwurf der Fraktion der SPD,
Drucks. 19/3428, nach der ersten Lesung zur Vorbereitung
der zweiten Lesung dem Innenausschuss.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 auf:

Erste Lesung des Gesetzentwurfs der Landesregierung
für ein Hessisches Ausführungsgesetz zum Gesetz über
die psychosoziale Prozessbegleitung im Strafverfahren
(PsychPbGHAG) – Drucks. 19/3470 –

Die vereinbarte Redezeit beträgt fünf Minuten. Das Gesetz
wird eingebracht von der Landesregierung, Frau Staatsmi-
nisterin Kühne-Hörmann. Bitte schön, Frau Staatsministe-
rin.

Eva Kühne-Hörmann, Ministerin der Justiz:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Für die Landesregierung darf ich den wichti-
gen Entwurf eines Hessischen Ausführungsgesetzes zum
Gesetz über die psychosoziale Prozessbegleitung im Straf-
verfahren einbringen. Dieses Ausführungsgesetz ist not-
wendig, da durch den Bundesgesetzgeber mit Wirkung
zum 1. Januar 2017 die psychosoziale Prozessbegleitung
im Strafverfahrensrecht in § 406g Strafprozessordnung so-
wie in einem eigenständigen Gesetz über die psychosoziale
Prozessbegleitung im Strafverfahren verankert wurde. Das
ist ein spannendes Gesetz.

Ich freue mich auf die Beratungen im Ausschuss und gebe
meine Rede zu Protokoll.

(Heiterkeit – Allgemeiner Beifall – Siehe Anlage 2)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank, Frau Staatsministerin. – Als erste Rednerin
hat sich Frau Kollegin Hofmann, SPD-Fraktion, zu Wort
gemeldet. Bitte schön, Sie haben das Wort.

Heike Hofmann (SPD):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Entgegen der
vereinbarten Redezeit habe ich eine halbstündige Rede
vorbereitet.

Die psychosoziale Prozessbegleitung ist ein wichtiger Bau-
stein für eine weitere Verbesserung der Opferschutzrechte.
Die psychosoziale Prozessbegleitung ist vor allem für die
Opfer von Gewalt- und Sexualstrafdelikten wichtig, insbe-
sondere auch für betroffene Kinder. Das Land füllt jetzt
Regelungslücken aus, die der Bund den Ländern übertra-
gen hat. Dies betrifft z. B. die Frage, wer die psychosoziale
Prozessbegleitung machen darf. Wir begrüßen, dass der
Bund mit einem Gesetz einen Rechtsanspruch auf die psy-
chosoziale Prozessbegleitung ermöglicht hat und wir als
Land nun die Regelungslücken schließen dürfen. Wir wer-
den uns deshalb konstruktiv an dem Gesetzgebungsverfah-
ren beteiligen.
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(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der
CDU)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Frau Kollegin Hofmann. – Als nächster Red-
ner spricht Kollege Rentsch für die FDP-Fraktion. Bitte
schön, Herr Kollege, Sie haben das Wort.

Florian Rentsch (FDP):

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Der Fraktionsvorsitzende der Union hat um inhaltliche
Aufklärung gebeten. Da bin ich gern dabei, dass wir hier
wirklich in die Tiefe einsteigen.

Frau Ministerin, Sie haben schon einmal den großen Bogen
gespannt, indem Sie deutlich gemacht haben, worum es
hier geht, und zwar um eine Umsetzung eines Bundesge-
setzes. Ich werde nur eine Anmerkung machen und dann
ebenfalls die Rede abkürzen.

In anderen Ausführungsgesetzen machen die Länder rela-
tiv viele konkrete Vorgaben, was die Standards für Pro-
zessbegleitung angeht und wie Konzepte etc. inhaltlich ge-
fasst sein müssen. Wir werden in der Anhörung und dann
in der Ausschussberatung darüber reden müssen, warum
Hessen darauf verzichtet. Es muss Gründe dafür geben. In-
sofern freue ich mich auf eine sehr intensive und sachori-
entierte Ausschussberatung zu diesem Punkt. – Vielen
Dank.

(Allgemeiner Beifall)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Kollege Rentsch. – Als nächste Redne-
rin spricht nun Frau Kollegin Müller (Kassel), Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Bitte schön, Frau Kollegin,
Sie haben das Wort.

Karin Müller (Kassel) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Auch ich will
nicht Spielverderberin sein und eine halbe Stunde reden.

Auch wir freuen uns darüber, dass sich jetzt der Paradig-
menwechsel, der vor einer Weile eingesetzt hat und durch
den mehr Opferrechte gestärkt werden – sonst war immer
der Täter im Mittelpunkt –, im Bund durchgesetzt hat. Wir
dürfen jetzt auch auf Landesebene die Rechte der Opfer
stärken, indem wir regeln, wie die psychosoziale Pro-
zessbegleitung ausgebildet und durchgeführt wird. Ich
freue mich auf die Diskussion im Ausschuss und wünsche
allen viel Vergnügen beim Fußball.

(Heiterkeit – Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der CDU)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank, Frau Kollegin Müller. – Als Nächste spricht
Frau Kollegin Schott von der Fraktion DIE LINKE. Bitte
schön, Sie haben das Wort.

Marjana Schott (DIE LINKE):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Ich glaube, ir-
gendetwas war heute Abend, und ich meine, mich zu erin-
nern, es sollte eine Ältestenratssitzung sein. Deswegen
werde ich jetzt sicherlich Dinge sagen, die nicht so nett
sind.

(Heiterkeit der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE)
und Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Wir hatten jetzt alle Varianten, nur diese noch nicht. Ich
bin bislang auch immer knapp daran vorbeigeschrappt – es
wäre doch jetzt einmal die Gelegenheit, das aufzugreifen.

Auch wenn wir alle schon ein bisschen in Feierabendstim-
mung sind, hätte ich doch noch zwei bis drei inhaltliche
Anmerkungen. Ich befürchte aber, dass kaum noch jemand
zuhören wird.

(Zuruf des Abg. Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD))

Deshalb fasse ich mich an dieser Stelle ganz kurz: Ich fra-
ge mich z. B., warum wir das Recht auf Prozessbegleitung
auf fünf Jahre befristen und warum wir nachträglich noch
Auflagen für denjenigen, der begleitet, an Bedingungen
knüpfen können. Vor allen Dingen ist § 9 nicht gut nach-
vollziehbar, weil es hier drei verschiedene Möglichkeiten
gibt, wer wem was und wie genehmigt. Darüber hinaus
wird das Land auch noch ermächtigt, dies in einer Rechts-
verordnung zu regeln, anstatt es im Gesetz zu tun. Das er-
schließt sich mir nicht ganz; aber ich wage zu bezweifeln,
dass es heute Abend noch möglich sein wird, sinnfällige
Antworten darauf zu finden. Deswegen beschränke ich
mich auf das, was ich hier ausgeführt habe. – Herzlichen
Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Frau Kollegin Schott. – Für die CDU-Frakti-
on spricht nun Kollege Heinz. Bitte schön, Sie haben das
Wort.

Christian Heinz (CDU):

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
An dem Landesausführungsgesetz zu einem Bundesgesetz,
das wiederum auf einer EU-Richtlinie fußt, können wir gut
sehen, wie die Mehrstufigkeit in der Rechtssetzung manch-
mal tatsächlich stattfindet. Dennoch ist auch dieses Aus-
führungsgesetz äußerst wichtig.

Im Speziellen regeln wir nun eine besonders intensive
Form der Unterstützung der Opfer von Straftaten. Das ist
richtig, und das ist wichtig.

Frau Kollegin Hofmann, zu häufig – da stimme ich frakti-
onsübergreifend zu – stehen im Strafprozess die Täter im
Mittelpunkt, nicht aber die Opfer. Hier wird nun ein Rah-
men geschaffen, in dem auch die Opfer von Straftaten
nicht rechtlich, aber doch in allen anderen Fragen künftig
intensiv begleitet werden – insbesondere jene Opfer, die ei-
ne ganz besondere Betreuung verdienen, weil sie Opfer
ganz besonders schlimmer Straftaten sind oder noch so
klein oder hilfsbedürftig sind, dass sie eine solche Beglei-
tung benötigen.

Besonders herausgestellt wird in diesem Landesausfüh-
rungsgesetz die Rolle der anerkannten Opferschutzorgani-
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sationen. Trotz anstehender weiterer Ereignisse möchte ich
es nicht versäumen, an dieser Stelle den Opferschutzorga-
nisationen, die sich seit sehr vielen Jahren, auch unter Be-
gleitung von Ehrenamtlichen, in Hessen verdient gemacht
haben, für ihre wertvolle Arbeit einmal hier zu danken.

(Beifall bei der CDU und der Abg. Nancy Faeser
(SPD))

Alles wichtige Weitere werden wir im Ausschuss nach ei-
ner Anhörung intensiv besprechen, insbesondere die Frage
der gegenseitigen Anerkennung von Qualifikationen. Hier
hat der hessische Entwurf, wie er von der Regierung
kommt, schon einen richtigen Weg eingeschlagen. Dieser
Gesetzentwurf zeigt eine große Offenheit in seinen Rege-
lungen. Damit sind wir auf einem sehr guten Weg.

Alles Weitere werden wir sehen. In der Ausschussberatung
werden wir intensiver, als es heute hier möglich ist, über
diesen Gesetzentwurf beraten. Zunächst danken wir der
Landesregierung für die Initiative und sehen uns zu diesem
Thema in der nächsten Sitzung des Rechtspolitischen Aus-
schusses wieder.

Uns allen noch einen vergnüglichen Abend. – Herzlichen
Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Kollege Heinz. – Es liegen keine weite-
ren Wortmeldungen vor.

Zur Vorbereitung der zweiten Lesung überweisen wir die-
sen Gesetzentwurf dem Rechtspolitischen Ausschuss.

Damit sind wir am Ende der heutigen Tagesordnung. Ich
wünsche Ihnen allen einen wunderschönen Fußballabend.

(Schluss: 17:42 Uhr)
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Anlage 1 (zu Tagesordnungspunkt 1 – Fragestunde)

Frage 565 – Jürgen Lenders (FDP):

Ich frage die Landesregierung:

Wie steht sie zu der vom Bund Deutscher Forstleute Hes-
sen gestellten Forderung, auf die „pauschalen, natur-
schutzfachlich fragwürdigen Großstilllegungsflächen“ zu
verzichten?

Antwort der Ministerin für Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz Priska Hinz:

Die Forderung des Bundes Deutscher Forstleute Hessen
wird nicht befürwortet.

Das Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz hat am 25. Mai 2016 in einem Er-
lass an den Landesbetrieb Hessen-Forst die Auswahl von
zusätzlichen 5.950 ha Staatswald als Kernflächen für den
Naturschutz bestätigt. Damit wurde ein Auftrag aus der
Koalitionsvereinbarung umgesetzt. Diese Flächen stehen
nun für eine unbeeinflusste Waldentwicklung zur Verfü-
gung. Die neuen Flächen haben eine Größe von 9 ha bis
1.080 ha und sind im Durchschnitt 62 ha groß. Insgesamt
stehen nun auf 25.500 ha rund 2.300 Kernflächen mit einer
Durchschnittsgröße von rund 10 ha zur Verfügung. Es gibt
also einen guten Flächenmix mit kleinen und großen Flä-
chen.

Mit zunehmender Größe der einzelnen Flächen rückt das
Naturschutzziel in den Vordergrund, natürliche Prozesse
und damit alle Phasen der Waldentwicklung auf einer Flä-
che zu ermöglichen. Dies ist ein Wert an sich. Dieses Ziel
ergänzt den bisherigen „Hot-Spot“-Ansatz des Landesbe-
triebs Hessen-Forst. Der „Hot-Spot“-Ansatz sieht vor,
Maßnahmen zur Sicherung der naturnahen Arten- und Bio-
topvielfalt und natürlicher Prozessabläufe am effektivsten
dort anzusetzen, wo intakte Biodiversitätszentren vorhan-
den sind.

Es ist ergänzend darauf hinzuweisen, dass lediglich 2 %
der Staatswaldfläche zusätzlich als Kernfläche ausgewie-
sen werden. Der Landesbetrieb erhält seit 2015 hierfür
einen finanziellen Ausgleich aus dem Landeshaushalt in
Höhe von 1,3 Millionen €, damit kein Druck entsteht, auf
den verbleibenden 92 % mehr Holz einzuschlagen.

Frage 566 – Lothar Quanz (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Wann ist mit der Vorlage der neuen Verordnung über die
Ausbildung und die Prüfung an zweijährigen Berufsfach-
schulen zu rechnen?

Antwort des Kultusministers Prof. Dr. R. Alexander
Lorz:

Die Verordnung über die Ausbildung und die Prüfung an
zweijährigen Berufsfachschulen vom 02.12.2011 (ABl.
S. 885), in Kraft getreten am 01.01.2012 (ABl. S. 710),
wird derzeit nicht neu gestaltet.

Frage 570 – Marjana Schott (DIE LINKE):

Ich frage die Landesregierung:

Wie ist der Stand der Vorbereitungen des siebten Famili-
enberichts der Landesregierung?

Antwort des Ministers für Soziales und Integration Ste-
fan Grüttner:

Der siebte Familienbericht befindet sich zurzeit in der Vor-
bereitung.

Frage 571 – Marjana Schott (DIE LINKE):

Ich frage die Landesregierung:

Wie ist der Sachstand zu der in der Regierungserklärung
2014 angekündigten Kommission „Hessen hat Familien-
sinn“?

Antwort des Ministers für Soziales und Integration Ste-
fan Grüttner:

Dieses Vorhaben wird, wie im Koalitionsvertrag vorgese-
hen, in dieser Legislaturperiode umgesetzt.

Frage 579 – Barbara Cárdenas (DIE LINKE):

Ich frage die Landesregierung:

Ist abschätzbar, wie viele der mit InteA beschulten Flücht-
linge nach der Maßnahme in eine gymnasiale Oberstufe
wechseln werden?

Antwort des Kultusministers Prof. Dr. R. Alexander
Lorz:

Derzeit ist nicht abschätzbar, wie viele der InteA-Schüle-
rinnen und -Schüler nach erfolgreicher Sprachförderung
unter den gegebenen rechtlichen Bedingungen in die gym-
nasiale Oberstufe wechseln können.
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Anlage 2 (zu Tagesordnungspunkt 4)

Nach § 109 Abs. 2 GOHLT zu Punkt 4 der Ta-
gesordnung, Drucks. 19/3470, zu Protokoll ge-
gebene Stellungnahme der Ministerin der Justiz
Eva Kühne-Hörmann:

Seit den Achtzigerjahren sind die Opfer von Straftaten im-
mer mehr in den Fokus insbesondere auch der Rechtspoli-
tik gerückt. Deren Rolle im Strafverfahren konnte seither
aufgrund einer komplexen Opferschutzgesetzgebung stetig
verbessert werden. Dabei sind – das kann man nicht oft ge-
nug betonen – Opferschutz und Opferhilfe zentrale Aufga-
ben staatlichen und auch gesellschaftlichen Handelns.

Im Bereich der strafrechtlichen Verfahren muss Opfer-
schutz vor allem auf zwei Ebenen gewährleistet werden.
Zum einen gilt es, die Position der Opfer im Strafverfahren
selbst zu verbessern, zum anderen ist es ausgesprochen
wichtig, die Betreuung von Opfern auch außerhalb des
Strafprozesses gerade auf der Ebene der Beratung und Be-
treuung sicherzustellen. Menschen, die völlig unvermittelt
von einer Straftat betroffen werden, fühlen sich nach der
Tat oftmals hilflos und alleingelassen. Sie benötigen Un-
terstützung bei der Verarbeitung der für sie schrecklichen
Geschehnisse und Informationen darüber, welche Hilfs-
möglichkeiten es für sie gibt. Auch der Beratung und Be-
treuung von Angehörigen – das haben die bisherigen Er-
fahrungen gezeigt – muss dabei Raum gegeben werden.

Diese Überlegungen waren in Hessen Anlass, 1984 die
erste professionelle Opferberatungsstelle in Hanau zu im-
plementieren. In den kommenden Jahren folgten weitere
Einrichtungen, sodass Hessen heute über ein nahezu flä-
chendeckendes Netz von Opferberatungsstellen verfügt.
Aber auch im Strafverfahren selbst wurde in den vergange-
nen Jahren viel getan; ein schönes Beispiel sind hier die
Zeugenzimmer, welche in allen neun hessischen Landge-
richtsbezirken eingerichtet worden sind.

Im Zuge eines Strafverfahrens wird das Opfer starken Be-
lastungen ausgesetzt. Wir haben dafür Sorge zu tragen,
dass bei der strafrechtlichen Aufarbeitung der Straftat kei-
ne zusätzlichen und insbesondere vermeidbaren Verletzun-
gen angerichtet werden. Dies war letztlich auch der
Grundgedanke für die im 3. Opferrechtsreformgesetz im-
plementierte psychosoziale Prozessbegleitung. Besonders
belasteten Opfern soll im Ermittlungs- und Strafverfahren
ein Opferunterstützungsdienst zur Seite gestellt werden,
welcher diesen in emotionaler und psychischer Hinsicht
Beistand leistet. Die psychosoziale Prozessbegleitung ist
dabei streng von der rechtlichen Vertretung zu unterschei-
den; die psychosozialen Prozessbegleiterinnen und Pro-
zessbegleiter haben sich jeglicher rechtlichen Beratung
der verletzten Person zu enthalten und dürfen auch keiner-
lei Aufklärung des Tatgeschehens betreiben.

Durch den Bundesgesetzgeber wurden die psychosoziale
Prozessbegleitung im Strafverfahrensrecht (§ 406g StPO)
sowie in einem eigenständigen Gesetz über die psychoso-
ziale Prozessbegleitung im Strafverfahren (PsychPbG) ver-
ankert. Die Grundsätze der psychosozialen Prozessbeglei-
tung, die Mindestanforderungen an die Qualifikation der
psychosozialen Prozessbegleiterinnen und Prozessbeglei-
ter und deren Vergütung werden dort gesetzlich normiert,
im Übrigen aber Raum für landesrechtliche Ausführungs-
bestimmungen gelassen.

Der vorliegende Gesetzentwurf füllt den durch den Bun-
desgesetzgeber eröffneten Regelungsspielraum. Die Vor-
aussetzungen für die Anerkennung der psychosozialen Pro-
zessbegleiterinnen und Prozessbegleiter, die Ausgestaltung
der Anerkennung sowie das diesbezügliche Verfahren wer-
den hier detailliert geregelt. Für die Anerkennung der psy-
chosozialen Prozessbegleiterinnen und Prozessbegleiter
sieht der Entwurf grundsätzlich eine Anbindung an eine
durch das Land Hessen oder eine hessische Gebietskörper-
schaft geförderte Opferschutzorganisation vor. Dies er-
folgte aus gutem Grund:

Die Anbindung dient einerseits der Qualitätssicherung.
Durch die Anknüpfung an das etablierte, durch langjähri-
ge Erfahrung und hohe fachliche Standards geprägte Sys-
tem der bestehenden hessischen Opferhilfevereine wird
auch hinsichtlich der psychosozialen Prozessbegleitung die
Einhaltung der Qualitätsstandards bestmöglich sicherge-
stellt.

Die Einbindung in die Struktur einer Organisation ermög-
licht darüber hinaus die nötige kollegiale Fachkontrolle
und -beratung sowie Supervision, welche erforderlich ist,
um die eigene Tätigkeit aus verschiedenen Blickwinkeln zu
reflektieren und dadurch Kompetenzen weiterzuentwickeln.

Im Hinblick auf die dort vorhandenen personellen Kapazi-
täten können schließlich auch ein Eildienst über die übli-
chen Geschäftszeiten hinaus sowie im Abwesenheitsfall ei-
ne Vertretung sichergestellt werden.

Die psychosoziale Prozessbegleitung wird zu den hessi-
schen Opferhilfevereinen entsprechend nicht in einem
Konkurrenzverhältnis stehen, sondern vielmehr eine sinn-
volle Ergänzung des Unterstützungsangebotes darstellen.
Natürlich ist die Anbindung kein Selbstzweck – sind ver-
gleichbare fachliche und organisatorische Standards ge-
währleistet, besteht daher über eine Öffnungsklausel die
Möglichkeit, von der Anbindung abzusehen.

Über die im Entwurf ebenfalls vorgesehene länderüber-
greifende Anerkennung wird darüber hinaus gewährleistet,
dass die Verletzten einer Straftat auch auf die in anderen
Ländern anerkannten Prozessbegleiterinnen und Pro-
zessbegleiter – ihres Vertrauens – zurückgreifen können.

Gegenstand der Tätigkeit ist die qualifizierte Betreuung
und Unterstützung der Verletzten im gesamten Strafverfah-
ren. Für die Wahrnehmung dieser Aufgabe ist unabdingba-
re Voraussetzung, dass zwischen Prozessbegleiter und Ver-
letztem eine Vertrauensbasis besteht. Der Gesetzentwurf
sieht daher vor, dass die psychosozialen Prozessbegleite-
rinnen und Prozessbegleiter Verschwiegenheit über die ih-
nen anvertrauten oder sonst im Rahmen ihrer Tätigkeit be-
kannt gewordenen Umstände zu bewahren haben; d. h.,
Umstände aus dem persönlichen Lebens- und Geheimbe-
reich der Verletzten dürfen Dritten nicht zur Kenntnis ge-
bracht werden. Davon unberührt bleibt die Tatsache, dass
den psychosozialen Prozessbegleiterinnen und Prozessbe-
gleitern – sollten sie als Zeugen in einem Verfahren in Be-
tracht kommen – gegenüber den Strafverfolgungsbehörden
bzw. dem Gericht kein Zeugnisverweigerungsrecht zusteht.

Eine sehr wichtige Rolle bei der psychosozialen Prozessbe-
gleitung kommt der Aus- und Weiterbildung zu. Wie ein-
gangs bereits ausgeführt, ist diese geprägt „von Neutrali-
tät gegenüber dem Strafverfahren und der Trennung von
Beratung und Begleitung“, so ausdrücklich § 2 Abs. 2

Hessischer Landtag · 19. Wahlperiode · 75. Sitzung · 21. Juni 2016 5263



PsychPbG. Damit es in der Praxis tatsächlich gelingt, jeg-
liche Beratung und Gespräche über das Tatgeschehen und
damit eine unzulässige Beeinflussung der Verletzten, die ja
regelmäßig zugleich auch Zeugen sind, zu vermeiden, be-
darf es der Sensibilisierung und eingehenden Schulung der
künftigen psychosozialen Prozessbegleiterinnen und Pro-
zessbegleiter.

Im Hinblick auf die Aus- und Weiterbildung ist beabsich-
tigt, die Voraussetzungen für die Anerkennung, das diesbe-
zügliche Verfahren sowie die Ausgestaltung der Anerken-
nung in einer separaten Rechtsverordnung zu regeln; der
Gesetzentwurf enthält die hierfür erforderliche Verord-
nungsermächtigung. Dem liegt der Gedanke zugrunde,
dass das Angebot an Aus- und Weiterbildungen zur psy-
chosozialen Prozessbegleitung zum Teil gerade in der Ent-
stehung begriffen ist und der Praxis hier entsprechend
Raum für Entwicklungen gegeben werden soll. Es würde
das Verfahren sehr schwerfällig machen, wenn gegebenen-
falls erforderlich werdende Änderungen dabei jeweils per
Gesetz durch das Parlament beschlossen werden müssten.
Eine Rechtsverordnung gewährleistet hingegen die nötige
Flexibilität. Die vorgesehene Rechtsverordnung wird sich
an den Mindeststandards orientieren, welche durch eine
aus Juristinnen und Juristen sowie psychosozialen Fach-
kräften bestehende Arbeitsgruppe – unter Einbeziehung
der Expertise einer Vielzahl von Verbänden, Organisatio-
nen und staatlichen Stellen – erarbeitet worden ist.

Mit der Regelung zum Inkrafttreten in § 11 wird schließ-
lich sichergestellt, dass – korrespondierend mit der bun-
desgesetzlichen Vorschrift – am 1. Januar 2017 in Hessen
die erforderlichen landesgesetzlichen Regelungen zur Um-
setzung der psychosozialen Prozessbegleitung in Kraft tre-
ten können.
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